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    Vorwort


    Die Geschäfte, mit denen sich Geldinstitute als kapitalistische Unternehmen bewähren – ihr Wirken gehorcht ihrer eigenen Gewinnrechnung, zielt auf kontinuierliche Steigerung von Umsatz und Überschüssen –, verhelfen ihren Betreibern nicht nur zu ansehnlichen Bilanzen – wenn die sich in einer Nation aufs Dreifache des zusammengezählten Bruttoinlandsprodukts eines Jahres belaufen, gilt das als normal und eher moderat –, sondern auch zu einem besonderen Ruf. Höchster Wertschätzung erfreuen sich die Dienste, die das Finanzgewerbe fürs Funktionieren der Marktwirtschaft erbringt: Ihm verdanken ‚die Märkte‘ die Geldversorgung, die Unternehmen aller Geschäftszweige die Ausstattung mit Kapital. Wo und wann immer es routiniert und eigennützig Beiträge zu einem gelungenen Wachstum liefert, genießen seine herausragenden Akteure Anerkennung als Repräsentanten des Erfolgs von Land und Leuten; und die revanchieren sich, indem sie allerlei Großbauten in die Landschaft stellen, Sportstätten finanzieren und beschriften usw. Wenn jedoch Verluste anfallen, wo der Standort auf Gewinn gesetzt hat, gar am Finanzplatz eine Krise ausbricht, die ihre Kreise zieht, dann ist den Bankern die Missgunst einer undankbaren Öffentlichkeit sicher. Dann erklären Politiker ganz volkstümlich die geschädigte ‚Realwirtschaft‘, die Arbeitsplätze, Sparer und Kleinaktionäre und den Staatshaushalt dazu zum Opfer von ‚Heuschrecken‘; Spitzenmanager des Finanzkapitals verdienen plötzlich zu viel, sind auf angloamerikanischen ‚shareholder value‘ statt auf deutsche Arbeitsplätze scharf. Und alle Welt weiß, dass da eine elitäre Elite ihr Recht auf Gewinn in ganz unberechtigter Gier auf Kosten der Dienste geltend macht, die sie uns allen schuldet, weil wir alle darauf angewiesen sind. Was also schon wieder für die Branche spricht, soweit sie ihr Geschäft mit ihrer anerkannten Unentbehrlichkeit für das gesamte Wirtschaftsleben macht. Und schon wieder kommt vor lauter kritischem Respekt vor der Macht der Branche die Eigenart der Geschäfte, auf denen diese Macht beruht, gar nicht wirklich zur Sprache.


    Der profitable Handel mit Geld und Kredit befähigt seine Akteure zur Erledigung zentraler Aufgaben im marktwirtschaftlichen Gefüge. Deren Art der Bereicherung ist unerlässliche Bedingung und Hebel des kapitalistischen Wachstums, der Mehrung von Geldreichtum; sie begründet die Macht des Geldkapitals über die ökonomischen Leistungen in allen Abteilungen der Marktwirtschaft, was diesem Privatgeschäft nicht erst in der Krise eine besondere staatliche Fürsorge sichert.


    Das ist zu erklären.
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    I. Die Basis des Kreditsystems:

    Von der Kunst des Geldverleihens


    Das Finanzgewerbe ist keine Branche wie jede andere. Jede öffentliche Stimme, jedes Lehrbuch der Ökonomie, der Gesetzgeber selbst billigt ihm eine Sonderstellung im Getriebe des Kapitalismus zu: eine übergeordnete Bedeutung in der Konkurrenz der verschiedenen Geschäftszweige. Diese Bedeutung erwächst ihm aus der Eigenart der Geschäfte, denen es sich widmet. Sie beruht auf der Besonderheit der Ware, die Geldhäuser anzubieten haben; mithin auf den Bedürfnissen, die diese bedienen und auszunutzen verstehen.


    1. Der notorische Geldmangel der kapitalistischen Geschäftswelt und seine Bewältigung und Ausnutzung durch die erste Grundgleichung des Finanzkapitals: Geld wird als Kapital zur Ware und dadurch selber Geldkapital


    a) Die Bedarfslage


    Der Bedarf, den das Bankgewerbe bedient, entsteht im gewöhnlichen marktwirtschaftlichen Geschäftsleben, wo unter Einsatz von Lohnarbeit Elemente der Natur so kunstvoll auf- und zubereitet werden, dass allerlei brauchbare Güter herauskommen. Diese Produkte unterliegen in der ‚Realwirtschaft‘, die sie herstellen lässt, einer entscheidenden Qualitätskontrolle: Im Erlös, den sie beim Verkauf den Unternehmen einbringen, müssen sie sich als rentabel erweisen. Um dieses Ergebnis, zu erzielen in der Auseinandersetzung mit der Konkurrenz – ‚auf den Märkten‘ –, bemühen sich die Betriebsleitungen. Alle Maßnahmen, die beim Einkauf der Produktionsfaktoren, in der Organisation der Arbeit und bei der Vermarktung der Erzeugnisse fällig werden, sind Bestandteile einer Kosten-Gewinn-Rechnung. Was zunächst einmal heißt, dass das Geld für eine in diesem Sinne effiziente Produktion und Zirkulation aufgebracht werden muss; und zwar zur rechten Zeit und in erforderlicher Menge. Das macht Probleme.


    Damit die Produktion nützlicher Dinge sich rentiert, muss der Vorschuss reichen, um die Arbeit des benötigten Personals so produktiv zu machen, dass das Verhältnis zwischen den Kosten seiner Bezahlung sowie für Produktionsmittel auf der einen Seite, den zu erzielenden Marktpreisen fürs Produkt auf der anderen Seite einen Gewinn hergibt, der das Unternehmen zufriedenstellt. Da diese gewinnbringende Aktivität kontinuierlich ihren Fortgang nehmen soll, kommt es des Weiteren entscheidend darauf an, dass das vorgeschossene Geld, um einen Gewinn vermehrt, dem Unternehmen möglichst rasch aus dem Verkauf wieder zufließt: Je länger diese Zeitspanne, umso mehr Kapital muss aufgewandt werden, um den Betrieb am Laufen zu halten und beständig Einnahmen und Gewinn zu erzielen; umso geringer folglich die Rendite. Schon beim Produzieren kommt es daher auf Geschwindigkeit an; dass dann bis zum Verkauf meist weitere Zeit vergeht, oft genug noch nicht einmal feststeht wie viel, ist erst recht ein Ärgernis. Vor allem aber gilt es den Absatz überhaupt zu sichern, also gegen Konkurrenten, die alle dasselbe Ziel verfolgen, Marktanteile zu erobern, zu verteidigen und auszuweiten. Deswegen muss jede Firma beim Produzieren produktiver, beim Vermarkten effizienter sein als ihresgleichen. Die dafür immer von neuem nötigen Mittel sind zu haben oder zu beschaffen – für genügend Geld, das zusätzlich aufgebracht werden muss. Wie viel, das bemisst sich an der Härte des Konkurrenzkampfes, den die Unternehmen ihren Mit-‚Wettbewerbern‘ liefern. Also jedenfalls nicht am schon erzielten Überschuss: Auf ihren Gewinn dürfen kapitalistische Betriebe sich prinzipiell nicht beschränken, wenn sie den Kampf um Kontinuität und Rentabilität ihres Geschäftsgangs bestehen wollen. Sie müssen investieren, um zu funktionieren; sie müssen wachsen, um investieren zu können; und um hinreichend zu wachsen, müssen sie eigentlich dauernd ‚über ihre Verhältnisse leben‘. So machen sich im ganz gewöhnlichen Geschäftsgang die Fristen des Kapitalumschlags und der Druck der bzw. auf die Konkurrenten als permanent drohender oder wirklicher Geldmangel bemerkbar.


    Dieser Not nimmt sich das Finanzgewerbe an. Sein Interesse und seine Mitwirkung am Wirtschaftsgeschehen, soweit dieses den materiellen Lebensunterhalt der Gesellschaft bewerkstelligt, hält sich schwer in Grenzen; uneingeschränkt dagegen beteiligt es sich an der Rechnung, der die in Industrie und Handel tätige Firmenwelt das Produzieren, Verteilen und Konsumieren unterwirft. In diesem Sinne betätigt es sich als Partner aller Geschäftszweige und Protagonist des marktwirtschaftlichen Wachstums überhaupt.


    Zusatz


    Schon in diesem Ausgangspunkt unterscheidet sich das moderne Kreditwesen vom Geschäft der Geldverleiher früherer Zeiten. Der Mangel, den es in großem Stil ausnutzt, ist nicht die Not, die aus Armut erwächst, auch nicht die Verlegenheit von Fürsten, die aus ihren Untertanen notorisch zu wenig Macht und Lebensmittel herausholen, sondern eine Notwendigkeit des kapitalistischen Wachstums;1) die Geldmittel, die es zur Verfügung stellt, sind für die Unternehmen, die sie brauchen, kein Notbehelf, sondern Bereicherungsmittel; Ziel und Ergebnis des Geschäfts ist nicht Ausplünderung bis zum Ruin des kreditierten Partners, sondern Teilhabe an dessen Verwertungs- und Akkumulationsprozess. Daneben verdienen die Banken natürlich auch mit Krediten an die große Masse, der Schulden als kostspieliges Hilfsmittel vertraut sind, um mit den engen Schranken der eigenen Zahlungsfähigkeit zurechtzukommen; auch Wucher ist keineswegs ausgestorben. In der Hauptsache zielen die einschlägigen Konsumentenkredite aber nicht auf die ruinöse Ausnutzung einer ausnahmsweise eingetretenen Notlage, sondern auf die dauerhafte Ausbeutung des systemeigenen Widerspruchs, dass gemäß dem ‚Gesetz‘ der rentablen Arbeit der gezahlte Lohn einerseits im Verhältnis zum geschaffenen Reichtum erbärmlich, andererseits für den Verkauf eines Teils der produzierten Waren unentbehrlich ist. Die Finanzierung des Konsums der Verbraucher mit der unzureichenden Kaufkraft dient insofern, auf deren Kosten, gleichfalls dem Umschlag und Wachstum des Kapitals, das mit deren Bedürfnissen sein Geschäft macht.


    b) Der Geschäftsartikel


    Das Finanzgewerbe bedient den dringlichen Bedarf der Geschäftswelt an mehr Geld, als sie schon verdient hat: Es liefert gegen Zins das Benötigte, verkauft auf Zeit die Verfügung über ein Quantum allgemeiner, beliebig einsetzbarer ökonomischer Verfügungsmacht. Dabei geht es von vornherein um den Gebrauchswert des Geldes als Geldquelle: als Vorschuss zur Erwirtschaftung eines Überschusses. Was gegen Zins verkauft wird, ist die Potenz des Geldes, als Kapital zu fungieren; die Leihfrist gibt den Zeitraum an, in dem das verliehene Geld sich als Kapital zu bewähren hat.


    Dieser Handel mit der Kapital-‚Eigenschaft‘ des Geldes setzt zum einen voraus, dass die Herstellung des materiellen Reichtums dem Zweck der Kapitalvermehrung untergeordnet, das Kommando des geldwerten Eigentums über die Produktivkräfte der Gesellschaft zum Normalfall der Ökonomie geworden ist; und zwar so allgemein, dass das Eigentum an – genügend – Geld zu seiner Vermehrung nicht bloß taugt, sondern als deren hinreichender Grund auftritt. Seinen Ausdruck findet dieses Verhältnis in der Profitrechnung der Unternehmen, die ihren Ertrag an ihrem Vorschuss messen, weil sich daran ihr marktwirtschaftlicher Erfolg oder Misserfolg entscheidet. Der Erlös, den sie erzielen, erscheint als Abkömmling der vorgeschossenen Geldsumme; und das geht marktwirtschaftlich völlig in Ordnung, weil an den Produkten, in denen technisch produktiv gemachte Arbeit und verarbeitete Natur stecken, tatsächlich nichts anderes als Reichtum zählt als die damit verdiente Geldsumme im Verhältnis zu dem Geldaufwand, den das Regime über Arbeit und Arbeitsmittel kostet.


    Der Handel mit dieser Sorte Reichtum, den das Finanzgewerbe betreibt, setzt zum andern voraus, dass die Verfügungsmacht über die Potenz des Geldes, seine eigene Vermehrung zu bewirken, auf Zeit erkauft gegen Zins, denselben Dienst tut wie Geld, das man hat. Denn das ist ja die erste eigentümliche Dienstleistung der Banken: Sie steigen nicht selber mit einem Vorschuss ins Geschäftsleben ein, sondern geben Geld in fremde Hände; für eine Frist, in der der Empfänger es auf eigene Verantwortung als Kapital zu verwenden und um Zinsen vermehrt zu erstatten hat. Sie lösen die Geldnöte der kapitalistischen Unternehmenswelt, indem sie diese fremdes Geldvermögen wie eigenes als Mittel ihrer Bereicherung benutzen lassen. Das ist zwar gewöhnlich, aber alles andere als selbstverständlich. Denn immerhin ist das Geld, das da in fremder Hand seine produktive Kommandomacht entfaltet, nichts anderes als die vergegenständlichte, dadurch verselbständigte und veräußerlich gemachte Macht des Eigentums. Und das ist schon ein wenig paradox: Als Bankkunde muss ein Unternehmer nicht Eigentümer sein, um die Macht des Eigentums für sich, nämlich für die Mehrung seines Eigentums wirken zu lassen.


    


    Kleiner Exkurs zum Begriff des Eigentums


    Zum Verständnis dieser Paradoxie ist es nützlich, sich den Begriff des Eigentums zu vergegenwärtigen, der – scheinbar absurderweise, tatsächlich aus gutem apologetischem Grund – ausgerechnet der Gesellschaft gar nicht geläufig ist, die ihre ganze Produktionsweise darauf aufbaut.


    – Die bürgerliche Welt versteht unter Eigentum ein vom Staat zu schützendes ausschließendes Verfügungsrecht bzw. die Gegenstände, auf die dieses Recht sich bezieht. Mehr oder meist weniger deutlich darin enthalten ist die Auffassung, dass Eigentum im Prinzip nicht das Resultat willkürlicher Zuteilung durch eine übergeordnete Instanz ist, sondern durch eigene Leistung verdient ist oder jedenfalls sein muss. Die Verknüpfung von Eigentum mit produktiver Tätigkeit bleibt dabei eher vage. Explizit hergestellt wird sie – immerhin – ausgerechnet an solchen Produkten, bei denen der Ausschluss fremden Zugriffs der Natur der Sache widerspricht und entsprechend kunstreich vom Recht erst herbeigeführt werden muss, nämlich bei allgemein verwendbaren ‚Schöpfungen‘, die in die Kategorie des ‚geistigen Eigentums‘ fallen.


    – Tatsächlich setzt das bürgerliche Eigentumsrecht die Herstellung einer Sache, rechtlich: die Vergegenständlichung der willentlichen Tätigkeit eines Rechtssubjekts in einem Produkt, als die erste Quelle des Eigentums voraus, wenn es – gemäß dem großen historischen Imperativ ‚Jedem das Seine!‘ – die exklusive Verfügungsmacht über eine Sache zum Grundrechtstatbestand erhebt. Mit diesem Rechtsgrundsatz bezieht sich der bürgerliche Staat aber schon nicht mehr auf den banalen – im Begriff des Eigentums als Voraussetzung enthaltenen – Umstand, dass willensbegabte Subjekte in ihrer produktiven Tätigkeit ein Stück – womöglich schon bearbeitete – Natur ihrem Bedürfnis gemäß zurechtmachen und in diesem materiellen Sinn sich aneignen. Der Staat leistet damit vielmehr seinen elementaren Ordnungsdienst an einer Ökonomie, die als Warenhandel vonstattengeht: Er stiftet Rechtssicherheit für eine Wirtschaftsweise, bei der Arbeitsprodukte nicht für den allgemeinen Nutzen, sondern einerseits als private Verfügungsmasse ihres Produzenten, andererseits als Güter nicht für dessen Bedarf, sondern für den Tausch gegen andere Produkte hergestellt werden. Nur insofern, also auf dem Weg der Veräußerung gegen fremdes Eigentum, ist das, was als Privateigentum produziert wurde, Teil der und Beitrag zur gesellschaftlichen Gesamtarbeit. Die ausschließende Verfügungsmacht, die die bürgerliche Rechtsordnung mit der Herstellung einer Sache verknüpft, bezieht sich auf diese ökonomische Zweckbestimmung des Produkts, nämlich als Mittel zum Tausch gegen andere Produkte zu fungieren. Das Recht schreibt also als den eigentlichen Sinn und Zweck des Eigentums den Erwerb fremden Eigentums fest.


    – Diese ökonomische Zweckbestimmung des Eigentums wird im Geld, das die Subjekte dieser Ökonomie als Tauschmittel verwenden, zu einer eigenen, dinglich existierenden Größe getrennt von der Herstellung der Produkte und selbständig neben den Gütern, deren Herstellung das Eigentum an ihnen begründet. Indem der Staat den Warenhandel samt Geldverkehr unter seinen Schutz stellt, fixiert und sanktioniert er dieses Paradox einer privaten Verfügungsmacht verselbständigt gegen den Produktionsprozess, dem diese Macht entspringt: Eigentum als handhabbare Sache unabhängig von seinem Entstehungsprozess und dessen materiellem Ergebnis, nämlich als quantitativ bestimmte, an einer staatlich definierten Geldmaterie haftende Zugriffsmacht auf alle käuflichen Produkte.


    – Die im Geld verselbständigte Verfügungsgewalt entfaltet ihre eigentliche Produktivkraft im rechtsstaatlich geschützten, marktwirtschaftlich produzierenden Gemeinwesen auf der Basis der Eigentumslosigkeit der großen Masse der Gesellschaft, ihrer eigentumsrechtlichen Trennung von den Mitteln der Produktion materiellen Reichtums, und komplementär dazu der Monopolisierung dieser Mittel und des Geldes zu ihrer Beschaffung im Eigentum einer Minderheit. In Form eines staatlich als rechtens anerkannten Tausches von Geld gegen Dienstleistungen wird den Massen ohne produktiv einsetzbares Eigentum die Verfügung über ihre Fähigkeit, produktiv tätig zu werden, abgekauft. Mit der Zugriffsmacht seines Geldes übernimmt der Eigentümer der Produktionsmittel als ‚Arbeitgeber‘ das Kommando über seine ‚Arbeitnehmer‘, betätigt sich als das bestimmende zwecksetzende Subjekt der von denen verrichteten Arbeit, macht sich also zu dem Urheber der Produktion, dem alle Produkte rechtlich als sein Werk und folglich als sein rechtmäßiges Eigentum zuzurechnen sind. Die bezahlten Leute reproduzieren in ‚ihrem‘ Betrieb die Zugriffsmacht, die über sie verfügt.


    – Auf dieser Grundlage erbringt das Bankgewerbe seine eigentümliche Leistung: Es trennt die Zugriffsmacht auf Arbeitsprodukte und die Kommandomacht über produktive Tätigkeit, die dem Geld als der Verselbständigung des Eigentums gegen dessen Schaffung innewohnt, auch noch vom Eigentum selbst, das im Geld verselbständigt existiert; es überträgt dieses Gewaltverhältnis auf seine Kunden – auf Zeit, und um ein Geld zurückzubekommen, das nunmehr das vom Schuldner tatsächlich geschaffene größere Eigentum repräsentiert. So löst sich das Paradox der Produktivkraft des verliehenen Eigentums am Ende auf: Sie tut für beide Seiten ihren Dienst.


    


    Zusatz


    Die Leistung des Bankgewerbes im Dienst am Geldbedarf der kapitalistischen Unternehmenswelt geht weit hinaus über die Erleichterungen, die Industrielle und Kaufleute selber schon erfunden und praktiziert haben, um die Umschlagszeit ihres Kapitals zu verkürzen und die Kontinuität ihres Geschäftsgangs sicherzustellen.


    Die haben erstens die Gewohnheit entwickelt, Warenlieferung und Zahlung zeitlich zu trennen und einander Zahlungsfristen zu gewähren. Das macht es allen ein bisschen leichter, über die Durststrecke zwischen dem Einsatz benötigter Produktionsmittel und dem Gelderwerb für deren Bezahlung durch Verkauf des Produzierten hinwegzukommen. In das harte Geschäftsleben ist damit ein erstes Moment von Vertrauen eingeführt: wechselseitiges Vertrauen in die Dauerhaftigkeit der Geschäfte und in die Zahlungsfähigkeit und -bereitschaft ihrer Betreiber.


    Darüber hinaus haben die Profis des Marktes den Handelswechsel erfunden: die Technik, dem Käufer einer Ware statt prompter Zahlung ein terminiertes Zahlungsversprechen abzunehmen, das der Empfänger seinerseits als Zahlungsmittel an seine Lieferanten weiterreicht, für dessen Erfüllung er dann allerdings auch seinerseits haftet. Die Macht des Geldes, auf Ware in fremdem Eigentum zuzugreifen, wird so – befristet, aber wirksam – von seinem Vorhandensein abgelöst; ersetzt durch eine Willensbekundung, mit der das Eigentum an Waren unwiderruflich übertragen wird. Ihre Bindung an die Herstellung von werthaltigem Eigentum und dessen Verselbständigung in verdientem Geld wird diese auf bloßer Zusicherung beruhende Zugriffsmacht natürlich nicht los: Nach Ablauf der Frist, für die das Zahlungsversprechen als Zahlungsmittel gilt und fungieren kann, ist Geldzahlung fällig. Immerhin befreit dieser kommerzielle Kredit zwischen Industriellen und Kaufleuten die Beteiligten, die alle mit der Gleichung ‚Zeit ist Geld‘ zu kämpfen haben, weil davon ihr Gewinn abhängt, noch ein bisschen weiter von der Notwendigkeit, Geld schon endgültig erlöst zu haben, bevor es wieder als Vorschuss für die Gewinnproduktion fungieren kann. So leistet er einen Beitrag zum kontinuierlichen Fortgang und zur Verbilligung, also zum Wachstum der Geschäfte, deren Kontinuität und Wachstum er zugleich als selbstverständlich gegebene Bedingung voraussetzt.


    Dieser Erfolg ist einer der Anknüpfungspunkte für das Finanzkapital in seinem unermüdlichen Bemühen, die kapitalistische Macht des Geldes überhaupt von ihrer Quelle, der Produktion von Eigentum an nützlichen Gütern, zu emanzipieren und dadurch ungeahnte kapitalistische Wachstumskräfte zu entfesseln. Ganz in diesem Sinne jedenfalls haben sich die Geldhändler in die Entwicklung des kommerziellen Kredits eingeschaltet: Sie kaufen Wechsel auf, verwandeln also versprochene Zahlung vorfristig in uneingeschränkt verwendbare Liquidität und lassen sich diesen Dienst mit einem Teil der geschuldeten Summe, errechnet aus dem veranschlagten Zinssatz und der Restlaufzeit des Papiers, vergüten. In der Praxis des Kreditgeschäfts sind dann an die Stelle der Diskontierung von Wechseln Bankkredite getreten, die der Sicherung und Beschleunigung des Kapitalumschlags dienen.2)


    c) Der Ertrag


    Das Finanzgewerbe geht mit seinen Geschäften von einem Bedarf der kapitalistischen Unternehmenswelt aus, der deren Leistung entspringt: Produktion und Konsumtion sind so vollständig unter das Regime des Geldes und den Zweck seiner Vermehrung subsumiert, dass nichts weiter als Geld nötig ist, um diesen Zweck zu erreichen. Freilich braucht es genügend Geld; und für seinen immerwährenden Konkurrenzkampf braucht jedes Unternehmen notorisch mehr, als es übrig hat. Mit seinen Leihgeschäften bedient das Finanzgewerbe diesen Bedarf und trägt damit entscheidend dazu bei, das Regime des Eigentums über die Produktivkräfte der Gesellschaft und deren materiellen Lebensprozess zu vollenden. In seiner Rechnung unterscheiden sich die diversen Geschäftszweige, in denen die materiellen Reichtümer der Gesellschaft, die Gegenstände des Eigentums, reproduziert und vermehrt werden, von vornherein überhaupt nur nach der Höhe und Sicherheit der Zinsgewinne, die es aus den darin engagierten Unternehmen herausziehen kann. Indem die Banken das alles entscheidende Betriebsmittel Geld unter diesem Gesichtspunkt zuteilen, setzen sie die Ausrichtung aller materiellen Notwendigkeiten und Bedürfnisse der gesellschaftlichen Produktion und Konsumtion allein an der Messlatte der profitträchtigsten Geldverwertung als herrschenden Sachzwang durch. Das schließt die politökonomisch bedeutende Leistung ein, Unternehmen nicht nur von den Schranken ihrer bereits erreichten Größe, sondern damit auch von denen ihres angestammten Metiers freizusetzen, Waren und Dienstleistungen definitiv in den Rang gleichgültiger Mittel des Profits zu erheben und den kapitalistischen Konkurrenzkampf erst wirklich zu verallgemeinern. Sie verschärfen damit die Maßstäbe des Konkurrenzerfolgs, denen eine Firma genügen muss, also deren Bedarf an noch nicht erwirtschafteten Finanzmitteln. Damit steigt ihre eigene Wichtigkeit für die Unternehmen, die um Kredit konkurrieren müssen, um mit Kredit zu konkurrieren.


    Das sichert dem Finanzgewerbe sein Wachstum. Denn den Gebrauchswert des Geldes, den sie an die Geschäftswelt verkaufen, betätigen die Banken eben dadurch für sich selbst: Dieselbe Summe, die im Besitz ihrer Kunden als deren Profitquelle fungieren soll, begründet dadurch, dass sie in deren Besitz übergeht, in ihrer Hand einen Anspruch auf Zuwachs. Allein durchs Verleihen, einen eigentumsrechtlichen Akt, mit dem sie sich ein Recht auf Rückerstattung und Verzinsung der verliehenen Summe erwerben, verwandeln sie Geld unmittelbar in Geldkapital: Aus der Macht des Geldes, per Zugriff auf Produktionsmittel und Kommando über Eigentum schaffende Arbeit die eigene Vermehrung zu bewirken, wird das Recht des verliehenen Geldes auf Vermehrung. Dieses Recht ist der ökonomische Stoff, die Substanz des Bankgeschäfts.


    Einzulösen ist dieses Recht durch den Schuldner. Und das nicht per Gewinnbeteiligung, also in der bescheidenen Weise, dass der Bank ein Anteil am Geschäftserfolg ihrer Kunden zustände. Dass verliehenes Geld sich in den Händen des Empfängers vermehrt, ist schlichtweg unterstellt. Der Anspruch auf Vermehrung des verliehenen Geldes in den Händen der Bank gilt absolut, losgelöst vom Geschäftserfolg des Schuldners, gegebenenfalls gegen den. Die Bewährung des verliehenen Geldes als Geldkapital hat Vorrang, steht über der Praxis der Schaffung und Vermehrung von Reichtum in Geldform, der das Leihgeschäft dient. Der Ertrag des Geldkapitals wird dementsprechend berechnet: als Prozentanteil der verliehenen Summe, so als läge es wirklich nur an der, dass sie wächst, sowie nach der Zeit, für die sie verliehen wird, so als wäre Kontinuität des Wachstums gar keine Frage. Ein Rückbezug auf das Geschäft, dem die Bedienung dieses Rechtsanspruchs obliegt, findet freilich schon statt; allerdings grundsätzlich in der negativen Weise, dass Unsicherheit in dessen Erfolgsaussichten dem kreditierten Unternehmen mit Zuschlägen beim verlangten Zins in Rechnung gestellt wird. So legt das Finanzgewerbe die Eigenart seines Geschäfts – es gibt Geld aus der Hand, hat folglich nicht mehr im Griff, was daraus wird, und will eben dies als seine ökonomische Leistung vergütet haben – in doppelter Weise seinen Schuldnern zur Last: Es verlangt eine feste Rendite, so als wäre mindestens insoweit die erfolgreiche Geldvermehrung eine sichere Sache; und weil das nicht stimmt, berechnet es für seine Schätzung der Unsicherheit seines Leihgeschäfts besondere Preiszuschläge. Es trägt damit den beiden Umständen Rechnung, dass erstens das Recht auf Geldvermehrung, das es sich mit dem Rechtsakt des Geldverleihens erwirbt, immer das Risiko einschließt, nicht eingelöst zu werden, dass es also ganz prinzipiell spekulativer Natur ist; wobei zweitens nur das Eine sicher ist: Das Wachstum, das die Banken finanzieren, kommt allemal als Resultat von Konkurrenzkämpfen zustande, für die sie ja ihre Kunden mit der Waffe des Kredits aus- und aufrüsten; deswegen können gar nicht alle Leihgeschäfte überhaupt, geschweige denn gleich gut ausgehen. Dieses notwendige Risiko wälzt das Kreditgewerbe auf seine Kunden ab. Dass folglich der Preis für die Potenz einer Geldsumme, als Profitquelle zu fungieren, umso höher ist, je fragwürdiger die Leistung, die der Kreditnehmer tatsächlich aus ihr herausholt, geht völlig in Ordnung bei einem Geschäft, das schließlich nichts mit solidarischer Hilfe zu tun hat, sondern zwischen Kapitalisten geschlossen wird, die sich wechselseitig in entgegengesetztem Sinn als Geldquelle benutzen wollen – und zwischen denen ein gar nicht gleichgewichtiges Kräfteverhältnis besteht. Denn da ist allemal die Bank, die das benötigte Geld hat, in einer stärkeren Position als das Unternehmen, das Geld braucht; und auf jeden Fall in einer umso stärkeren, je schlechter ihr Kunde dasteht und je dringlicher er Geld benötigt. Auf jeden Fall lassen die Banken ihre Kreditnehmer spüren, dass ihr Geschäft von dem ihrer Schuldner abhängt – und dass deswegen die Bedienung der ‚Realwirtschaft‘ mit verliehenem Geld ihrer Indienstnahme durchs Finanzkapital untergeordnet ist.


    2. Die Schöpfung von Kredit und Geld durch die zweite Grundgleichung des Bankgewerbes:

    Schulden fungieren als Kapital und stiften Zahlungsfähigkeit


    a) Der Zirkel der Kreditschöpfung


    Sein Wachstum bewerkstelligt das Finanzkapital in der Hauptsache nicht mit eigenem Geld. Es verdoppelt sein Leihgeschäft in umgekehrter Richtung: Es verschafft sich fremdes Geld, indem es nach Möglichkeit jedem, der welches hat, mit Zinszahlungen die Verfügungsmacht darüber abkauft.3)


    Auch damit trifft es auf ein lebhaftes Bedürfnis der kapitalistischen Geschäftswelt: Dieselben Firmen, die es als Einbuße an der Produktivkraft ihres Kapitals verbuchen, wenn es in Form fertiger Ware herumliegt und seine Verwandlung in erneut verwendbare liquide Mittel sich hinzieht, finden sich in ihrem Drang zu permanenter Geldvermehrung ebenso ausgebremst, wenn eingelaufene Gelderlöse ungenutzt herumliegen, weil sie für die Fortführung oder Erweiterung des Geschäfts noch nicht benötigt werden. Dafür, dass auch solche Gelder – und überhaupt jeder nicht akut benötigte Geldbetrag – als Kapital Verwendung finden, sorgt das Finanzgewerbe, indem es sich das Verfügungsrecht darüber kauft und damit wirtschaftet, als wäre es sein eigenes Vermögen. Es verschuldet sich bei allen, die Geld übrig haben, um verleihen zu können, was die Geschäftswelt braucht. Dabei geht das Bankgewerbe davon aus, dass der Erfolg seiner Verleihgeschäfte, also der Geschäftserfolg seiner Kreditkunden die eigene Verschuldung rechtfertigt. Es übersetzt seine Macht über die Geschäftswelt, an deren Profitmacherei es sich bereichert, in die Potenz, für den Kredit zu haften, den es aufnimmt. Ein ertragreicher Zirkel: Indem das Finanzkapital sich die Verfügungsmacht über fremdes Geld kauft, verschafft es sich die Fähigkeit, auf eigene Rechnung Geld als Kapital zu verkaufen; durch den Verkauf dieser Ware und im Vertrauen darauf, dass aus der Potenz des Geldes wirkliche Erlöse werden, befähigt es sich dazu, sich die Verfügungsmacht über fremdes Geld anzueignen.


    Das zweiseitige Geschäft der Kreditvergabe und Kreditaufnahme besteht also nicht darin, dass die Banken bloß sammeln und verfügbar machen, was ihre Kundschaft an verdientem Geld gerade übrig hat und ihnen zwecks besserer Verwendung anvertraut. Mit der Macht, die ihr absoluter, vom Gelingen der finanzierten Geschäfte abgelöster Rechtsanspruch auf Bedienung vergebener Kredite ihnen verleiht, werden sie in produktiver Weise aktiv. Auf hoher Stufe und in allgemeiner Form nutzen sie die Errungenschaft, die schon den kommerziellen Kredit zwischen Kaufleuten wachstumswirksam macht, nämlich im Vertrauen auf die Kontinuität und die beständige Zunahme der finanzierten Geschäfte mit Zahlungsversprechen zu wirtschaften, also die Macht des Geldes von seinem Vorhandensein zu trennen und in Geschäften wirken zu lassen, die das versprochene Geld schaffen. In der Sicherheit, dass es mit ihren Finanzgeschäften immer weitergeht, ‚schöpfen‘ die Banken Kredit, finanzieren Geschäfte nach Maßgabe ihrer Spekulation auf den kapitalistischen Geschäftserfolg, den sie damit in die Wege leiten; was die Geschäftswelt an Überschüssen erwirtschaftet, löst ein, was sie an Vorschuss in die Welt gesetzt haben. Der Prozess der Kapitalverwertung ist in der Ökonomie des Kreditgewerbes, das ihn mit der von ihm verwalteten Macht des Geldes in Gang setzt und hält, die Rechtfertigung ihrer Spekulation und die materielle Bestätigung der Potenz des Geldes, die sie wirken lassen.


    So betätigt sich das Finanzkapital als Antreiber des Wachstums, des eigenen und darin eingeschlossen des allgemeinen. Es ist nicht befangen in der Rolle des Vermittlers, der mit all seiner Macht per Saldo doch nur umverteilt, was die Unternehmen im Grunde schon von sich aus geschaffen und an Geldmitteln ‚ausgeschwitzt‘ haben. Es fungiert vielmehr als der Wachstum generierende Ausgangs-, Ziel- und Endpunkt der Kapitalakkumulation in der modernen Marktwirtschaft. Diese Dienstleistung hat Konsequenzen nicht nur für den Umfang der Geschäfte, mit denen die Unternehmenswelt Geld verdient. Der Geschäftstätigkeit in Industrie und Handel ist damit auch ein verbindliches Ziel und anspruchsvolles Erfolgskriterium gesetzt: Sie haben die Schulden, mit denen das Finanzgewerbe wirtschaftet und sein Wachstum betreibt, in akkumulierendes Kapital zu verwandeln und so das Recht der von den Banken verliehenen Zahlungsversprechen auf Realisierung in einer gewachsenen Geldsumme einzulösen. Andernfalls versiegt mit der verselbständigten Macht des Geldes der Vorschuss, von dem eine Marktwirtschaft lebt.


    Zusatz


    Der gewöhnliche marktwirtschaftliche Sachverstand interpretiert das Bankgeschäft gern als eine Art Überlaufbecken für momentan nicht gebrauchtes Geld, das daraus ab- und zu Marktteilnehmern mit akutem Geldbedarf hinfließt; er hält sich mit seinem Verständnis also an die Bedürfnisse, die das Kreditgewerbe bedient und die ihm ganz vernünftig vorkommen, und verzichtet darauf, sich mit dem Subjekt und dem durch dessen Zugriff auf den Kapitalkreislauf definierten ökonomischen Inhalt dieses Geschäfts zu befassen. Einem Teil der kundigen Öffentlichkeit ist darüber hinaus die Kennzeichnung des Bankgeschäfts als ‚Kreditschöpfung‘ bekannt; und mit Bewunderung oder Skepsis, je nachdem, wird den Kreditinstituten die Kunst nachgesagt, ‚aus nichts‘ ganz buchstäblich Geld zu ‚schöpfen‘, womit allerdings mehr ein Rätsel gekennzeichnet als der Gebrauch erklärt ist, den das Gewerbe von seiner Stellung als universeller Schuldner der Gesellschaft und universeller Gläubiger der Geschäftswelt macht. Tatsächlich ‚schöpfen‘ die Banken den Kredit, den ihre Kundschaft braucht, also den Vorschuss, mit dem sie ‚die Wirtschaft‘ ausstatten und zu kontinuierlichem konkurrenztüchtigem Wachstum befähigen, nicht einfach ‚aus nichts‘, sondern aus ihrer Verfügungsmacht über die Gelderträge der gelaufenen und laufenden kreditierten Geschäfte und im auf dieser Macht beruhenden Vorgriff auf zukünftiges Geschäft, das diesen Vorschuss samt Überschuss erst wirklich produziert, also den geleisteten Vorgriff ökonomisch rechtfertigt. Was die Banken ‚schöpfen‘, ist denn auch nicht einfach ‚Geld‘, sondern – wie, dazu gleich mehr in Abschnitt b – in Gestalt von ‚Buchgeld‘ eine Zahlungsfähigkeit, die den gesellschaftlichen Kapitalvorschuss vergrößert, um dadurch das Bankgeschäft wachsen zu lassen, also die Macht der Banken zur Kreditschöpfung weiter zu steigern. Sie bedienen die kapitalistische Geschäftswelt mit Kapital, das seine eigene erfolgreiche Verwendung vorwegnimmt, nehmen die Geschäftswelt in Haftung für die wirkliche Reproduktion dieses Kapitals. Zu dieser ‚Schöpfung‘ von Kapitalvorschuss sind sie imstande, weil – und soweit – die bei ihnen deponierten und einlaufenden Gelderträge ökonomisch rechtfertigen, was sie – sich – damit leisten.


    b) Das Umlaufmittel unter dem modernen Kreditsystem


    Ihr zirkuläres Kreditgeschäft haben die Banken konsequent und effektiv mit ihrer Dienstleistung als Agentur des geschäftlichen – mittlerweile beinahe des gesamten gesellschaftlichen – Zahlungsverkehrs verbunden. Den wickeln sie ‚bargeldlos‘ ab, durch wechselseitige Verrechnung von auf Bankkonten lautenden Zahlungsanweisungen. Dieses Verfahren haben die Geldhäuser schon früher dazu genutzt, das bei ihnen deponierte Geld für die Vergabe von Krediten zu verwenden und Zahlungen im Auftrag des Eigentümers des Depositums in Form von Buchungsakten im eigenen Haus bzw. per Austausch von Geldanweisungen zu leisten. Ganz konsequent sind sie dazu übergegangen, den Kreditkunden das ausgeliehene Geld gleichfalls in Form von Geldzeichen, als Banknote oder als abrufbares Guthaben auf einem Konto, verfügbar zu machen und die Verwendung dieser Summe durch den Kreditnehmer wiederum mit internen Umbuchungen bzw. im Kreisverkehr mit den Banken der Zahlungsempfänger, per ‚Giralgeld‘, zu bewerkstelligen. Die Zahlungsströme, die sie mit ihrer Kreditvergabe auslösen, bewältigen sie mit ‚Buchgeld‘: Zahlungsanweisungen, die sie untereinander zirkulieren lassen. Damit haben die Banken sich das Mittel geschaffen, ihr Kreditgeschäft in einer Weise zu gestalten und auszudehnen, die ihrer Position, ihrer Macht und ihrer Freiheit als Finanzier und Nutznießer des kapitalistischen Wachstums insgesamt, gemäß ist: Die Zahlungsmittel, mit denen sie ihre Kreditkunden ausstatten, bestehen aus eigenen Zahlungsversprechen. Was an Depositen bei ihnen einläuft, sind im Wesentlichen von vornherein von Kreditinstituten in Verkehr gebrachte Geldanweisungen, die die Zirkulation des ‚geschöpften‘ Kredits repräsentieren; was sie an Zahlungen leisten, besteht aus – so gut wie – nichts als eben solchen Zahlungsversprechen, die eben dasselbe repräsentieren: Kredit auf den verschiedenen Stufen seiner Verwendung, vom Kauf von Produktionsmitteln bis zum Eingang von Verkaufserlösen, von der Zahlung von Löhnen und Gehältern bis zum ‚bargeldlosen‘ Kaufakt des Endverbrauchers. Was in der Gesellschaft als Kauf- und Zahlungsmittel zirkuliert, das sind im Wesentlichen von den Banken verantwortete Geldzeichen; und die sind ihrer ökonomischen Natur nach das Derivat, ihrem Entstehungsgrund nach das Zirkulationsmittel des Kreditgeschäfts, das Kapitalwachstum in Gang setzt und durch dessen Erfolg ökonomisch gerechtfertigt wird: Kreditzeichen. Mit diesem Instrument verallgemeinern die Banken die Errungenschaft des Wechselgeschäfts, versprochene Zahlung als Zahlungsmittel zu verwenden, und machen so praktisch wahr, was die Logik ihres Geschäfts erfordert: eine Kreditvergabe, die die Ausstattung des Kapitals mit Vorschuss im Einzelnen und im Allgemeinen von der schon realisierten Kapitalverwertung relativ unabhängig, vielmehr von den Ergebnissen des Kapitalwachstums abhängig macht, das die Banken mit ihren Vorschüssen angestoßen und in ihren Umsätzen registriert haben und in der festen Erwartung weiterer Wachstumserfolge neu inszenieren.


    In dieser Errungenschaft eingeschlossen ist die Emanzipation des von den Banken abgewickelten gesellschaftlichen Zahlungsverkehrs von einem Geld, das ebenso sehr Produkt gesellschaftlicher Arbeit ist wie die Waren, die damit bezahlt werden. Ein wirkliches Geld, auf das sich das ‚Buchgeld‘ der Banken bezieht, das deren Geldzeichen bezeichnen, bleibt dabei freilich vorausgesetzt und die Verfügung über ein Quantum davon auch nötig, damit die Buchungsakte der Banken zuverlässig als Mittel für den Händewechsel von Eigentum fungieren. Es braucht ein zwingend vorgegebenes Maß des ‚abstrakten Reichtums‘, nämlich der Verfügungsmacht des Privateigentums über Güter aller Art. Und als Sicherheit dafür, dass bloße Buchungsakte, die bloß private Zahlungsversprechen repräsentieren, tatsächlich die Macht haben, Eigentum aus einer Hand in die andere zu bewegen, verlangt die private Geschäftswelt selber, dass die Geldschöpfer in der Lage sein müssen, auf Anforderung in gehöriger Proportion zu ihren Krediten ein Geld vorzuweisen, dem die Macht des Eigentums gesellschaftlich verbindlich innewohnt.


    Für ein Geld in diesem anspruchsvollen Sinn sorgt der Urheber und Garant aller Verbindlichkeit in der Konkurrenzgesellschaft, der staatliche Gewaltmonopolist. Der sorgt dafür gleich so, dass er die bedarfsgerechte Schöpfung von Kredit und Kreditgeld politökonomisch voll ins Recht setzt.4)


    c) Konkurrenz und Einheit der Geschäftswelt im Kredit


    Mit ihrer Tätigkeit als universeller Gläubiger und Schuldner der Geschäftswelt und als Stifter und Sachwalter der gesellschaftlichen Zahlungsfähigkeit stellen die Banken zwischen den Unternehmen, die sich auf dem Markt als Konkurrenten begegnen, ein Verhältnis positiver allseitiger Abhängigkeit her. Indem sie die kapitalistische Potenz des Geldes, egal wem es gehört, zum Wachstumsmittel machen, über dessen Zuteilung sie Regie führen, verwickeln sie die Geldbesitzer, denen es um nichts als ihre eigene kontinuierliche Bereicherung geht, in eine wechselseitige Abhängigkeit der gehobenen Art: Sie lassen deren Eigentum an der Profitmacherei ihrer Konkurrenten mitwirken, stellen es insoweit in den Dienst am allgemeinen Geschäftserfolg; umgekehrt bedienen kapitalistische Unternehmer mittelbar mit ihren Profiten die Gewinnansprüche der Konkurrenten, mit deren Geld sie wirtschaften. Um sich erfolgreich zu bereichern, brauchen die Geschäftemacher den Erfolg der Konkurrenz, gegen den sie mit ihren eigenen und geliehenen Erfolgsmitteln vorgehen. So umfassend besorgen die Banken diese paradoxe wechselseitige Indienstnahme der kapitalistischen Eigentümer, dass im Endeffekt alle mit ihrem Bereicherungsinteresse in das Bemühen aller um Kapitalwachstum involviert sind und jede einzelne Unternehmung mit ihren Konkurrenzanstrengungen vom allgemeinen Geschäftsgang und dieser vom Erfolg der konkurrierenden einzelnen Unternehmungen abhängt. Das Interesse am eigenen Geschäftserfolg nötigt die Kapitalisten zu einem Klasseninteresse an Wachstum überhaupt.


    Bestand hat dieser paradoxe Kollektivismus des Privateigentums, weil er gar nicht wirklich zwischen den voneinander abhängig gemachten Konkurrenten zustande kommt, sondern durch das Geschäftsinteresse der Kreditinstitute, die mit der zweiseitigen Inanspruchnahme des kapitalistischen Kommerzes, der Ausnutzung von Geldmangel und Geldüberfluss, ihre eigene Bereicherung betreiben. Mit ihrem Eigeninteresse treten sie zwischen die Konkurrenten; sie ‚vermitteln‘ das Zusammenwirken der geldbesitzenden Klasse, indem sie alle Geldbesitzer mit ihren komplementären Bedürfnissen von sich abhängig machen. Sie zentralisieren die Verfügung über das Geld der Gesellschaft bei sich; sie monopolisieren die Potenz des Geldreichtums, als Profitquelle zu wirken, indem sie Kredit stiften; die Ergebnisse der kreditierten Geschäftstätigkeit nehmen sie für sich, nämlich für ihre wachsende Macht zur Kreditstiftung in Beschlag. Das materielle Klasseninteresse der Kapitalisten an Wachstum existiert real in eben dieser Macht des Kreditgewerbes, die Geschäftswelt mit ihren Konkurrenzanstrengungen um den Kredit konkurrieren zu lassen, für dessen Schöpfung es sich jeglichen Geldbesitz verfügbar macht; sein Wachstumsinteresse stiftet die Symbiose der konkurrierenden Macher der Marktwirtschaft.


    Die Ausübung dieser Macht hat freilich ihre eigenen Tücken, der geschäftsmäßige Umgang damit folglich seine eigene Logik.


    3. Das andauernde Bemühen um die Stiftung von Sicherheit im Kreditgeschäft vermittels der dritten Grundgleichung des Finanzgewerbes:

    Liquidität schafft Vertrauen, Vertrauen schafft Liquidität


    a) Das Risiko


    Das Funktionieren der Finanzbranche beruht darauf, dass sich ihre Kredite wirklich als Geldkapital bewähren, also durch Reichtum vermehrende Geschäfte bestätigt werden, und dass ihre Zahlungsmittel durch solche Geschäfte ‚gedeckt‘ sind, also bezifferte Geldmacht darstellen, statt diese nur durch Ausübung ihrer Funktionen zu fingieren; dass also die Kapitalverwertung auch stattfindet, die im Rechtsverhältnis zwischen Bank und ‚Realwirtschaft‘ nicht nur beabsichtigt, sondern veranschlagt ist, als wäre sie schon eingetreten: als Forderung, die die Verbindlichkeiten des Kreditinstituts rechtfertigt; als Aktivposten in der Vermögensbilanz, der für die Zahlungsmittel bürgt, mit denen das Gewerbe die Geschäftswelt ausstattet und das Publikum einkaufen lässt.


    Dem Finanzgewerbe selbst ist dabei seine Abhängigkeit von der Unternehmenswelt vertraut, die sich unter Einsatz geliehenen Geldes mit den Fährnissen des Marktes herumschlägt. Bankleute wissen, dass sie bei aller Sorgfalt im Abschätzen von Risiken und bei allem Einfluss auf den Verlauf der Konkurrenz nie verbürgen können, wofür sie sich ihren Kunden gegenüber haftbar machen, nämlich dass die finanzierten Geschäfte auch gelingen. Und sie stellen sich – wie alle Artisten im marktwirtschaftlichen Zirkus –, geleitet von ihrem praktischen Interesse, der Herausforderung, die ihrem Unternehmen aus diesem grundsätzlichen Widerspruch ihrer Schuldenwirtschaft erwächst.


    Den Beweis, dass die von ihm veranstaltete Geld- und Kreditschöpfung sich in wachstumswirksamer Anwendung von Geldkapital niederschlägt, vermag zwar kein Finanzinstitut anzutreten. Umso eifriger jedoch ist ein jedes darauf aus zu vermeiden, dass es zum Opfer seiner Spekulation wird, und bemüht, aller Welt die Verlässlichkeit seiner Rechnungen zu demonstrieren. Die Geld- und Kreditschöpfung, die erst einmal schlicht das eine Ziel hat, Umsatz und Gewinn zu steigern, hat deshalb für die Schöpfer eine Konsequenz, der sie nicht ausweichen können: Sie kommen nicht umhin, bei der Ausdehnung ihres Geschäftsvolumens Selbstkontrolle zu üben. Im ausgiebigen Gebrauch ihrer Freiheit, eigene und fremde Schulden als Geldkapital zu behandeln, nämlich als ihnen zu Gebote stehende Geldquellen zu verwenden, dürfen sie eine Grenze nicht überschreiten: Der gedeihliche Verkehr mit den Partnern schließt die pünktliche Pflichterfüllung ein, die in der Leistung fälliger Zahlungen besteht. Die Macht der Bank hängt davon ab, dass sie in ihrer Eigenschaft als Schuldner besteht; also jederzeit liquide ist.


    Das will organisiert sein.


    b) Die notwendige Inszenierung von Sicherheit:

    Liquiditätsmanagement und ‚Interbankenmarkt‘


    Wenn die Banken die Zahlungsströme, die sie mit ihrer Kreditvergabe auslösen, per Verrechnung von Forderungen und Verbindlichkeiten untereinander managen, einen verbleibenden Saldo als Plus oder Minus auf Konten verbuchen, die sie beieinander – oder bei einer dritten Zahlungsstelle – unterhalten, auch dafür im Übrigen Zinsen zahlen bzw. kassieren, dann verlassen sie sich darauf, dass jedes Institut für die Zahlungsversprechen, mit denen es seinen Kredit in Umlauf bringt, einstehen kann und zuverlässig einsteht. Ihre Mitwirkung im Kreislauf der Kreditschöpfung und Kreditgeldzirkulation beruht auf einem Vertrauensverhältnis, das in der Branche üblich, zwischen Konkurrenten aber alles andere als selbstverständlich ist. Die Anerkennung als verlässlicher Partner muss sich ein jedes Geldhaus bei seinen Branchenkollegen verdienen und permanent rechtfertigen: durch unbedingte Zuverlässigkeit bei der Bedienung seiner Zahlungspflichten.


    Die geschäftliche Routine, mit der die Banken ihren Zahlungsverkehr miteinander abwickeln, ist deswegen stets auch ein Beweisverfahren: Damit keine Liquiditätslücken entstehen und trotzdem entstehende Lücken den Charakter zeitweiliger, überschaubarer, rasch wieder ausgeglichener Verzögerungen aufweisen, müssen Forderungen und Verpflichtungen nach Summen und Fristen sachgerecht gemanagt werden. Zwecks Nachweis ihrer Vertrauenswürdigkeit, auf der ihre Teilhabe am Geschäftsgang der Branche beruht, sortieren die Banken ihre eigenen Geldanlagen und Zahlungsforderungen nach Graden der Leichtigkeit, mit der sich damit bei Bedarf eigene Verbindlichkeiten begleichen lassen; sie sorgen für einen anforderungsgerechten Auf- und Abbau unterschiedlich liquider Vermögenstitel; sie arrangieren mit deren Verkauf oder Beleihung oder vermittels Kreditabkommen untereinander die sichere Refinanzierung eingegangener Zahlungspflichten.


    Dieses Liquiditätsmanagement beweist zwar nie, was der Natur der Sache nach gar nicht zu beweisen ist, nämlich dass die in Umlauf gebrachten Kredite samt Kreditzeichen eine ökonomische Erfolgsstory mit Wachstum hinter sich, geschweige denn, dass sie eine vor sich haben. Doch der unerlässliche Sicherheitsnachweis ist von vornherein reduzierter angelegt. Er zielt auf Anerkennung des Bankhauses als Garant der Zahlungsfähigkeit, die es mit seiner Schuldenwirtschaft stiftet; und die ist selber eine Frage der geschäftlichen Praxis: Sie besteht in der tatsächlichen Beteiligung an dem Leihverkehr, mit dem die Banken einander akut benötigte Zahlungsmittel überlassen und der wegen der kurzen Fristen, die da üblich sind – meist ‚über Nacht‘ –, als ‚Geldmarkt‘ von anderen Kreditverhältnissen unterschieden wird. So stellt die Branche, schön zirkulär, wie es sich für das Metier gehört, im Vertrauen auf die Liquidität der Beteiligten die Liquidität her, die, solange die Sache routinemäßig ihren Gang geht, deren Vertrauenswürdigkeit hinreichend belegt. Mit dem sich selbst rechtfertigenden Vertrauen der Institute auf die Zahlungsbereitschaft und -fähigkeit ihrer Partner stiftet das Gewerbe die Sicherheit, die zur Expansion ihrer Geschäfte unerlässlich ist.


    c) Produktivkraft und Schranken des Geschäftsmittels ‚Vertrauen‘


    In letzter Instanz beruht das Funktionieren des Kreditgeschäfts auf der erfolgreichen Verwendung von Schulden als Kapital. Den Erfolg haben die Kreditschöpfer nicht in der Hand; sie kalkulieren damit aber mit solcher Sicherheit, dass sie als verantwortliche Garanten ihrer prekären Schuldenwirtschaft auftreten. Den Widerspruch zwischen ihrer Abhängigkeit vom Geschäftserfolg ihrer Kunden und ihrer Autonomie als Anstifter und Nutznießer des Kapitalwachstums und Gewährleister der davon abhängigen gesellschaftlichen Zahlungsfähigkeit bewältigen sie mit vertrauensbildenden Maßnahmen, die ihnen Zugang zum Interbankenmarkt für Liquidität und darüber die Macht verschaffen, für das Funktionieren ihres Geschäfts einzustehen.


    Überwunden ist dessen Abhängigkeit vom Konkurrenzerfolg der kreditnehmenden Kundschaft damit natürlich nicht, der Widerspruch zwischen professionell angemaßter Autonomie und eingegangenem Risiko mitnichten aus der Welt geschafft. Er ist überführt in eine Geschäftsroutine zwischen den Bankhäusern, die deren Liquidität und damit nichts Geringeres als den Bestand jedes einzelnen Instituts als autonomes Geschäftssubjekt vom Vertrauen der anderen abhängig macht; was umgekehrt bedeutet: Der Geschäftsgang jeder einzelnen Bank wird zum Risiko für die anderen. Die Großzügigkeit, mit der die Geschäftspartner einander Kredit geben, stiftet Sicherheit für Kreditgeschäfte, deren Erfolg nicht nur überhaupt unsicher ist, sondern permanent durch konkurrierende Kreditgeschäfte mit konkurrierenden Unternehmen gefährdet oder überhaupt zunichte gemacht wird.


    Die Konsequenz ist klar: Das praktizierte Vertrauensverhältnis schließt nicht nur ein allemal waches Misstrauen ein. Seine produktive Leistung schafft gute Gründe für den Argwohn, dass den Partnern wichtige Geschäfte misslingen und ihre fraglose Zahlungsfähigkeit nur berechnend vorgespiegelt sein könnte. Für ein Bankhaus kann es deswegen schon zum Existenzproblem werden, wenn es die Sicherheiten, die es seinen Konkurrenten als Beweis seiner Kreditwürdigkeit präsentiert, tatsächlich mobilisieren muss, um im Geschäft zu bleiben; womöglich bestätigt es damit Zweifel an seiner Liquidität, und die machen den Fortbestand seiner Zahlungsfähigkeit mindestens teuer. Der Ernstfall des Ausschlusses vom Interbankenmarkt und damit tatsächlich eintretender Illiquidität wirkt wiederum auf die Partner zurück, zieht das Vertrauen auf deren Zahlungsfähigkeit und damit diese selbst in Mitleidenschaft; im Extremfall mit der Konsequenz einer sich ausweitenden Bankenkrise. Die wäre dann der praktische Offenbarungseid darüber, dass mit dem produktiven Zirkel wechselseitiger Liquiditätssicherung die Geschäfte der Kreditinstitute nicht wirklich aller Unsicherheiten enthoben, sondern die Risiken der einzelnen Geldhäuser wirksam verallgemeinert worden sind. Der Einbruch der Tugend des Vertrauens in die harte Welt des Geldgeschäfts reproduziert mit der Macht, die die Banken einander damit verschaffen, eben auch die riskante Natur des Kreditgeschäfts, nämlich jetzt in der Form wechselseitiger Gefährdung aller Beteiligten, als ‚systemisches‘ Risiko.


    Diesen Widerspruch bewerkstelligen die Finanzinstitute ganz allein, nach der inneren Logik ihres ureigenen Geschäfts; sie ziehen daraus Konsequenzen, die diesem Geschäft noch einige Eskalationsstufen hinzufügen. Für die Haltbarkeit und allgemeine Gültigkeit dieses großartigen Schwindels sind sie allerdings nicht allein verantwortlich.


    4. Die Beglaubigung der Kredit- und Geldschöpfung des Finanzkapitals durch die Gleichung, die die Staatsgewalt als ‚Bank der Banken‘ den drei anderen hinzufügt:

    Was im Zahlungsverkehr der Kreditinstitute wie Geld funktioniert, ist ein vollwertiger Ersatz für die gesetzliche Geld-‚Ware‘


    a) Das gesetzliche Zahlungsmittel


    Die Maßeinheit des Reichtums, um dessen Gebrauch als Kredit das Finanzgewerbe sich kümmert und um dessen Mehrung das gesamte Wirtschaftsleben sich dreht, legt die Staatsgewalt fest; sie ist auch verantwortlich für den Stoff, der diesen Reichtum verbindlich repräsentiert: das Geld, mit dem alle Zahlungspflichten definitiv einzulösen sind. Was für ein ökonomisches Ding dieses Geld ist, brauchen die Höchsten Gewalten nicht zu definieren: Dass es bei den Produkten der kapitalistischen Ökonomie auf deren Tauschwert ankommt, der im Geld seine selbständige Gestalt hat, davon gehen sie ebenso wie die von ihnen aufs Geldverdienen als Lebensmittel festgelegte Gesellschaft einfach aus; ebenso davon, dass ‚der Markt‘, also die Konkurrenz der Geschäftsleute, den Tauschwert der Waren, d.h. deren Preise, letztlich korrekt festlegt. Den Begriff der Sache – dass sich im Tauschwert der Waren deren Eigenschaft, ein arbeitsteiliger Beitrag zum gesellschaftlichen Güterbestand zu sein, als ein Quantum Eigentum darstellt, und dass diese Portion Zugriffsmacht es ist, die im Geld ihre dingliche Existenz bekommt – benötigt die politische Herrschaft überhaupt nicht, um das Regime des Eigentums mit allen Konsequenzen in Kraft zu setzen und gesetzlich zu dekretieren, wie das Geld beschaffen sein soll, das als Wertträger dem beständig reproduzierten Eigentum am gesellschaftlich erzeugten und verbrauchten materiellen Reichtum sein Einheitsmaß verpasst, den Eigentumstransfer bewerkstelligt und so dem Geschäft als Vehikel dient.


    Was der moderne Staat in diesem Sinn als Geld definiert und seiner Gesellschaft als definitives Zahlungsmittel vorschreibt, das sind freilich selbst wieder der Form nach bloße Zahlungsversprechen: Banknoten, in denen kein produktiver Arbeitsaufwand steckt, der sie als Wertobjekte, die geschaffenes Eigentum darstellen, als nützliche Bestandteile des materiellen Reichtums der Gesellschaft mit den käuflichen Gütern der Marktwirtschaft auf eine Stufe stellen und dadurch zum allgemeinen Gegenwert aller Warenwerte qualifizieren würde. Insoweit besteht auch das gesetzliche Geld aus bloßen Geldzeichen; ältere Modelle beziehen sich sogar noch explizit auf ein Quantum Edelmetall als die eigentliche ‚Geldware‘, das vom Emittenten gegen Vorlage der Banknote auszuhändigen wäre – was freilich allenfalls in der Vor- und Frühgeschichte des modernen Kapitalismus mehr als eine bloße Fiktion war. Einen solchen Hinweis erspart sich der Herausgeber eines zeitgemäßen Staatsgelds gleich ganz. Die Messlatte mit ihren Einheiten, auf die sich die mit entsprechenden Preisen ausgezeichneten – also untereinander als kommensurabel gesetzten – vielfältigen Güter der Wirtschaftswelt beziehen und in denen der private Reichtum nachgezählt wird, ist insoweit rein ideeller Natur; was die Geldeinheit selber wert ist, d.h. wie viel Eigentum sie repräsentiert, das ergibt sich allein aus den Waren, den Bestandteilen des materiellen Reichtums, deren Tauschwert in diesen Einheiten ausgedrückt ist. Es braucht den ‚Warenkorb‘, ein Sammelsurium mit Preisschildern versehener Güter, um darzustellen, welchen Wert die jeweilige Geldeinheit hat.


    Den Wert hat das staatliche Geld dann allerdings auch. Kraft staatlicher Verfügung ist es das Wertobjekt, das ungeachtet seiner eigenen Wertlosigkeit die Zugriffsmacht des Eigentums verkörpert: eine kontrafaktische Verfügung, die einigen Aufwand an Merkmalen zum Ausschluss von Nachahmungen erfordert, um den Unterschied zu bloßen Zahlungsversprechen real werden zu lassen, und die allein durch eine Strafandrohung gegen unbefugten Nachdruck haltbar wird.


    b) Der Staat als ‚Bank der Banken‘


    Praktisch wahr wird der Wert des staatlich vorgeschriebenen Geldes durch seinen Gebrauch: in seiner Funktion als gesetzliches Kauf- und Zahlungsmittel für den Verkauf bzw. Erwerb der Güter, deren Preise in seinen Einheiten beziffert sind. Diese Funktion erfüllt das moderne Geld in einem Kapitalismus mit entwickeltem Bankwesen in von seinem Emittenten gewollter und institutionalisierter Abhängigkeit von seiner anderen, kapitalistisch höherrangigen Funktion, nämlich als die absolute Liquidität, mit der die Finanzinstitute ihre Verbindlichkeiten gegeneinander abschließend und endgültig begleichen. Es ist und kommt in die Welt als der Stoff, den das Giralgeld der Banken als Maßeinheit voraussetzt und auf den es sich als den Gegenstand der von den Banken geschöpften und zwischen ihnen ausgetauschten Zahlungsversprechen bezieht. Es ist der Schatz, der Vorrat an verselbständigtem Tauschwert, der der Geldschöpfung der Geschäftsbanken ihre Gültigkeit, der Kreditschöpfung ihre Verlässlichkeit sichert. Das ist es dadurch, dass es für die Bankenwelt die Funktion der Reserve an unzweifelhaftem Geldwert erfüllt, indem es den Geschäftsbanken in definierten Verhältnissen zu deren diversen Kreditgeschäften vermittels Übertragung oder Beleihung von Bankforderungen, über Offenmarkt-Geschäfte oder auf sonstigen gesetzlichen Wegen zur Verfügung gestellt wird.


    Vom Standpunkt der Kreditinstitute handelt es sich bei diesen Wertträgern aus dem Fundus der staatlichen Notenbank um Liquidität erster Ordnung, um unmittelbar und unbedingt anwendbare Zahlungsfähigkeit. Das Angebot der Notenbank, gegen Zins und Sicherheiten solche Zahlungsmittel auszuleihen, nutzen sie dementsprechend – neben anderen Quellen – zur Refinanzierung ihrer Verbindlichkeiten, wo unbedingt liquide Mittel verlangt sind; auch das Angebot, über Konten bei der Zentralbank den Geldverkehr zwischen den Bankhäusern kostengünstig zu managen, nehmen diese in gewissem Umfang gerne an. In diesem Geschäftsverkehr enthalten sind die beiden politökonomisch entscheidenden Leistungen:


    Indem die staatliche Notenbank ihr Geld zur Refinanzierung des Kreditgeschäfts der Banken herleiht, setzt sie die Autorität der Staatsgewalt, die Hoheit der Herrschaft über die Geldwirtschaft eines Landes und über das, was da als Geld gilt, hinter die Leistungen des privaten Kreditgewerbes. Sie anerkennt das nach Bedarf geschöpfte Giralgeld der Banken als gültiges Zeichen für den im staatlichen Geld verkörperten gesellschaftlichen Reichtum, indem sie denen für ihren Liquiditätsbedarf gesetzliche Zahlungsmittel überlässt; sie sanktioniert im positiven Sinn des Wortes die Kreditschöpfung der Banken, indem sie sich auf diesem Weg an deren Refinanzierung beteiligt. Das Kreditgeschäft setzt der Staat auf diese Weise auch in quantitativer Hinsicht frei: Es ist durch den allfälligen Liquiditätsbedarf nicht eingeschränkt; was dafür als Geldreserve zur Verfügung stehen muss, ist in keiner Weise durch eine vorgegebene fixe Größe begrenzt – so wie zu Zeiten der Deckung des staatlichen Geldes durch Gold oder Silber, auch wenn die schon immer mehr fiktiv als buchstäblich gewährleistet war. Das Wachstum der Kreditgeschäfte muss sich an keinem anderen Kriterium orientieren als an der Risikobereitschaft der Banken und den Bedingungen, die die staatliche Notenbank mit ihrer Geldpolitik setzt.5)


    Die macht sich mit ihrem speziellen Beitrag zur Refinanzierung der Geschäftsbanken nicht nur zum Hüter, sondern zugleich zum Teilhaber des nationalen Kreditgeschäfts und setzt darüber ihr Geld ins Verhältnis zu den Warenwerten, als deren Messlatte und allgemeines Äquivalent es fungiert und seine praktische Bewertung als Maß und Verkörperung des Eigentums erfährt. Deswegen spiegeln nicht nur ihre Bilanzen Erfolge und Misserfolge der Kreditschöpfung und -verwertung wider – mit Folgen für den Haushalt des Staates als Eigentümer der Notenbank –: Das gesetzliche Zahlungsmittel selbst wird in seinem Wert durch seinen Gebrauch als Reservefonds der Kreditwirtschaft affiziert.


    c) Die widersprüchliche Errungenschaft: Staatliches Kreditgeld


    Das nationale Kreditgeschäft ist die Quelle, sein Erfolg die ökonomische Rechtfertigung der Geldsummen, die in der Gesellschaft zirkulieren; nicht bloß der Zahlungsversprechen, mit denen die Banken ihre Finanzgeschäfte betreiben, sondern in Abhängigkeit davon, als Bestandteil ihrer Refinanzierung, auch des gesetzlichen Zahlungsmittels. Das ist im modernen Kapitalismus eben nicht mehr das vorgegebene feststehende Maß für Erfolg und Misserfolg der privaten Kredit- und Geldschöpfung, sondern Ausdruck dessen, was Banken und Geschäftswelt mit und aus dem darin bezifferten Eigentum machen. Sein Wert, das Quantum Verfügungsmacht, das es verbindlich repräsentiert, ergibt sich aus den Geschäften, denen das Bankgewerbe Geld als Vorschuss zukommen lässt, nämlich aus dem Verhältnis zwischen der Masse des als Vorschuss in Verkehr gebrachten Kredits und dem Wachstum der Zugriffsmacht des Kapitals, das damit zustande gebracht wird und rechtfertigen muss, was an Kredit in die Welt gesetzt worden ist.


    Dass beide Größen nicht zusammenfallen, kann in einem System der Konkurrenz mit und um Kredit nicht verwundern. Es ist ja nicht nur so, dass es im Konkurrenzkampf kreditfinanzierter Unternehmen notwendigerweise Verlierer gibt, die ihre Schulden nicht bedienen können und ihre Kreditgeber zu ‚Wertberichtigungen‘ nötigen – das Geld ist weg und nicht weniger wert. Mit seiner Macht zu finanzieren, was sich zu lohnen verspricht, erbringt das Kreditgewerbe noch ganz andere Leistungen. Es agiert grundsätzlich rücksichtslos gegen die Schranken der Märkte, auf denen seine Kunden sich bereichern; sowohl, was deren Aufnahmefähigkeit für ein ständig gesteigertes Warenangebot angeht, als auch, was die Verfügbarkeit von Produktionsmitteln – einschließlich preiswerter Arbeitskraft – betrifft. Seine Kunden, ausgestattet mit der Macht fremden Geldes, behandeln ‚die Märkte‘ überhaupt als Quelle ihres Geschäftserfolgs, beanspruchen sie mit allen Mitteln für Einnahmen, die ihre Kosten decken und den als Aufschlag darauf berechneten Gewinn einbringen. Aus deren wechselseitiger Inanspruchnahme als Lieferanten und als Abnehmer für ihre jeweilige Gewinnkalkulation ergibt sich dank der Freiheit von den Schranken der jeweils schon realisierten Zahlungsfähigkeit, die ihnen der Kredit eröffnet, ganz von selbst der Effekt, dass Preissteigerungen – aus welchen Gründen auch immer –, die den Kapitalvorschuss verteuern, sich realisieren und von den betroffenen Firmen mehr oder weniger erfolgreich weiterreichen lassen; aufs Ganze gesehen am Ende im Kreis herum, so dass tatsächlich nicht der kapitalistisch produzierte Reichtum, d.h. der für die Erneuerung und Ausweitung des Geschäftsgangs benötigte und kalkulierte Warenwert zugenommen hat, sondern bloß der Preis, der Ausdruck dieser Werte in gesetzlichen Zahlungsmitteln gestiegen ist. Vom Kreditgewerbe, das die benötigten Geldsummen bereitstellt, solange es sich Gewinne für sich selbst ausrechnet, wird der Effekt, dass in der Tendenz der Geldausdruck einer Kapitalverwertung stärker zunimmt als die erwirtschaftete wirkliche Zugriffsmacht des Kapitals, konstruktiv verarbeitet, nämlich mit der – möglichst schon vorauseilenden – Berechnung höherer Zinsen quittiert, die dann ihrerseits wieder die Kosten der kreditierten Geschäftstätigkeit steigen lassen. Die Tendenz zu Preiserhöhungen wird dadurch konsequent so verallgemeinert, dass der Wert des gesetzlichen Geldes, der eben nicht mehr durch die in Warenform produzierte und am Markt realisierte Zugriffsmacht des kapitalistisch verwerteten Eigentums festgelegt, sondern aus den Konkurrenzresultaten, den Preiszetteln und den auf deren Basis getätigten Umsätzen abgeleitet ist, entsprechend sinkt.


    So sorgt die Freisetzung des Kreditgeschäfts per Unterordnung des gesetzlichen Geldes unter die Funktion des Kreditzeichens, vermittelt über die Konkurrenz der kreditfinanzierten Warenproduzenten und Kaufleute, für den Trend, dass die kapitalistische Vermehrung der Macht des Eigentums über Arbeit und Reichtum der Gesellschaft hinter der Mehrung des Kredits und des zirkulierenden Kreditgelds zurückbleibt; ein Defizit, das eben in der Form praktisch wirksam wird, dass die staatlich definierte und verbindlich gemachte Maßeinheit des abstrakten Reichtums schrumpft. Der Effekt ist im Übrigen nicht weiter schlimm, solange die Macht des kapitalistischen Eigentums per Saldo noch zunimmt.6) Problematisch wird es, wenn die staatlich approbierte Kreditschöpfung keine wachsende Kapitalmacht, sondern nur noch ein nominelles Wachstum hervorbringt und womöglich noch nicht einmal mehr die Reproduktion der Macht des Kapitals gelingt. Noch problematischer ist es allerdings, wenn die Preise allgemein schrumpfen und der Wert der Geldeinheit steigt. Dann hat nämlich das Bankgewerbe mangels Erfolgsperspektive insgesamt weniger Kredit geschöpft und vergeben als auch nur zur Reproduktion des vorhandenen Kapitals nötig; die Firmen sind dazu übergegangen, ihre Konkurrenten mit Preisnachlässen in den Ruin zu treiben, um selber zu überleben.


    Zusatz


    Inflation bezeichnet einen allgemeinen Preisanstieg und drückt diesen an dem Geld aus, mit dem die dauerhaft angestiegenen und weiter ansteigenden Preise bezahlt werden: als Geldentwertung. Im laxen Sprachgebrauch der Öffentlichkeit ist damit meistens nicht mehr gemeint als die rechnerische Umkehrung der Teuerungsrate, die statistisch anhand diverser Warenkörbe ermittelt wird; der Endverbraucher wird damit über den durchschnittlichen Anstieg seiner Lebenshaltungskosten aufgeklärt. Ökonomisch will die Inflationsrate aber als Urteil über das Geld verstanden sein. Diese Diagnose einer Wertminderung des Geldes abstrahiert von allen besonderen, branchen- und warenspezifischen Konkurrenzverhältnissen und Erpressungen zwischen Angebot und Nachfrage, von denen ein allgemeiner Preissteigerungseffekt allemal ausgeht; abgesehen wird ebenso von der unterschiedlichen Betroffenheit der verschiedenen marktwirtschaftlichen Geschäftszweige und gesellschaftlichen Klassen; die Konstruktion idealtypischer Warenkörbe dient – in Ermangelung einer Geldware als Messlatte – als Hilfsmittel, den Wert des Geldes im Zeitverlauf an sich selbst zu messen und dessen Verfall zu dokumentieren. Die Metapher ‚Aufblähung‘ gibt an, an welche Ursache dabei gedacht ist: Geld verliert an Wert, weil notorisch zu viel davon in Umlauf ist, so dass das allgemeine Preisniveau dadurch ‚aufgeblasen‘ wird.


    Die naheliegende Frage danach, im Verhältnis wozu das zirkulierende Geldquantum zu groß ist, nach der Quelle dieses Übermaßes und nach dem Grund seines chronischen Charakters führt, sachlich genommen, zum Kreditgewerbe und der ökonomischen Natur seines Geschäftsmittels. Die Branche hat und nutzt die Macht, in einem Umfang, der ihre Wachstumsansprüche befriedigt und ihrer Risikokalkulation entspricht, Vorschuss für die Konkurrenz der Firmen um Wachstum zu liefern und Zahlungsfähigkeit in Erwartung und als Hebel der Kapitalakkumulation zu schöpfen; so vermag sie bloß scheinbares Wachstum ebenso zu finanzieren wie einen Geschäftsgang, der seine eigenen Voraussetzungen nicht reproduziert. An der Wirkung aufs nationale Geld wird zum andern die Macht des Staates deutlich, ein bloßes Geldzeichen zum wirklichen Geld der Gesellschaft zu erklären und das Kreditgewerbe mit seinen Berechnungen und seinen Erfolgen und Misserfolgen zum Regulativ des Wertquantums zu machen, das sein gesetzlich vorgeschriebenes Zahlungsmittel verkörpert.


    Der marktwirtschaftliche Sachverstand, besorgt um das Gelingen der nationalen Ökonomie, erklärt sich seinen Befund, wonach ein allgemein steigendes Preisniveau Folge eines entsprechend hohen ‚Geldüberhangs‘ ist, lieber tautologisch mit der Idee eines rechten Maßes, gegen das verstoßen worden sei: einer Geldmenge, die der Warenmenge irgendwie, jedenfalls exakt entspricht; gerade groß genug, um damit nur gerechtfertigte Preisforderungen zu bezahlen, so dass damit nur solides Wachstum und keine unsolide Teuerung zu finanzieren ist. Die Wissenschaft steuert dazu ihre Erklärung des Geldes bei: seine Gleichsetzung mit der Funktion, den Warenabsatz zu vermitteln, und das daraus abgeleitete modelltheoretische Dogma, wonach das Geld im Grunde nur den Kreislauf der Güterwirtschaft gegenläufig abbildet, im Prinzip also von einer Übereinstimmung zwischen Warenmenge und für ihren Umsatz nötiger Geldmenge auszugehen sei; die wäre durch ein Übermaß an Geld – schuld sind grundsätzlich die staatlichen ‚Gelddruckmaschinen‘ – gestört. Die Praktiker der Geldpolitik sind permanent auf der Suche nach der Summe, die dem Ideal der richtigen Geldmenge nahe kommt – immerzu unterwegs in der ‚mission impossible‘, die Konkurrenz der Kapitalisten durch die Einflussnahme auf die Instrumente dieser Konkurrenz, hier also auf das Allerwichtigste, den Kredit, zu steuern.7)


    Für das auch nicht ganz seltene Phänomen eines allgemeinen Preisverfalls – in Analogie zur Inflation am Geld ausgedrückt: einer Deflation – hat sich der marktwirtschaftliche Sachverstand eine andere Erklärung als eine zu geringe Geldmenge zurechtgelegt. Er macht sich darauf den psychologischen Vers, die Kunden würden sich da in Erwartung sinkender Preise in Kaufzurückhaltung üben, dadurch die Anbieter zu wirklichen Preissenkungen nötigen und angesichts dieses Effekts erst recht immer weniger einkaufen, um das, was sie dann doch brauchen, später noch billiger zu kriegen; am Ende treiben die Schnäppchenjäger die Firmenwelt in den Ruin – eine eher komische Deutung des Umstands, dass dem Kreditgewerbe bisweilen die Erfolgsaussichten der Geschäfte, die auf seinen Kredit angewiesen sind, so düster erscheinen, dass mit seinen Finanzierungsleistungen noch nicht einmal mehr die Reproduktion des Kapitals der Gesellschaft zustande kommt. Die praktische Antwort der Geldpolitiker ist im Prinzip wieder dieselbe wie in ihrem Kampf gegen die Inflation: Das Mittel, viel billiger Kredit in dem Fall, soll die Sache, erfolgreiche Investitionen und insgesamt ein Kapitalwachstum, herbeimanipulieren. Originell immerhin die Idee, der Geldpolitik ein Inflationsziel – ca. zwei Prozent wären recht – zu setzen: Da soll scheinhaftes Wachstum ein wirkliches nicht einmal bloß anzeigen, sondern herbeiführen helfen...


    *


    Das Finanzgewerbe verdankt dem Staat die Lizenz, den Geldbedarf der kapitalistischen Firmenwelt per Kreditschöpfung und -vergabe für sich auszunutzen und dafür sein Kreditgeld zirkulieren zu lassen. Es verdankt ihm ein gesetzliches Zahlungsmittel, das für seinen Liquiditätsbedarf maßgeschneidert ist. Seine Lebenslüge, dass alles, was es an Kredit schöpft und an Zahlungsmitteln zirkulieren lässt, sich als Geldkapital bewährt, wird dadurch nicht wahr, aber haltbar. So wachsen dank staatlicher Protektion Umsatz und Gewinn der Banken. Und mit der Macht über den Rest der Wirtschaft, die sie damit akkumulieren, entwickeln die Finanzunternehmen das Bedürfnis und passende Methoden, ihr Wachstum vom Gang der Wirtschaft, die sie kreditieren, noch ein ganzes Stück weiter zu emanzipieren, als sie es mit ihrer Kreditschöpfung schon schaffen.


    
      

      1) Die Finanzierung des kapitalistisch unproduktiven Staatskonsums, mit der Geldkapitalisten seit jeher gutes Geld verdienen, ist ein Kapitel für sich und wird in Teil III abgehandelt.


      2) Umgelaufen sind die übernommenen Wechsel zwischen den Banken, die so ihre wechselseitigen Ansprüche aus dem Geschäftsverkehr ihrer Kunden zum Ausgleich brachten. Erst darüber hat das Zahlen mit Wechseln allgemeine Verbreitung und in der Folge sein Ende gefunden: Der kommerzielle Kredit zwischen Kaufleuten ist überführt worden in ein Kreditverhältnis zwischen der Bank und ihren Kunden, die über das bei der Bank geführte Kontokorrentkonto ihren Zahlungsverkehr mit Kunden und Lieferanten abwickeln. Denen räumt die Bank eine Kontokorrentlinie ein: einen Überziehungskredit, den die Unternehmen in Anspruch nehmen, um das zeitliche und wertmäßige Auseinanderfallen von Zahlungseingängen und Zahlungspflichten zu überbrücken, also die Kontinuität ihres Umschlags sicherzustellen. Zugleich versetzt die Kontokorrentlinie sie in die Lage, ihren Kunden Zahlungsziele einzuräumen, die sie ihrerseits bei ihren Lieferanten ebenso in Anspruch nehmen. Als Sicherheit verlangen die Banken für den Kontokorrentkredit häufig die Abtretung von Kundenforderungen. Bei dieser Form des kommerziellen Kredits liegt schon die Stiftung der Schulden und damit aller segensreichen Wirkungen auf den Umschlag des Kapitals ganz auf Seiten der Bank; es ist ihre Entscheidung, in welcher Höhe sie ihren Kunden einen solchen Kredit einräumt. Die Zirkulation der kommerziellen Schulden der Unternehmen ist komplett eingeordnet in die Kontoführung innerhalb und zwischen den Banken, also die Verrechnung bzw. Saldierung des über die Banken abgewickelten Zahlungsverkehrs ihrer Geschäftskunden, von der in Punkt 2.b die Rede sein wird.


      3) Eigenes Geldvermögen dient einer Bank im Wesentlichen als Grundstock für die Sicherheiten, über die sie verfügen muss, um sich fremder Geldvermögen zu bemächtigen und an der Finanzierung fremder Geschäfte zu verdienen. Dazu mehr in Punkt 3.b.


      4) Das Nötige dazu folgt in Punkt 4.


      5) Deren Sinn und Zweck ist Gegenstand in Kapitel III.


      6) Ein fürs Kapital positiver Kollateralnutzen ist nicht zu unterschätzen: Dass die Masse der lohnabhängigen Marktteilnehmer erst einmal zu den Verlierern allgemeiner Preissteigerungen zählt, bis eventuell ein Lohnausgleich durchgekämpft wird, dass also der Faktor Arbeit der schwächste Teil der im Kreis herumgereichten allgemeinen Teuerung bleibt, trägt zur wirklichen Kapitalakkumulation ganz automatisch einiges bei; was die gelehrten wie die politisch verantwortlichen Parteigänger der Produktionsweise selbstverständlich überhaupt nicht daran hindert, den eigentlichen und letzten Grund für eine solche ‚Spirale‘ der Preiserhöhung in unverschämten Lohnforderungen zu lokalisieren.


      7) Die Rolle der staatlichen Haushaltspolitik für Kreditschöpfung und Inflation sowie die Bemühungen der staatlichen Geldpolitik um einen möglichst produktiven Umgang damit werden in den Kapiteln III und IV behandelt.
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    II. Das etwas andere Wachstum:

    Die Akkumulation des fiktiven Kapitals


    Mit seinem Leihgeschäft bedient das Finanzgewerbe die restliche Wirtschaft mit dem allseits benötigten Geschäftsmittel und bereichert sich daran. Es macht die Profiterwirtschaftung in Industrie und Handel abhängig von seinem Wachstum, das es im Zirkel der Refinanzierung in die eigenen Hände nimmt. Dennoch bleibt es selber abhängig vom Geschäftserfolg seiner Kunden, auf den es mit seinem selbstherrlichen Wachstum spekuliert: Sache der Benutzer seiner Finanzmittel ist es, aus denen sich verwertendes Kapital zu machen, so die schöpferische Bereitstellung von Kredit durch erfolgreichen Gebrauch ökonomisch ins Recht zu setzen und den Wert des dafür in die Welt gesetzten Geldes zu bestätigen. Diese Abhängigkeit der eigenen Geschäftstätigkeit von einer Kundschaft, deren Geschäftsgang es doch von sich und seinem selbstorganisierten Wachstum abhängig gemacht hat, ist für das Finanzgewerbe ein Widerspruch, dem es vom Standpunkt und im Interesse seiner Autonomie, seiner Herrschaft über Bedingungen und Erfolg der eigenen Geschäfte, offensiv begegnet. Es macht praktisch ernst mit seinem Anspruch, dass es sich bei den Schulden, mit denen es wirtschaftet – die es macht und bei sich machen lässt –, per se um akkumulierendes Geldkapital handelt: Es ‚verbrieft‘ das vorweggenommene Ergebnis und macht es als Wertpapier zu einem handelbaren Gegenstand, behandelt also den Erfolg seiner spekulativen Kreditschöpfung wie einen ökonomischen Tatbestand und vermarktet diesen als Geschäftsobjekt. Damit stiftet das Gewerbe eine ganze Welt neuer Finanzgeschäfte.


    1. Der Fortschritt vom Leihgeschäft zum Handel

    mit fiktivem Kapital


    Im Leihgeschäft der Banken fungiert das verliehene Geld vermöge des Rechtsanspruchs auf Rückzahlung und Verzinsung für den Verleiher als Geldkapital – nicht im Sinne eines Vorschusses auf ein profitables Geschäft, sondern unmittelbar als Recht auf Geldvermehrung. Diese Funktion machen die Banken zur eigenständigen ökonomischen Sache: Dem versprochenen Geldwachstum verleihen sie in der Form eines verbrieften Rechtsanspruchs, eines Wertpapiers, eine dingliche Existenz als käufliche Sache. Das Geld, das im normalen Leihgeschäft weggegeben wird, bekommt hier die irrationale Form eines Preises, der für die Beteiligung an und den Nutzen aus dem damit finanzierten Kapitalwachstum zu zahlen ist.


    Mit dieser neuen Formbestimmung ändert sich der ganze Charakter des Geschäfts. Sein Gegenstand ist jetzt nicht mehr die Potenz des Geldes, in fremder Hand als Profitquelle zu wirken, für die vom Schuldner im Zins ein Preis gezahlt werden muss, sondern das vorweggenommene, rechtsförmlich verdinglichte Ergebnis eines erfolgreichen kapitalistischen Geschäftsgangs, ein Recht auf Bereicherung, für das der Geldbesitzer mit der Zahlung einer Summe, zu der die versprochenen Erträge sich wie eine Verzinsung verhalten, einen Preis entrichtet. Die gehandelte Ware besteht nicht, wie im Leihgeschäft, in einer Geldsumme mit der Bestimmung, als Kapital verwandt zu werden, sondern in einem Vermögenstitel, der ein fix und fertiges Stück Geldkapital repräsentiert, ein Quantum Bereicherung neben und förmlich getrennt von der Verwertung des Kapitals, als welches der Erlös aus dem Verkauf des Vermögenstitels fungieren soll. Im Verhältnis zu dem versprochenen Ertrag wird ein diesen Ertrag abwerfendes Kapital fingiert; das wird gekauft. Das Risiko, das in dieser Transaktion enthalten ist – ob und inwieweit der Erlös aus dem Verkauf eines Wertpapiers sich als Kapital bewährt und damit die Kapital-‚Natur‘ des Wertpapiers bestätigt, ist ja immer noch eine Sache der Konkurrenz, in der das erlöste Geld sich als Vorschuss bewähren muss –, ist in den gekauften Wertartikel selbst hineinverlagert: Ihre erste Bewährungsprobe besteht die Fiktion einer selbsttätigen Geldquelle mit ihrem Verkauf; die Konkurrenz zwischen Verkäufer und Käufer entscheidet mit dem tatsächlich erzielten Preis zugleich über die Höhe der Summe, die für die eine Seite als Kapitalvorschuss, für die andere als Geldkapitalvermögen fungiert. Und diese Abhängigkeit des fingierten Kapitals von der Konkurrenz um seinen Kaufpreis besteht fort: Als – risikobehaftetes – Geldkapitalvermögen existiert es selbständig weiter in den Händen seines – jeweiligen – Besitzers; getrennt von der Geldsumme, die zuerst und ursprünglich dafür gezahlt worden ist, wie von dem Geschäft, in das die ursprünglich einmal gezahlte Summe geflossen ist: Einmal vermarktet, kann das aus dem spekulativen Ertragsversprechen abgeleitete Geldkapital unter Geldbesitzern weiter ge- und verkauft werden und erfährt mit jedem neuen Verkauf auch eine neue Bewertung.


    Die primitive Natur des Leihgeschäfts hat das Wertpapier damit hinter sich gelassen. Die Anmaßung des Finanzkapitals, autonomer Herr seiner Geschäftstätigkeit, souveräner Urheber seines Wachstums zu sein und deswegen den von ihm bewirtschafteten Schulden die Qualität sich verwertenden Geldkapitals zu verleihen, ist in ihm vergegenständlicht. Mit dieser Errungenschaft erfüllt sich das Finanzgewerbe sein eigenes, aus seinem Regime über die gesellschaftliche Geschäftstätigkeit erwachsendes Bedürfnis, sich förmlich von seiner Abhängigkeit vom Geldbedarf und vom erwirtschafteten Geldüberschuss der Geschäftswelt, also von fremden Erfolgen beim Gebrauch seines Kredits zu emanzipieren und sein Wachstum ganz nach seinen eigenen Kalkulationen zu betreiben: Es wartet nicht auf Nachfrage nach seinen Leistungen, sondern geht in die Offensive, verwandelt den Bedarf an fremdem Geld, den es selber hat und den es ausnutzen will, in Angebote zur Geldanlage und vermarktet solche Angebote an Firmen, die Kapital brauchen, wie an Geldeigentümer, die aus ihrem Besitz noch gar nicht genug herausholen. Bei seiner Kundschaft stiftet das Bankgewerbe damit die entsprechenden neuen Interessen. Firmen von einiger Bedeutung, die wachsen wollen, werden mit der Chance vertraut gemacht, ihren Geldbedarf in die Form eines attraktiven Angebots zu bringen, für das sie Geld verlangen können: Als Emittenten von Wertpapieren schaffen sie sich – bzw. verschafft ihr Geldhaus ihnen – einen Auftritt als Produzenten des Geldkapitals, das sie als Vorschuss brauchen. Allen Geldbesitzern offerieren die Kredithändler schöne Gelegenheiten, ihr kostbares Eigentum nicht einfach in fremde Hände zu geben, sondern sich einen Besitz zu kaufen, der, rechtlich garantiert, wie eine selbsttätige Geldmaschine funktioniert und zugleich nach Bedarf jederzeit wieder zu Geld gemacht werden kann; mit dem Angebot wecken sie das Interesse daran und schaffen die Figur des Investors. Die Kreditinstitute selber sind in beiden Positionen und überhaupt in allen Funktionen aktiv, um die sie ihr Kreditgeschäft bereichern: Sie konstruieren fiktives Kapital für ihre potente Kundschaft und für sich selbst, betätigen sich als dessen Makler sowie als Käufer und Verkäufer auf eigene wie fremde Rechnung; so machen sie den Kapitalmarkt. Auf dem ist der Gegensatz zwischen Leihkapital und geldbedürftigen Unternehmen überführt in die Konkurrenz zwischen Akteuren, die mal als Emittenten, mal als Investoren, vor allem aber, was die Macher des Marktes betrifft, immerzu in beiden Charakterrollen auftreten.


    2. Die Geschäftsartikel des Kapitalmarkts und ihr Wert


    Bei der Umwandlung von Kreditverhältnissen in käufliches Geldkapital hat das Finanzgewerbe es unter schöpferischer Anwendung und Fortentwicklung rechtlicher Konditionen zu einer Vielzahl von Varianten gebracht. Zwei davon erscheinen als besonders wichtig:


    – Anleihen lauten auf einen festen Anlagebetrag, laufen über eine bestimmte, vorab festgelegte Frist und versprechen in der Regel einen festen Zins. Der Unterschied zu einem normalen Kredit erscheint insofern ziemlich formell; doch schon hier haben die Formbestimmungen einen beachtlichen ökonomischen Inhalt: Hier wird die – versprochene – Zinszahlung zur hinreichenden Voraussetzung für die Behandlung einer Schuld als sich vermehrendes Geldvermögen; Kapitalbedarf wird zu Kapital. Das Unternehmen, das sich mit Anleihen finanziert, beziffert mit der gebotenen Verzinsung selber seine Kreditwürdigkeit, beansprucht die Anerkennung seines Zinsversprechens durch die Gemeinde der Geldanleger als anständige Rendite, somit seines Angebots als Kapital; es setzt damit seinen Kapitalbedarf offensiv dem Vergleich mit konkurrierenden Angeboten aus und erfährt mit dem Verkauf seiner Anleihe die Bewertung dieses Bedarfs als Kapital. Dieser Bezug auf den gesamten Markt für derartiges fiktives Kapital bleibt für die Laufzeit der Anleihe in Kraft: Am Sekundärmarkt für Anleihen wird die Kreditwürdigkeit des Emittenten beständig kritisch überprüft, zur Verzinsung anderer Anlagen ins Verhältnis gesetzt und in die tagesaktuelle Bewertung des Geldkapitals umgerechnet, das die Anleihe repräsentiert. Mit der Emission von Anleihen macht das Unternehmen seinen eigenen Betrieb zum Mittel für die Verwirklichung des Kapitals, das seine Anleihen fingieren; in der Realisierung und Vermehrung des Geldkapitals, das seine Anleihekäufer in Händen halten, hat seine Profitmacherei ihr Ziel und ihr Erfolgskriterium. Der Anleihekäufer anerkennt den Geldbedarf des Emittenten als Geldkapital; er investiert sein Geld in das Papier, dessen Kurswert die aktuelle vergleichende Bewertung des versprochenen Geschäftsgangs der Firma repräsentiert; mit dem Unternehmensbetrieb selber hat er nichts weiter zu schaffen und bleibt mit seinem darauf bezogenen Anlageobjekt auch nicht an ihn gefesselt. Was er sich gekauft hat, um sich daran zu bereichern, bleibt handelbare Ware, deren Preis ständig neu durch das Verhältnis von Angebot und Nachfrage zwischen Geldanlegern sowie zwischen denen und den Emittenten neuer Anleihen festgelegt wird; es ist seine Entscheidung, ob er auf die zum Laufzeitende fällige Rückzahlung spekuliert oder seinen Vermögenstitel anderweitig liquidiert.


    – Aktien repräsentieren auf der einen Seite das Stammkapital des Unternehmens, dessen ursprünglichen Kapitalvorschuss; auf der anderen Seite stellen sie ein Geldkapital in den Händen der Aktionäre dar, das als Vermögenstitel selbständig neben dem angewandten Kapital existiert, als Ware käuflich zu erwerben und weiter zu verkaufen ist.1) Im Ausgangspunkt, bei Gründung einer Aktiengesellschaft, fällt beides zusammen: das Kapital, mit dem die AG wirtschaftet, mit der Summe des in Form von Aktien existierenden Geldkapitals; was die Aktienkäufer dafür zahlen, ist ihre unwiderrufliche, unbefristete Einzahlung in das Betriebsvermögen der Firma. Zugleich fällt schon im Gründungsakt beides auseinander: Im Kapital der Gesellschaft ist das Privateigentum der Aktionäre aufgehoben, überführt in das Eigentum des als selbständige Rechtsperson agierenden Unternehmens; im Aktienbesitz ist das Privateigentum der Aktienkäufer erhalten, als ihr privates, auch veräußerliches Vermögen. Dabei kommt im Verhältnis der beiden Seiten dem privaten Eigentum an der Aktie und damit dem selbständig existierenden fiktiven Geldkapital der Vorrang zu: Die Aktiengesellschaft verfügt zwar über ihr Kapital als ihr eigenes Eigentum; sie selbst ist aber Eigentum der Aktienbesitzer, wenn auch mit dem Vorbehalt, dass die ihren Eigentumstitel zwar verkaufen, aber nicht aus dem Unternehmen herausziehen können. Und was dieses Eigentum wert ist, hängt zwar vom Geschäftserfolg des Unternehmens ab, ist aber von Beginn an und bleibend spekulativ und praktisch durch den Handel mit dem privaten Eigentum des Aktienbesitzers bestimmt. In diese spekulative Bewertung der Aktie gehen verschiedene Momente ein. Als Erstes kommt es auf die Erträge an, die das Unternehmen abzuwerfen verspricht: Dessen Gewinn bzw. der als Gewinn ausgeschüttete Teil seines Erlöses, dividiert durch die Anzahl der Aktien – deren Gewinnanteil deswegen ‚Dividende‘ heißt –, hochgerechnet zu einem imaginären Kapital, das einen solchen Ertrag als Rendite abwerfen würde, ist ein erster Bestimmungsgrund des Aktienwerts. Dabei rangieren die in der Vergangenheit tatsächlich realisierten Renditen als – mehr oder weniger aussagekräftiger – Anhaltspunkt für die Gewinnerwartung, aus der die Größe des fiktiven Kapitals abgeleitet wird. In dieser Einschätzung spielen die Beurteilung des Potentials, d.h. der Ertragskraft des Unternehmens, der Konjunkturentwicklung im Allgemeinen und der Branche, in der es tätig wird, im Besonderen, außerdem der Blick auf die schon aktive und die zu erwartende Konkurrenz eine wesentliche Rolle. In die Hochrechnung zu einer Kapitalsumme, die sich im Maße des erhofften Gewinnanteils rentiert, geht dann der Vergleich mit dem aktuellen ortsüblichen Normalzins als Basis sowie mit alternativen Angeboten einer finanzkapitalistischen Geldvermehrung mit ein. Modifiziert wird diese Kalkulation durch die Spekulation auf Firmengewinne, die nicht als Dividende ausgeschüttet, sondern von dem Unternehmen für Konkurrenzerfolg und Wachstum seiner eigenen Geschäftstätigkeit benutzt werden und dadurch den wirklichen Wert des nominell unveränderten, durch die Summe aller Aktien repräsentierten Stammkapitals, also die Größe des anteiligen Eigentums an der Firma, das die einzelne Aktie repräsentiert, sowie die zukünftigen Ertragsaussichten steigern. Dieses Plus wird relativiert, wenn die Firma mit der Ausgabe neuer Aktien ihr Stammkapital erhöht, also den Anteil der alten Aktien am Unternehmen und seinem Gewinn mindert; es wird realisiert, wenn das Unternehmen diese neuen Aktien seinen alten Aktionären umsonst oder billig zuteilt und so das Geldvermögen seiner Eigentümer an seinem Wachstum teilhaben lässt.2) Die Konkurrenz zwischen Aktienbesitzern und Spekulanten, die an käuflichem Geldkapital interessiert sind, entscheidet im Folgenden über den Aktienkurs. Alle Gesichtspunkte der spekulativen Bewertung bleiben dabei in Kraft; der Handel sorgt für die tatsächliche permanente Neubewertung; und das auf Dauer, weil das an den Börsen umgeschlagene fiktive Kapital sich ja auf einen Anteil am Unternehmenskapital bezieht, der aus diesem nicht herauszulösen ist.3) Der Reichtum des Anteilseigners bleibt also eine variable Größe, abhängig von der Bewertung, die sein fiktives Geldkapital durch den Markt erfährt, an dem große und kleine, professionelle und freischaffende Geldkapitalisten als Konkurrenten vergleichend tätig sind. Für das Unternehmen ist der Aktienkurs, der sich daraus ergibt, insofern von entscheidender Bedeutung, als damit der stets aktuelle Bescheid über seine relative Kreditwürdigkeit ergeht: darüber, wie es um das Vertrauen der Geld besitzenden Geschäftswelt in seine zukünftige kapitalistische Leistungsfähigkeit, überhaupt und im Vergleich mit anderen börsennotierten Firmen, bestellt ist und damit um seine Macht, sich – mit Bankkredit, per Anleihe oder vermittels Kapitalerhöhung – Finanzmittel für ein Vertrauen erweckendes Wachstum zu besorgen. Die Aktiengesellschaft lebt also auch dann vom Interesse der Spekulantenwelt an dem von ihr emittierten fiktiven Kapital, wenn alle Aktien vermarktet sind: Ihr Wachstum und damit schließlich ihr Bestand hängen davon ab, wie gut sie dieses Interesse bedient. Die Aktionäre sind da freier: Sie können mit dem Verkauf ihrer Anteilsscheine jederzeit Kursgewinne mitnehmen, müssen gegebenenfalls Verluste ‚realisieren‘, lösen jedenfalls nach eigenem Ermessen die Bindung ihres Vermögens an ihr Spekulationsobjekt und damit an die Firma, auf die dieses sich bezieht.


    Das Finanzgewerbe beliefert den Markt, auf dem es sich umtreibt,4) mit fiktivem Kapital unterschiedlicher Machart – auch der Sphäre des Grundeigentums hat es sich in diesem Sinne bemächtigt –; und es liefert ständig reichlich nach.5) Denn auf der einen Seite steigt mit den Erfolgen bei der Geldbeschaffung der Bedarf: In jeder Erfindung der Geldwirtschaft entdecken die Unternehmen ein Instrument, das ihnen Zugang zu fremdem Geld gewährt und den Konkurrenzkampf um Profit bestehen hilft. Auf der anderen Seite weckt der Erfindungsgeist der Finanzmanager ein breites Interesse an Produkten, deren Gebrauchswert darin besteht, als Geldquelle zu fungieren. Mit der Bedienung beider Seiten seines eigenen Geschäfts vergrößert das Geldgewerbe seinen Markt und institutionalisiert den spekulativen Handel mit fiktivem Kapital als Königsweg kapitalistischer Bereicherung.


    3. Kapitalwachstum durch Spekulation


    Die Zahlen des Börsengeschehens liefern eine fortlaufende Bilanz der Umsätze, die im Handel mit diversen Wertpapieren erzielt werden: Sie informieren über die Kurse, die der Handel diesen Waren verschafft. Das interessiert naturgemäß alle, Privatleute wie Profis, die eigenes oder fremdes Geld in solchen Gutscheinen angelegt haben. Die übrige Wirtschaftswelt starrt aber nicht weniger gebannt auf die mehrfach täglich abgesetzten Meldungen. Denn der Verlauf eines Börsentags enthält allerhand Vorentscheidungen auch darüber, was Industrie und Handel und der ganze Rest zu erwarten haben.


    a) Wertpapierportfolios und ihre gewinnbringende Bewirtschaftung


    Wer sich am Handel mit Wertpapieren beteiligt, ist auf Informationen über dessen Wirkungen angewiesen, weil er den je aktuellen Preisen der verschiedenen Papiere wichtige Botschaften entnimmt. Die Besitzer einschlägiger Titel erfahren da, wie viel Geld ihnen gehört – weil sie über es verfügen, wenn sie zum aktuellen Preis verkaufen. Als Investoren, die ihr Geld in Wertpapieren angelegt, also gegen solche Vermögenstitel eingetauscht haben, interessieren die permanent fortgeschriebenen Zahlenkolonnen sie insofern, als sie Auskunft geben über Veränderungen, die ihr Vermögen durchgemacht hat – ob ihnen also der Markt mit seinen Zinsen und Kursen eine Verminderung, die bloße Erhaltung oder eine Vermehrung ihres Reichtums eingebracht hat. Um letzteres ist es ihnen zu tun, wenn sie ihre Habe in derartige Geschäftsartikel stecken und damit den Kräften von Angebot und Nachfrage aussetzen – also als Spekulanten tätig werden, die mit künftigen Preisen rechnen, weil sie die für möglich halten: Ihr Interesse gilt der Kursentwicklung, der zukünftigen Bewegung der Bewertung, die ihr Wertpapiervermögen erfährt. Aus den regen Vergleichen, die da permanent angestellt werden, erwachsen Kauf- und Verkaufsentscheidungen, die alle den einen Zweck verfolgen: durch geschickte Umschichtungen im Wertpapierbestand das Vermögen zu vermehren.


    Es ist eine ganz aparte Art kapitalistischer Bereicherung, die an den Finanzmärkten betrieben wird. In den Vermögenstiteln, die da gehandelt werden, stellt sich die Verwertung und Akkumulation von Kapital als gegenständlich existierende Selbstvermehrungsmacht des Geldes dar; und das so radikal und so konsequent, dass die Geldsumme, die sich vermehrt, selber gar keine dem Prozess vorgegebene Größe, sondern aus der verbrieften Macht des Geldes, Erträge zu schaffen, abgeleitet ist. Diese Ableitung geschieht ideell in der Spekulation – auf zukünftiges Wachstum, im Vergleich mit konkurrierenden Angeboten etc. –; sie wird praktisch wirksam im Handel mit den diversen Dokumenten, im Hin und Her zwischen Realisierung des erreichten Kurswerts und Neuinvestition des Erlöses in andere Wachstumsversprechen, das permanent an den jeweils zuständigen Finanzmärkten und in prominentester Form an den Aktienbörsen stattfindet.


    In diesem spekulativen Handel treffen Akteure aufeinander, die im Prinzip alle dieselbe Kalkulation anstellen, nämlich mit Höhe und Sicherheit des erhofften Zugewinns – respektive Größe und Gewissheit des befürchteten Verlustes – an Wertpapiervermögen, aber auf Basis abweichender Vorstellungen über das optimale Verhältnis zwischen den beiden gegensätzlichen Gesichtspunkten sowie unterschiedlicher Einschätzungen des zukünftigen Börsengeschehens. Weil sie dasselbe Gut gegensätzlich bewerten, nämlich seine Kursentwicklung in entgegengesetztem Sinn als Bereicherungschance einstufen, werden sie untereinander handelseinig. Auf Erfolge in dieser Konkurrenz halten sich freischaffende wie professionelle Spekulanten viel zugute. Tatsächlich ist es ein eigenes Metier, ein Portfolio aus Wertpapieren zusammenzusetzen, das die bestmögliche Mischung der beiden Tugenden der Spekulation, Vorsicht und Gier, repräsentiert, und es so zu bewirtschaften, dass sein Wert planmäßig wächst. Wichtig dafür sind solche Sachen wie ein Informationsvorsprung, Faktoren betreffend, die die eine oder andere oder die allgemeine Kursentwicklung beeinflussen könnten – deswegen auch das Geschick, Gerüchte in die Welt zu setzen, die dafür als Antrieb wirken –; die Breite des Vergleichs möglicher interessanter Geldanlagen; die Geschwindigkeit des Zugriffs bzw. Verkaufs. Auch dafür und überhaupt entscheidend ist, wieder einmal und wie immer in der Marktwirtschaft, die Größe des spekulativ einsetzbaren Kapitals: eine Größe, die ausreicht, um auf den verschiedenen Teilmärkten des Wertpapierhandels mitzuwirken, überall Transaktionen einzuleiten und abzuschließen, ‚Durststrecken‘ durchzustehen usw. Um Größe konkurrieren Finanzinstitute unter anderem mit Angeboten zur Vermögensverwaltung: Die Verfügungsmacht über ganz viele Portfolios, deren Pflege womöglich unterschiedlichen Strategien der Wertsteigerung bzw. Verlustvermeidung folgt, steigert die Macht, das Börsengeschehen umfassend auszunutzen, es auch ein wenig in die Richtung zu lenken, die der eigenen guten Sache nützt. Gebühren bringt sie außerdem ein.


    So organisiert das Finanzgewerbe das Wachstum des fiktiven Kapitals und seine Konkurrenz um Anteile daran in aller Form getrennt von der Unternehmenswelt, die ihrerseits mit dem Geld, das ihr aus dem Kapitalmarkt zufließt, um die Erwirtschaftung von Profiten und um ihr Wachstum konkurriert.


    b) Das Regime des fiktiven Kapitals über die ‚Realwirtschaft‘


    Welche Botschaften die Entwicklung der Börsenkurse für den Teil der Wirtschaft bereithält, wo man anders als durch spekulativen Handel Geld verdient, was sich Arbeitgeber und Arbeitsplatzbesitzer, Politik und Allgemeinheit vom Fortgang der Finanzgeschäfte erwarten dürfen, das wird in den Medien von Experten in aller Wahrscheinlichkeit erklärt. Da geht es hin und her zwischen Hoffnungen und Befürchtungen. Denn die Bilanzen dieser Szene geben nicht nur deren Geschäftserfolge bzw. Misserfolge zu Protokoll: Sie beziffern das Vertrauen, das die spekulierenden Anleger der ‚Realwirtschaft‘ im Allgemeinen, einzelnen ihrer Abteilungen und prominenten Einzelfirmen im Besonderen schenken, insofern sie Reaktionen auf die Vorgänge in Industrie und Handel darstellen. Sie signalisieren damit zugleich, wie es dort weitergeht: mit welchen Entwicklungen die Börsenhändler, die ja bekanntlich die Zukunft antizipieren, rechnen und folglich zu rechnen ist. Denn die setzen mit ihren Reaktionen zugleich Bedingungen fürs weitere Wirtschaften: Der Kapitalmarkt entscheidet über die Zuteilung der Finanzmittel, die die ‚realwirtschaftende‘ Arbeitswelt zum Vollführen ihrer kleinen und großen Kreisläufe braucht. Die Kurse, die an den Finanzmärkten hergestellt und deren wichtigste an den Börsen notiert und über alle Kanäle bekannt gemacht werden, sind daher ebensowohl Index der Kreditwürdigkeit und damit der Konkurrenzmacht, die die Finanzwelt den Unternehmen im Einzelnen und insgesamt zutraut, wie Faktor der Kapitalgröße und damit der Potenz, mit der die wirtschaften.


    Umgekehrt ist das, was die Firmen der ‚Realwirtschaft‘ in ihren Konkurrenzkämpfen um Marktanteile kapitalistisch leisten, sowohl Gegenstand einer fortwährenden spekulativ vergleichenden Bewertung durch die Finanzmärkte, die die tatsächlich zustande gebrachten Verwertungsprozesse gemäß ihrer eigenen Logik des Vertrauens als ein Moment neben anderen Gesichtspunkten würdigen, als auch Resultat der Ausstattung mit Finanzmitteln, die die Kapitalmärkte ihnen gemäß ihren spekulativen Erwartungen zukommen lassen. Die im marktwirtschaftlichen Alltag praktizierte Kommandomacht des kapitalistischen Eigentums existiert als abhängige Variable der Vermehrung von Wertpapiervermögen durch permanenten spekulativen Handel. Diese Unterordnung unter die Sachgesetze des fiktiven Kapitals trifft bei den Unternehmen aus Industrie und Handel auf das lebhafteste Interesse. Sie nutzen die Errungenschaften des Kapitalmarkts, nämlich alle dort entwickelten Techniken, die Macht fremden Geldes dem eigenen Geldvermögen einzuverleiben, als Mittel, sich Schlagkraft durch Kapitalgröße zu verschaffen und damit wiederum ihre Kreditwürdigkeit – als Aktiengesellschaft: ihren ‚shareholder value‘ – zu steigern. Ihre Abhängigkeit von den Märkten, die sich ganz der Optimierung von Wertpapier-Portfolios widmen, ist ihre reale Geschäftsgrundlage; ihre ‚Wettbewerbsfähigkeit‘ kommt allemal durch den Gebrauch des finanzkapitalistischen Instrumentariums zustande.


    c) Einheit und Gegensätze zwischen fiktivem und ‚realem‘ Kapital


    Die Finanzinstitute, die den Kapitalmarkt ‚machen‘ – d.h. mit Material bestücken, managen, treuhänderisch oder auf eigene Rechnung als Käufer und Verkäufer auftreten –, sind längst nicht mehr bloß als Kreditgeber und Wertpapier-Jongleure in die Geschäfte ihrer kommerziellen Kundschaft eingemischt. Mit ihrem fiktiven Kapital und als Verwalter fremder Eigentumstitel wirken sie bestimmend an der Geschäftspolitik der Firmenwelt mit, damit die erfolgreich wächst und sich dadurch als gute Bedingung für steigende Umsätze im Wertpapierhandel und für eine gute Entwicklung der Kurse bewährt. Alle nennenswerten Unternehmen der ‚Realwirtschaft‘ wirken ihrerseits als Anbieter wie als Nachfrager, als Emittenten von Wertpapieren wie als Investoren am Kapitalmarktgeschehen mit; unter Ausnutzung der Gleichung „Kredit = Kapital“ beteiligen sie sich an den Geschäftserfolgen anderer Firmen ebenso, wie sie deren Interesse am eigenen Geschäftsgang für ihren Zugang zu fremdem Geld nutzen. Beide Seiten, Finanz- wie wirkliche Industrie, bezeugen so beständig die Identität des Zwecks, den eine Bank genauso verfolgt wie ein Autobauer und eine Großmarktkette, nämlich dass es ihnen um die Vergrößerung ihrer Kapitalmacht und sonst nichts zu tun ist.6) Mit diesem Ziel wirken sie in einer Weise zusammen, die zu jener vollständigen Subsumtion des gesellschaftlichen Lebensprozesses unter die Macht des Geldkapitals führt, deren Konsequenzen bekannt, teilweise unbeliebt, insgesamt jedoch als nicht rückgängig zu machende Gegebenheiten akzeptiert sind: Betriebsstätten samt Arbeitsplätzen und stolzen Arbeitsplatzbesitzern stehen zur Disposition, wenn der Aktienkurs zu wünschen übrig lässt; dafür schafft die Spekulation auf eine neue Boombranche sehr fix komplette neue Arbeitswelten. Bei der Entwicklung der Produktivkraft der menschlichen Arbeit wie bei der Erfindung von Produkten, auf die die Welt gerade noch gewartet hat, jagen sich die ‚technischen Revolutionen‘. Staatliche Dienstleistungen, die herkömmlich zur hoheitlich zu regelnden ‚Daseinsvorsorge‘ zählen, gehören privatisiert – Investoren müssen von Medizin oder Wasserleitungen, Eisenbahnverkehr oder Bildung nichts verstehen, um in allen einschlägigen Sektoren immer ein und dasselbe, nämlich einen unersättlichen Kapitalbedarf zu entdecken und aus Universitäten, Pflegeheimen oder Autobahnen lohnende Geldanlagen zu verfertigen. Nationen und Regionen, die nach dem Urteil kompetenter Finanzexperten ebenfalls an diesem einen und einzigen Gebrechen, nämlich an Kapitalmangel leiden, werden gnadenlos erschlossen, also zu Schauplätzen der Verwandlung von spekulativen Investitionsentscheidungen an irgendeiner Weltbörse in reale Ausbeutung von menschlicher Arbeitskraft und Naturbedingungen vor Ort hergerichtet.


    Der Gegensatz zwischen dem Kreditgeschäft, das Ertragsversprechen mit Kapitalverwertung gleichsetzt, und dem kreditierten Geschäft, das für diese Gleichsetzung praktisch haftbar gemacht wird, ist damit freilich nicht aus der Welt. Er findet da, wo die eine Seite die Instrumente des Kapitalmarkts für ihre Konkurrenzfähigkeit nutzt und die andere Seite mit der Macht des wertpapierförmigen Eigentums Regie über die Konkurrenzanstrengungen der Firmen führt, in anderer Weise statt: als Konkurrenz der Spekulanten, die mit ihren gegenläufigen Einschätzungen die Kurse machen. Die Abhängigkeit des Finanzkapitals vom finanzierten Geschäft und umgekehrt ist grundsätzlich überführt in den kritischen Vergleich alternativer Geldanlagen und die daraus folgenden Käufe und Verkäufe.7) Der Widerstreit zwischen dem Wachstumsinteresse einer Firma und dem Bereicherungsinteresse ihrer Finanziers ist verlagert in die Kursrisiken, die sich die Spekulanten mit ihrem Kalkül und ihrer Freiheit zur Optimierung ihrer Portfolios wechselseitig bereiten. Deren Handelsgeschäfte untereinander entscheiden zugleich über das Schicksal von Betrieben wie der einschlägigen Vermögenstitel.8)


    Die Finanzbranche hat es auf die Art mit ihrer Emanzipation von ihrer Basis, dem Wachstum des kapitalistisch produzierten Eigentums, weit gebracht. Ihre Lebenslüge, dass alles, was sie anfasst, schon sich vermehrendes Geldvermögen sei, ist fortentwickelt zur Kunst der Portfolio-Pflege. Den Erfolg in diesem Geschäft haben die Meister des Geldkapitals aber auch nicht wirklich im Griff; gebracht haben sie es dahin, dass der für die eine Seite vorteilhafte Handel allemal die Berechnungen der anderen Partei nicht so gut oder gar nicht aufgehen lässt, und verlieren können sogar beide. Mit diesem Widerspruch findet die Branche sich nicht ab. Sie trägt ihm Rechnung, indem sie selber ihren Geschäftsartikeln das Etikett ‚Risiko‘ beilegt und sich auf die Herausforderung stürzt, aus ihrer selbstgeschaffenen Unsicherheit das ultimative Geschäft zu machen.


    4. Das Geschäft mit dem ‚Risikotransfer‘ und seine politökonomische Bedeutung


    Dass Unsicherheit zum Finanzgeschäft dazugehört, ist niemandem so klar wie dessen Betreibern. Zu den Selbstverständlichkeiten ihres Geschäfts gehört auch die Regel, dass der Ertrag mit dem Grad des Risikos steigt und fällt. Daraus entstehen in der Finanzwelt ganz von selbst die beiden komplementären Bedürfnisse, die Unsicherheit der Spekulation zu mindern, möglichst loszuwerden, und an der Ungewissheit, eben weil sie nicht auszuschalten ist, zu verdienen. Mit dieser seiner Bedarfslage weiß das Finanzgewerbe enorm viel anzufangen.


    a) Derivate


    In dem Bedürfnis nach Sicherheit, das sich schon mit der Weggabe von Leihkapital einstellt und in allen Formen des Finanzgeschäfts bis zur spekulativen Ausnutzung von Wertpapierkursen wiederkehrt, erkennt der kapitalistische Geschäftssinn die zahlungsfähige und -bereite Nachfrage nach sachgerecht spezifizierten Versicherungsleistungen. Im Angebot ist daher z.B. die Übernahme des Risikos der Schuldenbedienung: Das Risiko wird vom riskanten Leihgeschäft getrennt und vom Versicherer übernommen; der Preis orientiert sich an der Bonität des Schuldners bzw. des Anleihe-Emittenten. Der Versicherer lässt sein eigenes Risiko nicht unversichert, sondern gibt es per Zahlung einer seiner eigenen Bonität angemessenen Prämie oder auch in verbriefter Form direkt an seinesgleichen oder auch an andere Investoren weiter, für die solche vom ursprünglichen Leihgeschäft schon um mindestens eine Vermittlungsstufe getrennten, verselbständigten Risiken als fiktives Kapital interessant sind. Diese Art von Versicherungsgeschäft hat längst einen solchen Grad von Allgemeinheit erreicht, dass die Kreditwürdigkeit des ursprünglichen Kreditnehmers durch die Bewertung des Versicherungsrisikos im Handel mit darauf bezogenen Wertpapieren nicht bloß widergespiegelt, sondern gemessen, also quantitativ festgelegt wird. Entstanden ist ein ‚Risikotransfermarkt‘, dessen Umsätze mindestens ebenso sehr wie vom Versicherungsbedürfnis vom Interesse an spekulativer Geldanlage getrieben werden.


    Für die Bewirtschaftung derjenigen Unsicherheit, die aus der Spekulation im Zuge der Verwaltung und Wertsteigerung von Wertpapier-Portfolios entsteht, hat das Finanzgewerbe das Instrument des Termingeschäfts (weiter)entwickelt und zum Stoff für ein eigenes Handelssegment gemacht. Da kauft sich die eine Partei die Option, zu einem späteren Zeitpunkt bestimmte Wertpapiere zu einem aktuell festgelegten Preis zu kaufen – mit Gewinn, wenn der Preis bis dahin gestiegen ist, und zwar um mehr, als die Option kostet – bzw. zu verkaufen – mit entsprechendem Gewinn im Fall eines Preisverfalls –; die andere Partei lässt sich ihre Liefer- bzw. Abnahmepflicht bezahlen und hat gewonnen, wenn der Partner die Option gar nicht wahrnimmt, weil es sich angesichts der tatsächlich eingetretenen Wertentwicklung der fraglichen Papiere für ihn nicht lohnt. Oder es sichert sich die eine Seite durch den Kauf eines ‚Futures‘ den Preis, zu dem sie eine bestimmte Menge an Wertpapieren zu einem festgelegten späteren Zeitpunkt beziehen kann; der Kontrahent garantiert den Preis, zu dem er den ‚Basiswert‘ dann liefern wird; die tatsächliche Kursentwicklung entscheidet darüber, welche Seite gewinnt. Dabei ist die Spekulantengemeinde schon längst zu der Erkenntnis gelangt, dass der Gewinn, der bei dieser Art Geschäft auf dem Spiel steht, viel einfacher und kostensparend realisiert werden kann, wenn anstelle der Lieferung des Basiswerts gleich nur die Differenz zwischen dem aktuell vereinbarten und dem zum Erfüllungstermin tatsächlich gültigen Preis zum Vertragsgegenstand gemacht wird; in der Form eignen sich Futures und Optionen auch viel besser zur Sicherung des Werts bzw. der spekulativ erwarteten Wertsteigerung eines Wertpapiervermögens. Auch hier braucht es als Kontrahenten des Portfoliobesitzers bzw. -verwalters keinen entgegengesetzt spekulierenden Eigentümer eines entsprechenden Vermögens, sondern bloß den Spekulanten, der bereit ist, die nötige Geldsumme einzusetzen. Und auch hier ist das Interesse an einer solchen spekulativen Geldanlage mindestens so produktiv wie das an der Sicherheit fürs Wertpapiervermögen und dessen Wachstum, die mit Termingeschäften allenfalls zu erzielen ist. Beides zusammen jedenfalls sorgt schon für ein Geschäftsvolumen, das den Umsatz der Basiswerte weit übersteigt.


    Doch nicht nur hinsichtlich ihres Umfangs trennen sich das Geschäft mit Futures und Optionen, der Handel mit verbrieften Zins- und anderen Risiken des Leihgeschäfts und andere ‚abgeleitete‘ Finanzoperationen von den ‚Kassamärkten‘, an denen die zugrunde liegenden Vermögenstitel, die ‚Underlyings‘, ge- und verkauft werden und ein Versicherungsbedürfnis entsteht. Mit ihren ‚derivativen‘ Produkten entwickelt die Finanzspekulation eine eigene Welt mit ihren aparten Verfahren, Regeln und Erfolgskriterien.


    – Nach einem als Auslöser der Finanzkrise von 2007 ff. in Verruf gekommenen Geschäftsmodell – das hier als erstes Beispiel dienen soll – verbrieft eine Bank eigene Kredite an Schuldner unterschiedlicher Bonität, verkauft diese Schuldpapiere an eine von ihr eigens gegründete und kreditierte ‚Zweckgesellschaft‘; die refinanziert sich, nämlich ihre Bankschuld, durch die Emission und Vermarktung eigener ‚guter‘ und in der Regel kurz laufender, entsprechend niedriger verzinster, freilich häufig neu zu emittierender und zu vermarktender Anleihen; die Überschüsse, die sie aus der Zinsdifferenz zwischen den gekauften Bankpapieren, den ‚Assets‘, und den von ihr ausgegebenen ‚Securities‘ erwirtschaftet, reicht sie als ‚Gebühren‘ an die Bank zurück, die sie gegründet hat. Ausgangspunkt ist hier also ein übliches Bankgeschäft. Mit der Verbriefung und der Art der Refinanzierung entsteht jedoch ein eigener Markt, der schon nicht mehr das ursprüngliche Kreditverhältnis bloß verdoppelt und dessen Risiko widerspiegelt. Der Handel lebt vielmehr von der Spekulation auf die Zuverlässigkeit und Geschäftstüchtigkeit der Emittenten solcher ‚Asset Backed Securities‘; ‚der Markt‘ bescheinigt den gehandelten Produkten ihre Stichhaltigkeit als Rendite bringende Vermögenstitel und damit ihren Wert – oder auch nicht – gemäß dem Verhältnis von Angebot und Nachfrage, das dort zustande kommt. Professionelle Käufer solcher Papiere konstruieren daraus gerne, durch Aufteilung und Neuzusammensetzung, neue Wertpapiere; für die gilt wieder, dass die hinreichende Nachfrage danach die Konstruktion als gelungen beglaubigt, der Handel das Risiko weiterwälzt und der Konstrukteur daran verdient. Worauf es ankommt, ist auf jeden Fall, Stockungen im Absatz der ‚Securities‘ und ‚Obligationen‘ zu vermeiden, mit denen die Emittenten sich refinanzieren: Den Handel damit in Gang und dadurch den gehandelten Stoff in Wert zu halten, ist das entscheidende Erfolgskriterium dieses Geschäftsmodells. Aufs ursprüngliche Kreditgeschäft der Banken wirkt dieser Derivate-Markt in sehr produktiver Weise zurück: Da sucht – und findet – man Kreditkunden nicht mit dem Ziel, an deren Zinszahlungen zu verdienen, sondern um Material für die Verbriefung von Schulden und deren Weiterverarbeitung zu Handelsartikeln der abgeleiteten Art zu schaffen: Stoff für eine Methode der Bereicherung, die das Verhältnis zwischen Zweck und Mittel im Refinanzierungsgeschäft sachgerecht von den Füßen auf den Kopf stellt.


    – Auf eine relative Verselbständigung gegen den Handel an den ‚Kassamärkten‘, mit Rückwirkungen auf dessen Gang und Ergebnisse, läuft auch das schwunghafte Treiben an den Futures-Börsen hinaus, das hier als zweiter Beispielsfall herhalten soll. Wenn da Spekulanten ein Kauf- oder Verkaufsangebot für einen ‚Basiswert‘ zu einem festgesetzten späteren Zeitpunkt abgeben – nur in den seltensten Fällen in der Absicht, diese Wertsache tatsächlich zu erstehen bzw. zu liefern – und dafür einen Preis benennen und Geld einsetzen, dann beziehen sie sich zwar auf ökonomische Objekte und auf allerlei Umstände, die für die spekulative Einschätzung der Entwicklung ihres Kurswerts von Belang sind. Sie wirken damit aber mit an einer großen, bis zum Fälligkeitsdatum täglich eingelösten und erneuerten Finanzwette; und was ihnen an Spekulationsgewinn oder -verlust jeweils zufällt, solange sie ihren Einsatz aufrechterhalten, das richtet sich nach dem Futures-Preis, der sich aus den fortlaufend zueinander ins Verhältnis gesetzten ideellen Kauf- und Verkaufsangeboten ergibt und auf den ihre Berechnungen gehen. Bereicherung findet statt nicht durch Teilhabe an der Wertentwicklung eines Portfolios, sondern durch Aneignung fremder Wetteinsätze im Verhältnis zum eigenen, und zwar nach Maßgabe eines Futures-Kurses, der einer ganz eigenen ‚Logik‘ von ‚Angebot‘ und ‚Nachfrage‘ folgt. Dass der sich regelmäßig vom Kurs des ‚Basiswerts‘ unterscheidet, ist wiederum eine Geschäftsgelegenheit für die Spezies der ‚Arbitrage‘-Händler; wie sehr er bestimmend auf den zurückwirken kann, wird am Verfallstermin, dem ‚Hexensabbat‘, deutlich, wenn potente Spekulanten einiges an Geld und Kredit mobilisieren, um per Intervention am ‚Kassamarkt‘ dem ‚Underlying‘ zu dem Kurswert zu verhelfen, auf den sie mit ihren Futures gesetzt haben...


    Zusatz


    Die Hersteller der verschiedenen Wertpapiere, die über die eine oder andere Vermittlungsstufe auf verbrieften Bankkrediten basieren, brüsten sich mit ihrer Kunst, für jeden Geldanleger ein genau auf sein ‚Risikoprofil‘ zugeschnittenes Mischungsverhältnis zwischen Renditechancen und Verlustrisiken zu finden und das entsprechende ‚Produkt‘ zu konstruieren. Ein solches Papier repräsentiert nicht mehr das zugrunde liegende Kreditgeschäft, allenfalls noch indirekt dessen Erträge und Risiken. Was die ‚Finanzindustrie‘ hier herstellt, ist die rechtliche Fassung und ökonomische Vergegenständlichung von Gewinn- und Verlustchancen, die – mithilfe nobelpreiswürdiger Rechenmodelle – aus verschiedenen Finanzierungs- und Refinanzierungsverhältnissen abgeleitet sind. Über den Wert oder Unwert solcher Produkte entscheidet unmittelbar das Geldanlegerinteresse, das sich dafür wecken lässt. Jeder Vermarktungserfolg trägt mit den Gewinnchancen auch die Risiken weiter und stiftet ein Gesamtrisiko neuer Art, das dann eintritt, wenn aus welchen Gründen auch immer die Refinanzierung der Gewinnversprechen durch immer neue Anleihen, also der Handel mit solchen Papieren zum Erliegen kommt: Der Zusammenbruch dieses Marktes enteignet ganz leicht alle, die sich als Emittenten wie als Käufer auf ihm engagiert haben. Der einschlägige Sachverstand nennt dieses Treiben – wertfrei, aber verständnisvoll – ‚Risikotransfermarkt‘ und spricht ihm – solange es funktioniert – den schönen Nutzeffekt zu, die Risiken des Kreditgeschäfts tendenziell zu den risikofreudigsten Marktteilnehmern hin zu verteilen und so für eine optimale Allokation der gesellschaftlichen Geldressourcen zu sorgen. Diesen gemeinnützigen Dienst erbringen die Macher dieses besonderen Handels einfach dadurch, dass sie ihre Produkte so zurechtkonstruieren, dass von den gehandelten Risiken an ihnen selbst am wenigsten hängen bleibt. So wird daraus überhaupt ein dauerhaftes Geschäftsmodell, das das Potential hat, eine echte Finanzkrise auszulösen.


    Was an modernen Futures-Börsen passiert, wird – auch sehr sachverständig – gerne mit der Erinnerung an die Grundlagen des Termingeschäfts im Warenhandel plausibel gemacht: Ein Kaufmann sichert sich vertraglich die Lieferung einer Ware, die er noch nicht braucht, zu einem späteren Zeitpunkt, zu dem auch die Bezahlung fällig wird; ein anderer sichert die Lieferung am vereinbarten Zeitpunkt zum aktuellen Preis der Ware zu, zuzüglich des Geldbetrags, den der Käufer rechnerisch an Zinsen spart, die er bis zum Lieferzeitpunkt zahlen müsste, wenn er sofort den aktuellen Preis entrichten und sich dafür verschulden würde, sowie der Lagerkosten bis zum Liefertermin, die er sich erspart. Ungefähr nach diesem grundvernünftigen Modell kämen auch die Futures-Preise an den Börsen zustande, in denen der Form nach – in Wahrheit ohne wirkliche Kauf- und Verkaufsabsicht – Abnahme bzw. Lieferung von Wertpapieren zu einem bestimmten Erfüllungstermin vereinbart wird.


    Die Technik dieser Börsen, die einem interessierten geldgierigen Publikum übrigens auch gerne und detailliert nahegebracht wird, lehrt etwas anderes. Sie hat ungefähr das Gegenteil zum Inhalt, nämlich die Emanzipation einer Sonderabteilung spekulativer Bereicherung vom Gang des Basisgeschäfts, auf das sie sich bezieht. Da beziffern Spekulanten, die einen in der fiktiven Rolle des zukünftigen Verkäufers – ‚short‘, weil sie das fiktiv Versprochene gar nicht haben –, die anderen in der des zukünftigen Käufers – ‚long‘, einfach weil sie die andere Partei sind –, den Preis, zu dem sie aktuell einen Vertrag über die Lieferung eines Vermögenswerts bzw. dessen Abnahme zu einem von der Börse festgelegten Fälligkeitstermin abschließen würden; sie legen also fest, an welche Kursentwicklung bis zu diesem Termin sie glauben, und geben die Menge an, über die sie kontrahieren wollen – und die mit der Anzahl der tatsächlich vorhandenen und gehandelten Basisobjekte schon mal gar nichts zu tun hat. Die Börse, die alle Parameter solcher Verträge – Termine, Mengeneinheiten, auch Geldwerte für Bezugsgrößen wie Aktienindices, die selber keinen Wert haben – definiert, fungiert allen Parteien gegenüber als Vertragspartner. Sie ermittelt täglich aus dem Verhältnis der ‚short‘- und ‚long‘-Positionen einen mittleren Preis, dessen Veränderung im Verhältnis zu den Engagements der Spekulanten bei den einen Gewinne und bei den andern die entsprechenden Verluste entstehen lässt. Diese werden umgehend auf dem Verrechnungskonto verbucht, auf das jeder Kunde für sein Engagement einen Betrag als Sicherheit und als Beleg für seine Zahlungsfähigkeit einzuzahlen hat; je nach Bonität des Kunden und Volatilität des Spekulationsobjekts zwischen fünf und fünfzehn Prozent der Summe, über deren Einsatz er kontrahiert hat. Im Jargon der Branche heißt dieses Verhältnis ‚Hebel‘, weil sich dadurch das auf den nominellen Wert des Futures errechnete und verbuchte Ergebnis relativ zum wirklichen Kapitaleinsatz aufs Sieben- bis Zwanzigfache verbessert, und erfüllt damit in der Sache den Tatbestand der Kreditschöpfung auf einem sehr hohen Niveau des geschäftsmäßigen Vertrauens zwischen konkurrierenden Spekulanten: Der Bruchteil einer Summe hat die Wirkung der Gesamtsumme – was sich freilich bei allfälligen Verlusten genauso negativ bemerkbar macht; würde ein Teilnehmer bis zuletzt an einer Fehlspekulation festhalten, dann schuldet er am Ende den Gesamtbetrag, auf den sein Engagement lautet. Tatsächlich kann der Kunde jederzeit mit einem ‚Gegengeschäft‘ – einem Kontrakt der Art, als wäre er sein eigener Gegenspekulant – aus dem Geschäft aussteigen. Was die Futures-Börse organisiert, ist also ein Prozess der permanenten Bereicherung durch Aneignung fremden Geldes. Der ist allemal noch bezogen auf die Kursentwicklung eines fiktiven Kapitals an den ‚Kassamärkten‘, doch davon quantitativ wie qualitativ abgehoben: quantitativ durch die Menge der spekulativen Einsätze, die gar nicht groß genug sein kann – je mehr Teilnehmer und je höher die Summen, desto liquider der Markt und desto leichter, sicherer und einträglicher das Geschäft der Börse, die ihn macht –; qualitativ durch den Futures-Preis, der sich aus dem Verhältnis spekulativer ‚short‘- und ‚long‘-Positionen ergibt und eigentlicher Gegenstand der Spekulation ist. Auch diesem abgehobenen Treiben attestiert der marktwirtschaftliche Sachverstand im Übrigen guten volkswirtschaftlichen Sinn: erstens wieder die Funktion des ‚Risikotransfers‘ dorthin, wo die größte Risikobereitschaft zu Hause ist, obwohl hier nun wirklich nichts ‚transferiert‘, sondern eine Welt neuer Gewinn-Verlust-Verhältnisse eröffnet wird. Zweitens wird den Terminmärkten die Funktion nachgesagt, sie würden mit dem Futures-Preis in idealer Weise Transparenz über Stand und Gang der Spekulation herstellen und so für gerechte Preise auch an den ‚Kassamärkten‘ sorgen – es sei denn, sie bewirken dort Verzerrungen, was auch nicht ausgeschlossen werden kann...9)


    Neben den allfälligen Geschäftsrisiken sind im Übrigen alle Bewertungsdifferenzen, die im Verlauf des Finanzgeschäfts entstehen, für Spekulanten eine Chance, unmittelbar, d.h. ohne Eigentum oder geschäftliches Interesse an den spekulativ bewerteten diversen Geschäftsartikeln selbst ‚Geld zu machen‘. Schon die kleinsten Differenzen im Wechselkurs von Währungen oder im Preis von Kontrakten zur Zinsabsicherung usw., die zwischen verschiedenen Geldhandelsplätzen oder im Verlauf eines Handelstages auch nur vorübergehend entstehen, werden ausgenutzt, indem viel Kredit kurzfristig aufgenommen, zum minimal billigeren Kauf und prompten minimal teureren Wiederverkauf eines solchen Wertartikels bzw. des Rechts darauf benutzt und sofort wieder zurückgezahlt wird, so dass praktisch ohne Einsatz eigenen Geldes Gewinne kassiert werden – auf Kosten der Kollegen, die mit ihrer Spekulation an den unterschiedlichen, vom Arbitrage-Handel nunmehr angeglichenen Bewertungen verdient haben. Moderne Kommunikationstechnologie und die Rechenkunst einschlägig engagierter Mathematiker sorgen für die Ausnutzung geringster Margen, die noch bis vor gar nicht langer Zeit unbeachtet geblieben und im weißen Rauschen des globalen Finanztransaktionsgeschehens untergegangen sind. Der einschlägige Sachverstand notiert zufrieden gemeinnützige Leistungen: totale Transparenz und Angleichung aller Risiken...10)


    b) Die Produktivkraft eines umsatzstarken kapitalistischen ‚Nullsummenspiels‘


    Der enorme Umfang eines Finanzmarktes, auf dem doch gar kein wirkliches Wachstum entsteht, jedenfalls kein Zuwachs am finanzkapitalistischen Gesamtvermögen der Gesellschaft ersichtlich ist, sondern Geld ‚bloß‘ umverteilt wird – ein ‚Nullsummenspiel‘, wie in den Schilderungen dieser Art spekulativer Bereicherung für den Hausgebrauch des kleinen Spekulanten immer wieder warnend vermerkt wird –, lässt den marktwirtschaftlichen Sachverstand bisweilen kritisch nachfragen, wozu das Ganze eigentlich gut ist; dies besonders kritisch dann, wenn in Zeiten der Finanzkrise der Verdacht aufkommt, genau hier würde Geld eigentlich gar nicht verdient, schon gar nicht im doppelten Sinn des Wortes, sondern sinn- und verantwortungslos ‚verzockt‘. Gerade an den Rückwirkungen des Umsatzeinbruchs im Bereich der Derivate auf die Potenz des Finanzgewerbes im Allgemeinen und auf die von ihm erwarteten Dienste an der Konjunktur der übrigen Geschäfte im Besonderen wird jedoch die politökonomische Leistung dieses voluminösen Marktes erkennbar. Ganz offenbar stärkt der riesige Umsatz in diesem Bereich, das Volumen des bloßen Transfers bzw. der spekulativen Weiterverarbeitung aller eingegangenen Risiken, die Macht des Finanzgewerbes, in dem Umfang, in dem es das tut, als Garant seiner eigenen und Quelle aller sonstigen Geschäftstätigkeit aufzutreten, also seine schon mehrfach erwähnte Lebenslüge von der sicheren Beherrschung seiner Abhängigkeit von fremden Geschäften praktisch in die Tat umzusetzen und insofern zu beglaubigen. Tatsächlich nehmen die Finanzmarktakteure mit dem Kauf und Verkauf ihrer verbrieften Risiken und mit ihren Wetten auf zukünftige Werte, die sie für möglich halten, einander für die vergleichende Wertschätzung, also die prinzipielle Anerkennung ihrer spekulativen Produkte als geldkapitalistisches Vermögen in Anspruch; sie versichern sich wechselseitig und reihum der grundsätzlichen Vertrauenswürdigkeit ihrer Risiken. Der Derivatehandel, den sie managen und selbst betreiben, bezeugt schon mit seiner außerordentlichen Größe die Seriosität des Stoffs, mit dem da – und auf den entsprechenden ‚Kassamärkten‘ schon gleich – gehandelt wird; am Ende steht das gesamte Finanzgewerbe mit seinem Wachstum und seiner gesammelten Finanzmacht hinter den Konstruktionen, mit denen es auf den Wert seiner Geschäfte spekuliert, und verschafft denen eine überwältigende Überzeugungskraft.11)


    Die ‚Tiefe‘, die der Finanzmarkt auf diese Weise gewinnt, spiegelt nicht nur die Zentralisation der Macht des Geldes der Gesellschaft in den Händen des Finanzgewerbes wider. Sie steht für dessen Macht, aufgrund des kapitalistischen Reichtums, den es bei sich konzentriert, als unerschöpflich liquide Finanzquelle für sich selbst und so, als wäre das nur eine Unterabteilung seiner spekulativen Selbstvermehrung, als Finanzier, Regisseur und Nutznießer des übrigen Wirtschaftslebens zu wirken. Die Akteure des Finanzmarkts operieren mit der gesamten gesellschaftlichen Macht des kapitalistischen Privateigentums – und sie operieren damit in ihrer selbstgeschaffenen Welt der verbrieften Risiken, der terminierten Wetteinsätze, der Arbitrage-Geschäfte usw. ganz systemgemäß: als Konkurrenten, nicht mehr bloß um Anteile an einem wachsenden Profit, sondern um private Bereicherung ganz direkt auf Kosten ihrer Geschäftspartner bis hin zum börsenmäßig gemanagten Gegeneinander der spekulativen Einsätze. Und umgekehrt: Ihr Kampf um die Vermehrung ihres Kapitals durch Spekulation gegeneinander, sogar auf den Schaden anderer, setzt ihre gemeinsame gewerbsmäßige Verfügungsgewalt über den gesellschaftlichen Geldreichtum als Quelle seiner Akkumulation voraus, beruht darauf und operiert damit. So vollendet das Finanzgewerbe den Widerspruch von Konkurrenz und Kredit, für den es mit seiner gesamten Geschäftstätigkeit steht: Es vergesellschaftet auf höchster Stufe die Macht des privaten Eigentums – und es nutzt diese Macht für eine Geschäftswelt der Bereicherung durch Risikoweitergabe und Formen der Enteignung, die ihre Basis: die Produktionsweise der kreditfinanzierten Kapitalakkumulation, sehr weit hinter sich gelassen hat.


    Der Widerspruch lässt sich gut ignorieren, solange er funktioniert. Also bis die Manager des Finanzkapitals selbst den Übergang machen und sich in ihrer Konkurrenz gegeneinander nicht mehr aufeinander verlassen, sondern das geschäftsmäßige Vertrauen in ihre konkurrierenden Kontrahenten kündigen.


    Zusatz


    Finanzunternehmen nennen ihre zurechtfrisierten Schulden ‚Produkte‘, ihre Branche eine ‚Industrie‘, und natürlich wenden sie bei der Benutzung und Bezahlung zumindest eines Großteils ihrer Dienstkräfte nach Möglichkeit Techniken an, mit denen die Unternehmen anderer Branchen ihre Lohnstückkosten senken und ihre Rendite zu steigern versuchen; auch hier kommt, wo immer es geht, technisches Gerät zum Einsatz, das Arbeitsabläufe effektiviert und Arbeitskräfte einspart. Ob und in welchem Maß die diversen ‚Finanzprodukte‘ tatsächlich Rendite bringen und das Unternehmen wachsen lassen, hängt von den Personalkosten für ihre Konstruktion aber nicht wirklich ab. Das ist eine Frage der Kreditwürdigkeit, die eine Firma der Spekulationsbranche sich im Wesentlichen mit der Masse der Schulden erwirbt, die sie macht und bei sich machen lässt: Daran entscheiden sich Refinanzierungskosten und Einnahmen bringendes Geschäftsvolumen.


    Im Bemühen um solche Erfolge bringt das Finanzgeschäft eine Anzahl sehr spezieller Berufe hervor und bereichert die kapitalistische Klassengesellschaft um ganz eigene ökonomische Charaktere: Es schafft den Manager und komplementär dazu als Charaktermaske des Reichtums den Geldeigentümer, der die Macht seines Eigentums zur Selbstvermehrung an bezahlte Angestellte, Manager eben, abgetreten hat.


    Das fängt an mit der Scheidung zwischen Eigentum und Unternehmertätigkeit, die in der Aktiengesellschaft institutionalisiert ist. Hier bedient das für den Betrieb des Unternehmens verantwortliche Management ein Eigentümerinteresse, das mit seinem realen Gegenstand, nämlich mit der praktischen Anwendung der Macht des Eigentums trennbar, vermittelt über ein Stück fiktives Kapital und dessen Verwertung, verbunden ist. Die Macht des Kapitals selber liegt in der Hand eines der Form nach angestellten, gehaltsabhängigen Führungspersonals, das tatsächlich nicht bloß über die Erwirtschaftung von Gewinn, sondern auch über dessen zweckmäßige Verwendung, zuallererst über die Aufteilung in reinvestierte und ausgeschüttete Teile, also über das Maß der Bereicherung der Eigentümer zu entscheiden hat. Die in dieser Scheidung enthaltenen Interessengegensätze zwischen Eigentum und Kapitalverwertung werden durch die Etablierung eines Gremiums, das im Namen und Auftrag der jeweiligen Eigentümer das leitende Management beaufsichtigt und dessen Entscheidungen, nicht zuletzt auch über seine eigene Bezahlung, abnicken muss, und erst recht durch die periodischen Eigentümerversammlungen nicht aus der Welt geschafft, sondern dauerhaft gemacht – eben zur Daueraufgabe einer Vermittlungsinstanz, die ihrerseits mit bewährten Spitzenmanagern besetzt wird und denen außer einem zusätzlichen Zeitvertreib einen Zusatzverdienst in Form von Aufsichtsratstantiemen beschert.


    Eine ähnliche Machtposition wie angestellte Firmenleiter, freilich viel genereller und zugleich weniger direkt auf die praktische Verwendung des kapitalistischen Reichtums in den Betrieben bezogen, nehmen die maßgeblichen Akteure des Finanzgeschäfts ein. Dieses Geschäft selbst – in der Regel seinerseits als Aktiengesellschaft organisiert – besteht von Haus aus im Management fremden Eigentums und fremden Kapitalbedarfs: Geldeigentum und Anwendung von Kapital sind für diese Branche von vornherein zwei getrennte Sphären, mit deren dienstfertiger Vermittlung sie sich zum entscheidenden Arrangeur und Meister der Vermehrung des Reichtums beider Seiten – und vor allem ihres eigenen – macht. Die Verfügung über die ökonomische Macht des Eigentums liegt ganz in der Hand angestellter Funktionäre; das kapitalistische Eigentum, über dessen Macht Manager verfügen, bekommt – mit jedem Fortschritt und jeder neuen Errungenschaft des Kreditgewerbes immer mehr – den Status von Rechtstiteln, die von professionellen Kräften produziert, in Verkehr gebracht, fortlaufend betreut und dadurch für ihre Besitzer produktiv gemacht werden. Die maßgeblichen Befehlshaber dieser Branche bewerkstelligen die Vermehrung des Privateigentums durch dessen kapitalistische Vergesellschaftung und haben im Regime über diesen Widerspruch ihre entsprechend ergiebige Revenuequelle. Dass sie zugleich die privaten Eigentümer eines namhaften Anteils am von ihnen dirigierten Geldkapital der Gesellschaft sind, ergibt sich aus ihrer Funktion wie von selbst, hebt die funktionelle Scheidung zwischen dem Stand des Portfoliobesitzers und dem Beruf des leitenden Geldmanagers aber nicht auf: Idealtypischerweise ist das Spitzeneinkommen aus der Betreuung fremden Reichtums die Quelle ihres eigenen.


    Ebenso wie dieser ehrbare Beruf gehört die Halbwelt der findigen Spekulanten, die sich die Unschärfen und Risiken des großen Bankgeschäfts zunutze machen, zur Tradition des Kreditgewerbes. Mit der Globalisierung und Beschleunigung aller Geldgeschäfte und dem überproportionalen Wachstum des Derivatehandels sowie mit der Perfektionierung der Technologie, die den Kapitalmärkten so kräftig auf die Sprünge geholfen hat, hat diese Unterabteilung des Spekulationsgeschäfts allerdings an Statur gewonnen. In wie neben den Kreditinstituten, die das globale Finanzgeschäft in Permanenz betreiben, sind haufenweise Arbeitsplätze entstanden, deren Inhaber ihre Arbeitgeber und in Gestalt üppiger Boni sich selbst bereichern, indem sie die zur Ermittlung und Ausnutzung minimaler Gewinnchancen erforderlichen Algorithmen und verfügbar gemachten Kreditsummen schnell und geschickt genug handhaben. Die Gelegenheiten zur Manipulation der jeweils einschlägigen Parameter dieser Geschäfte haben sich entsprechend vervielfacht; die Bereitschaft, die Grauzone bis zum manifesten Betrug nicht bloß auszuloten, sondern auszuweiten, ist zum Bestandteil des Qualifikationsprofils des damit befassten Berufsstandes geworden.


    In den Jobs, mit denen die Karriere zum erfolgreichen Spekulanten und zur Führungskraft gewöhnlich beginnt, kostet der Berufsalltag Lebenszeit und Nerven ungefähr wie an all den anderen gewöhnlichen Arbeitsplätzen, die der moderne Kapitalismus zu vergeben hat. Klar ist jedoch – vor allem in der Phantasie derjenigen, die den Managerberuf ergreifen –, dass nur hier eine Karriere zu machen ist, die tatsächlich auch jemanden, der nicht in ihn hineingeboren ist, bis zur Teilhabe am wirklichen kapitalistischen Reichtum führen kann. Die kleine radikale Minderheit, für die diese Verheißung in Erfüllung geht, ergänzt die Klasse der Kapitaleigentümer um spezielle und spezialisierte Charaktermasken der Verantwortung für die Bereicherung der Reichen, zu denen sie dann alsbald selber gehören.


    5. Das Finanzgewerbe und ‚die Konjunktur‘:

    Zweierlei Wachstum und die Notwendigkeit von Krisen


    Mit der Macht, die es sich erwirbt, leistet das Finanzgewerbe Vorschuss für ein flächendeckendes allgemeines Wirtschaftswachstum. Dass der Wachstumserfolg eines Unternehmens zusätzliche Zahlungsfähigkeit stiftet und so etlichen anderen mehr zu verdienen gibt, dass also Kapitalakkumulation an einer Stelle Akkumulation an anderer hervorruft, das antizipiert das Gewerbe, das mit seiner Geschäftstätigkeit über allen Unternehmen und Branchen und als Schuldner und Kreditgeber im Verhältnis zu allen Firmen steht; es verallgemeinert deren positiven Zusammenhang über ‚den Markt‘ und finanziert den kapitalistischen Gesamterfolg, auf dem es sich aufbaut. Dass dabei allemal etliche Firmen scheitern, von erfolgreicheren Unternehmen verdrängt oder übernommen werden, gehört zum Geschäft dazu – finanziert wird schließlich der Konkurrenzkampf der Einzelkapitale –; ebenso, dass dieses Schicksal immer wieder auch Unternehmen des Finanzsektors trifft: Kredit ist ein unverzichtbares Erfolgsmittel, aber in der Welt der freien Konkurrenz keine Erfolgsgarantie. Daran, dass das Finanzgewerbe Vorschuss für ein gesamtwirtschaftliches Wachstum leistet, ändert das nichts.


    Dennoch ist der allgemeine kapitalistische Geschäftsgang nicht nur durch Unstimmigkeiten und Verwerfungen gekennzeichnet, die der beschönigend so genannte permanente Wettbewerb notwendigerweise mit sich bringt, sondern außerdem durch ein allgemeines Auf und Ab, gegen das weder die Fachwelt ein Rezept gefunden hat noch die Klasse der Zuständigen wirksame Maßnahmen. Das immer gleiche angestrengte Bemühen von Kreditnehmern wie Kreditgebern um kontinuierliches Wachstum resultiert in einem Konjunkturverlauf, der die allgemeine Wachstumsrate periodisch auf oder unter Null drückt, bevor sie dann wieder steigt.12) Die Rechnung, dass die Akkumulation kapitalistischen Reichtums, schon gleich unter dem Regime einer potenten Finanzindustrie, die Bedingungen ihrer Verallgemeinerung und kontinuierlichen Fortsetzung immer mit produziert, geht offensichtlich abwechselnd ganz gut und gar nicht auf.


    Der Grund dafür liegt in der ökonomischen Zielsetzung der mit Kredit ausgestatteten, damit um Wachstum konkurrierenden Firmen und den dafür eingesetzten Methoden selbst. Schon deren Kreditbedarf folgt ja daraus und zeigt an, dass es ihnen nicht darum geht, immer dasselbe in allmählich expandierendem Umfang zu treiben. Vorschuss über den schon erwirtschafteten Zuwachs an Kapital hinaus benötigen sie für ihre Konkurrenz um die Maximierung ihres Profits, also für den doppelten Zweck, nicht nur möglichst viel, sondern immer mehr zu verkaufen und durch Senkung ihrer Produktionskosten ihre Gewinnspanne zu vergrößern. Da die erste Zielsetzung eher eine Verteuerung als eine Verbilligung der vermehrt benötigten Produktionsfaktoren zur Folge hat, kommt es ihnen umso mehr darauf an, in der Produktion selbst Kosten einzusparen. Auf welchen Faktor dabei alle Bemühungen zu konzentrieren sind, die nachhaltig wirken sollen, ergibt sich für kapitalistische Unternehmen ganz von selbst aus der Sachlage: Zugriff haben sie auf das Verhältnis zwischen Kosten und ertragbringender Leistung der Arbeit. Denn deren Produktivität ist, vergegenständlicht in technischen Vorrichtungen und einem dazu passend eingeteilten Produktionsprozess mit verschiedenen Teilaufgaben, von vornherein Sache des Unternehmens, den Arbeitskräften in ihrem Arbeitsplatz als Sachzwang zu maximaler Effektivität vorgegeben. Durch entsprechende Fortschritte hier wird das Verhältnis zwischen Lohnkosten und Produkt immer wieder und immer weiter optimiert. Davon profitiert zuerst und auf alle Fälle das Unternehmen, das diesen technischen Fortschritt erfolgreich anführt, mit weniger Arbeitskräften mehr produziert und deswegen in der Lage ist, nicht bloß seine Gewinnspanne zu vergrößern, sondern mit Preisnachlässen zu Lasten der Konkurrenz seinen Absatz zu steigern, also die doppelte Zielsetzung zu verwirklichen, die für kapitalistische Firmen maßgeblich ist. Die Konkurrenten schaffen es entweder, bei den Kosten der Arbeit im Verhältnis zum Verkaufswert des Produkts nachzuziehen, also ebenfalls bislang benötigte Angestellte überflüssig zu machen und einzusparen, was die bisher verdient haben; oder sie scheiden aus dem Wettbewerb aus, schicken ihre Arbeitskräfte ganz ohne Lohn heim und kaufen auch ansonsten keine Produktionsmittel mehr. Damit stellt sich ein gar nicht geplanter Gesamteffekt ein: Weil alle Firmen dieselbe Strategie der Steigerung der Arbeitsproduktivität verfolgen, mindern sie tendenziell die gesellschaftliche Zahlungsfähigkeit, die sie zugleich mit ihrem Bemühen um mehr gewinnbringenden Verkauf in gesteigertem Maß in Anspruch nehmen. Dadurch wird das, was jedes einzelne Unternehmen gemäß der eigenen Erfolgskalkulation betreibt, nämlich die Senkung des Verkaufspreises, die die vergrößerte Gewinnspanne wieder verkleinert, zum Sachzwang für alle. Dieser dann gar nicht mehr freiwilligen Minderung des maximierten Profits steht in der Rentabilitätsrechnung des Unternehmens ein im Maße der Absatzsteigerung gestiegener Materialaufwand gegenüber, und außerdem der Kostenaufwand für neue Maschinerie, nicht selten für die Neueinrichtung des gesamten Produktionsprozesses; ein Kostenaufwand, der gewöhnlich höher liegt als der für den bloßen Ersatz alter Geräte. Damit schaffen die Firmen zwar neue zahlungsfähige Nachfrage nach den verbesserten anstelle der alten Produktionsmittel; und mit dem technologischen Fortschritt gibt es allemal auch neue Konsumgüter, die ein Bedürfnis nach ihnen hervorbringen und deren Herstellung zusätzliche gesellschaftliche Zahlungsfähigkeit schafft. Das ändert aber nichts daran, dass auch in jeder neuen Branche dieselbe Zielsetzung der Profitmaximierung waltet und mit dem Druck der Konkurrenz immer wieder denselben Effekt hervorbringt: Die Gewinnsteigerung durch erhöhte Arbeitsproduktivität mindert im Verhältnis zum bezweckten Wachstum die gesellschaftliche Zahlungsfähigkeit, die das Kapitalwachstum realisieren soll und die jedes Unternehmen für sich in Anspruch nimmt, so als wäre der Markt uneingeschränkt für sein Wachstum da. So macht sich stets von neuem der kapitalistisch kontraproduktive Effekt des vom Kapital betriebenen technischen Fortschritts geltend, dass der Kampf um die Mehrung des Profits einen Sachzwang zu Preisnachlässen auf Kosten des Profits nach sich zieht und zugleich einen im Verhältnis zum erzielten Profit überproportional steigenden Kapitalaufwand nötig macht: zusammengenommen eine Minderung der Rendite aufs eingesetzte Kapital, der als erste die kleineren, weniger kapitalkräftigen Firmen zum Opfer fallen – das übrigens so regelmäßig, dass der zuständige Sachverstand dafür einen eigenen ‚Begriff‘: ‚Konsolidierung‘ erfunden hat.13)


    Den Widerspruch zwischen Zweck und Wirkung der Wunderwaffe des kapitalistischen Wachstums, des technischen Fortschritts, hält eine tüchtige Marktwirtschaft immer wieder eine ganze Zeit lang ganz gut aus. Das Finanzgewerbe hilft den Unternehmen über die Schranken des Wachstums hinweg, die sich aus der Notwendigkeit eines im Verhältnis zum Gewinn überproportional steigenden Kapitaleinsatzes, also einer Verschlechterung der Rentabilität des eingesetzten und erst recht des von neuem einzusetzenden Kapitals ergeben. Wenn es Chancen sieht, stattet es sogar Firmen, die am Markt nurmehr Verluste einfahren, deren Kapital also von Totalverlust bedroht ist, mit neuer, zu Konkurrenzerfolgen befähigender Größe aus. Auf jeden Fall überführt das Bankgewerbe die Abhängigkeit der Firmenwelt vom Markt – also von der Zahlungsfähigkeit, die sie selbst in so schiefem Verhältnis zu ihren eigenen Erlösansprüchen schafft – und damit den Widerspruch zwischen benötigten und verfügbaren Mitteln des Wachstums in die Abhängigkeit aller Geschäftstätigkeit von sich, d.h. von seiner Spekulation auf zukünftiges Wachstum und von seiner Finanzkraft, mit der es seine Spekulation in die Tat umsetzt.14)


    Um diese Potenz des Kreditgewerbes steht es deswegen immer von neuem gut, weil auch im Finanzgewerbe Wachstum an einer Stelle Wachstum bei anderen begründet; hier eben nicht durch Kauf und Verkauf vermehrt produzierter Ware, sondern mit der zirkulären Refinanzierung ihrer Kredite, der Schaffung und Vermarktung von Wertpapieren, dem Handel mit fiktivem Kapital und dessen verselbständigten Risiken usw. Da nährt die Spekulation sich selbst, besonders sichtbar in der Bewertung von Vermögenstiteln, die durch die Spekulation auf deren Wertentwicklung bewirkt und in Börsenindices andauernd nachgezählt wird. Die Konkurrenz der einzelnen Unternehmen wirkt auch in dieser Branche produktiv, nämlich als Sachzwang zur Steigerung des Geschäftsvolumens und damit der Macht und des Interesses, Wachstum in allen übrigen Gewerben zu finanzieren.


    Den Widerspruch in der Konkurrenz der Kapitale um Marktanteile lösen Kredit und Finanzmarkt aber nicht auf; im Gegenteil. Mit der Macht des fremden Geldes wird diese Konkurrenz vorangetrieben, bis es zwischen den Unternehmungen, die alle den Markt für sich ausnutzen wollen, gar nicht mehr um die Verteilung des Gewinns geht, den die gesellschaftliche Zahlungsfähigkeit hergibt, sondern um die Verteilung des Schadens, dass nämlich der zur Profiterwirtschaftung einerseits nötige Kapitaleinsatz sich andererseits gar nicht mehr rentiert. Ein allgemeiner Schadensfall wird daraus, wenn das Finanzgewerbe sich in größerem Umfang zum Abbruch seiner spekulativen Investitionen entschließt. Damit stürzt es nämlich nicht nur seine Schuldner ins Verderben und die ‚Realwirtschaft‘ in die ‚Rezession‘. Mit den fälligen Abschreibungen und deren Rückwirkungen auf den Kapitalmarkt im Allgemeinen, die Refinanzierung der eigenen Investments im Besonderen geraten die Finanzinstitute selber in umso größere Verlegenheit, je tatkräftiger sie zuvor ihre Lebenslüge von der Gleichheit von Kredit und Kapital praktiziert, Wertpapiere aufgehäuft, Forderungen und Verbindlichkeiten aufgetürmt haben. Im Ernstfall kann die Branche nicht mehr, was sie nicht mehr will, nämlich das Geschäftsleben im bisherigen Umfang weiter finanzieren. Dann ist sie da: die Krise, in der die systemeigene Absurdität wahr wird, dass gar nichts mehr läuft, weil es nicht etwa zu wenig für alle, sondern von allem, nämlich vom kapitalistischen Reichtum in allen seinen systemeigenen Formen zu viel gibt.15)


    Der Grund dafür, dass es in der Marktwirtschaft, in der alle nach besten Kräften immer alles richtig machen, immer wieder zu einer Krise kommt, ist der Widerspruch, dass die Methoden der Kapitalakkumulation mit der angegebenen Notwendigkeit die Überakkumulation von Kapital bewirken. Dass und wie diese Systemnotwendigkeit praktisch wahr wird, ist allemal eine Leistung des Finanzkapitals, das den Widerspruch immer größer macht und den Abbruch mit allen Konsequenzen verfügt. Fest steht dabei das Eine: Aus Einsicht in die widersprüchliche Natur der Akkumulation, die es finanziert, verfügt es den Abbruch nicht. Es ist im Gegenteil bewundernswert, wie unerschütterlich ‚die Börse‘ nach jeder Krise von neuem so agiert, als hätte man es diesmal gefunden, das Rezept für den immerwährenden Aufschwung. Die Krisenursachen, die das Finanzgewerbe findet, um seine Engagements zu reduzieren und den Kapitalmarkt mal mehr, mal weniger zusammenbrechen zu lassen, und erst recht die, auf die die Fachwelt sich in ihren Nachbetrachtungen einigt, sind im Verhältnis zum systemeigenen Grund allesamt zufälliger Natur. Die Wirkungen sind allerdings stets dieselben: Geldkapital wird annulliert, Reichtumsquellen werden lahmgelegt, produzierte Güter geopfert und ganz nebenbei lohnabhängige Existenzen in größerer Quantität zerstört – damit nach Bereinigung des Missverhältnisses zwischen Produktion und Aufnahmefähigkeit des Marktes der gleiche Zirkel von neuem losgehen kann.


    Zusatz


    Für Irritationen, die das Finanzgewerbe an seinem hypersensiblen spekulativen Nerv treffen und den Offenbarungseid über aufgelaufene Überakkumulation an Finanzierungen für gar nicht mehr rentable Geschäfte auslösen, sorgt mal eine politische Kontroverse um die imperialistische Nahostpolitik mit massiven Konsequenzen für den Erdölpreis – das heißt dann ‚Ölkrise‘ –, ein anderes Mal das wache Misstrauen der Finanzwelt in die weiteren Geschäftsaussichten in einer Region, die dieselbe Finanzwelt zuvor zur globalen ‚Konjunkturlokomotive‘ gemacht hat – das war dann die ‚Südostasienkrise‘ – usw. Im Jahr 2007 haben Irritationen im US-Immobiliengewerbe einen ganzen Sektor des – unter anderem mit Hauskrediten unterlegten – globalen Derivatemarkts einbrechen lassen; die Auswirkungen auf die Solvenz der Macher nicht nur dieses Marktsegments haben dann zur schrittweisen Annullierung von so viel fiktivem Kapital geführt, dass eine internationale Bankenrettung durch die großen Weltwirtschaftsmächte nötig wurde, um überhaupt die Geldzirkulation aufrechtzuerhalten. Mit Blick auf den sehr speziellen Ausgangspunkt der Affäre und ihre ersten Phasen wurde zeitweise die Illusion gehegt, Rückwirkungen auf die ‚Realwirtschaft‘ würden sich vermeiden lassen. Zunehmender Unwille und drohende Unfähigkeit des Kreditsektors der Weltwirtschaft, Kredite an den ‚realen‘ Sektor sowie an gewisse Staaten auch nur zu prolongieren und den spekulativen Handel mit fragwürdig gewordenen Wertpapieren weiter zu betreiben, haben dann natürlich doch zu dem Offenbarungseid geführt, dass ganze Volkswirtschaften ihre akkumulierten Schulden nicht mehr wert waren und im Geschäft mit denen und überhaupt viel mehr produziert worden ist als in gutes Geld verwandelt.


    Was die staatlichen Banken- und Schuldenretter daraus gemacht haben, ist ein Thema für sich und ein Hinweis darauf, dass nicht der ökonomische Grund, wohl aber die Durchsetzung und Abwicklung von Krisen eine Staatsangelegenheit ist. Die Kapitel III und IV kommen darauf zurück.


    *


    Wenn es mit dem kapitalistischen Wachstum wieder so weit gekommen ist, dass eine Welle der Entwertungen von Kredit und fiktivem Kapital zur Krise ausartet, dann ergeht von allen Seiten der Ruf an den Staat, den gemeinschädlichen Absturz des kapitalistischen Geschäftslebens aufzufangen. Theoretisierende und praktizierende Ökonomen, die ‚Staatseinmischung‘ sonst für Teufelszeug erklären und als ordnungswidrigen Eingriff in die Freiheit der Märkte ächten, erklären das private Bankgeschäft für ‚systemrelevant‘ und seine Rettung zur selbstverständlichen Staatsaufgabe, für deren Erledigung dem Hüter des Systems nichts zu teuer und keine Verschuldungsquote zu hoch sein darf. Und selten werden mit erkennbar eigennützigen Anträgen an die Politik offenere Türen eingerannt. Denn für die Staatsmacht ist völlig klar, dass die ökonomischen Potenzen des Finanzkapitals unbedingt zu retten bzw. wiederherzustellen sind, weil ihr Gemeinwesen davon abhängt. So entsprechen sich im Krisenfall das Eingeständnis der Privatwirtschaft, dass sie ohne staatlichen Schutzschirm am Ende wäre, also Betreuung durch die öffentliche Gewalt benötigt, um handlungsfähig zu sein, und auf der anderen Seite die Klarstellung der hoheitlichen Standortverwaltung, dass sie ihren Laden und die eigene ökonomische Handlungsfreiheit von den Leistungen einer funktionierenden Kreditwirtschaft abhängig gemacht hat und gar nicht daran denkt – schon gleich nicht, wenn ‚wg. Krise‘ Not am Mann ist –, dieses System gegen irgendetwas anderes auszutauschen.


    Das geht so in Ordnung: Im Krisenfall wird die Symbiose von Staatsmacht und Finanzkapital allseits beschworen, weil sie der Normalfall ist.


    
      

      1) Erfunden haben diese Konstruktion nicht die modernen Finanzmanager, sondern schon in den Frühzeiten des Kapitalismus Kaufleute, die sich für besonders große oder besonders riskante Unternehmungen zusammengetan und gemeinsame Sache gemacht haben: eine Aufhebung des Privateigentums zum Zwecke des gemeinsamen geschäftlichen Erfolgs, freilich mit dem Ziel des je eigenen privaten Geldgewinns aus der Teilhaberschaft an der kollektiven Aktion. Das Finanzgewerbe, das mit seinen Leihgeschäften das gesellschaftliche Geldeigentum insgesamt in seinen Händen konzentriert, um damit die Konkurrenz der Geschäftswelt um Kapitalwachstum zu alimentieren und daran selber zu wachsen, hat die primitive Technik der Partnerschaft für individuelle Bereicherung als Geschäftsfeld entdeckt, von den Zufälligkeiten gleichgerichteter kommerzieller Interessen gelöst und in Form des freien Aktienhandels zum Hauptbestandteil des Wertpapiermarkts gemacht, auf dem Banken als Berater für die Gründung von AGs, als Vermarkter von Aktien, als Käufer und Verkäufer, als Sachwalter der mit dem Aktienbesitz verbundenen Eigentumsrechte usw. tätig sind.


      2) In einer entwickelten Marktwirtschaft ist es nicht mehr so, dass sich die Bewertung des Eigentumstitels auf die Einsammlung von Einzahlungsbeträgen in Höhe des nominellen Aktienwerts – Stammkapital geteilt durch Zahl der Aktien – erst draufpflanzt: Die Spekulation aufs fiktive Geldkapital bestimmt schon bei der Gründung einer AG sowohl den Wert der Aktie, ihren Ausgabepreis, als auch die Kapitalsumme, die dem Unternehmen tatsächlich als sein Betriebsvermögen zufließt – bzw. dem bisherigen Firmeneigentümer, der sein Unternehmen ‚an die Börse bringt‘, als Kaufpreis für das bereits fungierende Kapital. Der Auftritt einer neuen Aktiengesellschaft findet heutzutage in einem ‚Bookbuilding‘-Verfahren, also in der Form statt, dass die Erfolgsaussichten des neuen Börsenunternehmens in einer ‚Roadshow‘ öffentlich dargestellt werden, große Kapitalmarktteilnehmer wie in einer Auktion eine Bewertung der Aktien erstellen, danach ein Zeichnungskurs festgelegt – und gespannt abgewartet wird, ob der durch den Handel am ersten Börsentag bestätigt oder blamiert, unter- oder überboten wird. Denn darüber entscheiden keine Rechnungen, sondern die Zahlungsfähigkeit und die auf spekulative Berechnungen gegründete Zahlungsbereitschaft der Investoren.


      3) Ein Ende hat es damit erst, wenn die Aktiengesellschaft komplett in das Eigentum eines neuen – individuellen oder kollektiven – Betreibers überführt wird. Dann wird abschließend nicht nur der zuletzt ermittelte Aktienpreis fällig, sondern ein Aufschlag zur Ablösung des mit der Aktie verbundenen Eigentumsrechts als solchen.


      4) In diesem Sinn ist im Folgenden von ‚Finanz-‘, ‚Kapital-‘, gelegentlich auch ‚Geldmarkt‘ oder pars pro toto von der ‚Börse‘ die Rede; alles, wenn man so will, im Sinne der Definition des Finanzmarkts in H.E. Büschgen, Das kleine Bank-Lexikon, Düsseldorf 2006, S.367, als „das (gedankliche) Zusammentreffen der Märkte, auf denen Geld, Kapital, Kredit, Wertpapiere, Devisen usw. angeboten und nachgefragt werden“. Die Differenzierungen, die auf dieser gedanklichen Grundlage von der Fachwelt angeboten werden, orientieren sich an Kriterien, die für die Abwicklung einschlägiger Geschäfte offenbar von Interesse sind, wie „Frist- bzw. Laufzeitstrukturen, Organisationsgrad, Marktteilnehmer, Marktobjekte sowie – bei Abgrenzung internationaler Märkte – zusätzlich Währungen oder Regionen“; sie sind für den politökonomischen Begriff dieser Sphäre aber nicht weiter wichtig.


      5) Dass der Boden, auf dem sich auch in der Marktwirtschaft alles Leben abspielt, von Staats wegen privater Verfügungsmacht unterworfen ist und sein Gebrauch durch fremde Interessenten eine Grundrente für den Eigentümer abwirft, das brauchten die Bankiers nicht zu erfinden. Gefallen haben sie daran gefunden, dass sich Gelderträge, die auf dieser Grundlage aus einem zahlungsfähigen Interesse an der Benutzung eines Grundstücks herauszuschlagen sind, wie die Verzinsung eines Kapitals verrechnen und so gut wie Schuldverhältnisse als Geldkapital vermarkten lassen. In diesem Sinne haben sie ihren diversen Kapitalmärkten einen Immobilienmarkt hinzugefügt, auf dem sie und andere kapitalkräftige Interessenten mit dem Erwerb von Grundeigentum ihr Geld in eine Vermögensanlage mit ganz besonderem spekulativem Potential stecken können. Solche Investments gelten nämlich einerseits als besonders sicher, weil die Spekulation hier den trivialen Umstand ausnutzt, dass noch jede Geschäftstätigkeit und das menschliche Dasein überhaupt einen Fleck brauchen, auf dem sie stattfinden, und die Befriedigung dieses elementaren Bedürfnisses wie alles in der Marktwirtschaft Geld kostet. Andererseits neigt dieser Markt, wie Fachleute versichern, in besonderem Maß zu spekulativer ‚Blasenbildung‘, was, solange die ‚Blase‘ nicht ‚platzt‘, kein Nachteil und außerdem überhaupt kein Wunder ist. Die Spekulation geht hier ja nicht auf die Zukunft eines laufenden Geschäfts mit einigermaßen absehbaren Erträgen, sondern auf das mögliche zukünftige Interesse aller möglichen Investoren an einer ganz besonderen Geschäftsbedingung, nämlich einem bestimmten Geschäftsstandort. Die Grundstückspreise, die sie hervorbringt, sind daher erstens extrem abhängig von den allgemeinen und lokalen Konjunkturen des kapitalistischen Geschäftslebens – gelten deshalb unter Kennern als besonders feinfühliger Seismograph für Geschäftsschwankungen – und zweitens extrem dehnbar: in aberwitzigen Proportionen steigerungsfähig, wenn die Erschließung eines Geländes für ein geballtes Geschäftsbedürfnis in Aussicht steht oder stehen könnte, und ebenso absturzgefährdet. Umso größer ist für Kapitalmarktprofis der Reiz, über Immobilienfonds oder ähnliche Konstruktionen alle Welt an der Schöpfung und Vermehrung spekulativen Geldkapitals aus Grund und Boden teilhaben zu lassen: Gelegenheit für eine nächste Sorte Wertpapiergeschäft.


      6) Zu den herausragenden Errungenschaften dieses Gleichklangs der Interessen zählt die Könnerschaft des Finanzgewerbes, wenn es gilt, eine Firma an die Börse zu bringen und ihr darüber eine ganz neue Kapitalbasis zu verschaffen; ebenso bei der Organisation von Fusionen – ‚Mergers & Acquisitions‘ im modernen Jargon –, mit denen Vergrößerung ohne Wachstum des Kapitals zustande gebracht wird, allein durch die Zentralisation von Geldvermögen.


      7) Eine besonders drastische Strategie des Finanzkapitals, das Instrumentarium des Kapitalmarkts zu seiner Bereicherung auf Kosten eines anderen Unternehmens zu benutzen, ist unter dem Titel „Private Equity“ bekannt geworden und hat sich prompt den Vergleich mit einer ‚Heuschreckenplage‘ eingehandelt. Hier kauft sich ein Investor an der Börse das Eigentum an einer Firma zusammen, legt dieser den Kaufpreis als Verbindlichkeit zur Last, löst lohnende Bestandteile aus dem Betrieb heraus, in der Regel zwecks Verkauf, und lässt den Rest samt Schulden kaputtgehen. In dieser modernen Form fällt das Kreditverhältnis hinter seinen Ausgangspunkt im Kapitalismus, die dauerhafte Teilhabe am finanzierten Unternehmenserfolg, auf den Status der ruinösen Ausplünderung des Schuldners zurück. So machen auch die gar nicht produktiven Schönheiten des kapitalistischen Geschäftslebens mit den modernen Errungenschaften des Finanzgewerbes ihre Fortschritte.


      8) Wenn eine krisenerschütterte Öffentlichkeit ein wirklichkeitsfremdes Bild vom Verhältnis zwischen den Abteilungen des kapitalistischen Geschäftslebens zeichnet, das die Vorstellung vom Gegensatz zwischen ‚raffendem‘ und ‚schaffendem Kapital‘ politisch korrekt variiert, dann wird der gute Ruf des Kreditgewerbes als Dienstleister an der ‚Realwirtschaft‘ mit ihren Investitionsbedürfnissen nicht dementiert, sondern um einen Vorwurf ergänzt, der zu dem affirmativen Gesamtbild einen konstruktiven Beitrag leistet: Er steuert eine Chiffre bei für die Abhängigkeit noch des letzten Niedriglohnarbeitsplatzes von den Leistungen der Geldbranche.


       Auch die traurige Wahrheit, dass es sich bei den Leistungen des Kreditgewerbes eher um die Ausübung von Macht über Arbeit und Leben handelt als um treue Dienste, hat sich ihren festen Platz erobert, in der Fachwelt wie bei Laien: An den Indizes über den Stand der Spekulation mit Wertpapieren liest alle Welt den Gesundheitszustand ‚der Wirtschaft‘ ab. Ein Einwand gegen diese Sorte Allgemeinwohl ist damit nicht verbunden.


       Wenn sich schließlich gestandene Anhänger einer freien Gesellschaft verpflichtet fühlen, dem freien Wirtschaftsleben auch etwas Gerechtigkeit abzuverlangen, verlegen sie sich gerne auf eine Kritik, die am Bankgeschäft und der ‚Mobilität‘ von Kapital, die es organisiert, die Seite des privaten Besitzes hervorhebt. Schaubilder über die Anteile an Kapitalbesitz, die für andere nur die ‚Verflechtung der Wirtschaft‘ dokumentieren, begründen dann ganz schnell Klagen über ungleiche Verteilung, bisweilen auch über Untergrabung der Konkurrenz – auch eine Art, für den eigentlich guten Sinn und Zweck der Kreditwirtschaft im System der Konkurrenz um privaten Reichtum Partei zu nehmen.


      9) Als Bezugsgröße ihrer Termingeschäfte nutzt die Spekulantenwelt selbstverständlich auch Waren von der Art, wie sie ursprünglich von Produzenten und Kaufleuten auf Termin gehandelt worden sind: Produkte, die im Prinzip von gleichbleibender Beschaffenheit sind, deren Preise aber erfahrungsgemäß stark schwanken; Rohstoffe vor allem, traditionell insbesondere solche aus der Landwirtschaft, deren Herstellung vom Jahresablauf bestimmt ist und deren Menge auch von natürlichen Bedingungen abhängt. Die Logik der Futures-Spekulation ist hier dieselbe: Sie bezieht sich auf Einschätzungen des Warenpreises, den zu bestimmten Terminen ‚der Markt‘, also das Verhältnis zwischen dem von verschiedenen Umständen bestimmten Angebot und der im Wesentlichen konjunkturabhängigen Nachfrage hergibt; sie emanzipiert sich vom realen Marktgeschehen, indem sie über völlig beliebige Mengen kontrahiert und mit ihrem ganz eigenen Verhältnis zwischen fiktiven Verkaufs- und Kaufpositionen fortwährend einen neuen Futures-Preis hervorbringt; und sie wirkt auf die Bildung der Warenpreise vor allem dadurch zurück, dass zahlungskräftige Futures-, Arbitrage- und sonstige Derivate-Händler Verknappung oder Überangebot am realen Warenmarkt herbeiführen, um die Spot-Preise im Interesse ihrer Spekulation zu manipulieren – zum Nutzen oder Nachteil der engagierten Warenhändler und -produzenten, auf jeden Fall aber zum eigenen Nutzen und zum Schaden all derer, die auf andere Preise gesetzt haben.


      10) Entsprechend achtungsvoll würdigt z.B. die Deutsche Bundesbank das Wachstum des Derivate-Markts im neuen Jahrtausend – dessen Krise stand da ja auch erst noch bevor –: „Der Handel mit Finanzderivaten hat in den vergangenen zwei Jahrzehnten stark zugenommen. Nachdem er sich anfangs überwiegend auf Aktien- und Rohstoffmärkte bezog, wurden die dort erprobten Konzepte später auch auf Zinsänderungsrisiken und Wechselkurse angewendet. Ein verhältnismäßig junges Segment sind Kreditderivate, mit denen Kreditrisiken von dem zu Grunde liegenden Kreditgeschäft losgelöst und separat handelbar gemacht beziehungsweise neu kreiert werden können.“ (Monatsbericht Juli 2006, S. 56) Noch in einem Artikel über „Neuere Entwicklungen im internationalen Finanzsystem“ in ihrem Monatsbericht Juli 2008 lobt die Deutsche Bundesbank recht unbefangen diese Art der Geschäftemacherei: „Die Palette traditioneller Bankdienstleistungen und Finanzprodukte wurde durch innovative und teilweise komplexe Finanzierungs- und Risikotransfertechniken ergänzt.“ „Diese Entwicklungen“ sind „nicht zuletzt Ausdruck einer verstärkten Suche nach profitabler Portfoliodiversifizierung“ (dort S. 16). Zu den Veranstaltern dieses Geschäfts merkt sie ganz wertfrei an: „Innovative Finanzierungs- und Risikotransfertechniken werden insbesondere von großen und komplexen, international tätigen Finanzinstituten intensiv genutzt. Diese Finanzkonglomerate decken ein breites Angebot an Finanzdienstleistungen ab. Im Rahmen ihres Eigenhandels treten sie sowohl als Anbieter wie als Nachfrager von Kreditrisikotransferprodukten auf.“ (S. 24)


      11) Das Gewerbe funktioniert auch ohne ausufernden Derivatemarkt; das bezeugen die zahlreichen Jahrzehnte, die es gebraucht hat, um sich mit staatlicher Lizenz hier ein Reich seiner spekulativen Freiheit zu schaffen. Dass es sich diesen Markt einrichtet, ist aber so konsequent, dass man ihm eine immanente Notwendigkeit bescheinigen muss. Mit ihm erreicht das Kapital einen Höhe- und Endpunkt jener Verselbständigung der Macht des Eigentums gegen dessen materiellen Inhalt, die schon mit der Unterordnung des Gebrauchswerts der Waren unter ihren Tauschwert anfängt und im Geld real wird.


      12) In der Modellwelt der bürgerlichen Volkswirtschaftslehre geht die marktwirtschaftliche Gesamtbilanz im Prinzip immer auf. Denn die Erklärung des Verhältnisses zwischen Produktion und Konsum, zwischen Belieferung und ‚Räumung‘ des Marktes besteht hier schlicht in einem Gleichheitszeichen zwischen der Gesamtsumme der Einkommen, die aus der Beteiligung von Kapitalisten und Lohnarbeitern an der gesellschaftlichen Produktion entstehen und die unbesehen mit den Beiträgen identifiziert werden, die diese beiden Typen von Haushalten zum Wert der Produkte beisteuern, auf der einen Seite und der Verwendung dieser Einkommen für Kauf und Verzehr des produzierten Güterbergs auf der anderen Seite; den Umstand, dass es in der realen Welt wirklich nicht bloß darum geht, dass konsumiert wird, was produziert wird – und umgekehrt –, sondern um ein Ding namens Wachstum, baut die VWL in ihre Grundgleichung ein, indem sie bei der Einkommensverwendung einen ‚Ersparnis‘ genannten Posten für nicht konsumierte Einkünfte einführt, dem auf der Seite der Einkommensentstehung die Position ‚Investitionen‘ – gemeint ist: in zukünftigen Produktionszuwachs – gegenübergestellt wird. Diese Erklärung lebt von demselben Denkfehler, der schon bei der wirtschaftswissenschaftlichen Deutung der Inflation angemerkt worden ist: Die VWL hält die Funktion, die sie sich idealerweise von Preisen und Einkommen erwartet, nämlich einander zu entsprechen, für deren ökonomischen Begriff; von da aus konstruiert sie ihre Modellwelt. Die Konjunkturtheorien, die sich mit dem offensichtlichen, mehr oder weniger periodisch wiederkehrenden Scheitern des unterstellten selbstregulierenden Fließgleichgewichts des marktwirtschaftlichen Wachstums befassen, verlassen diesen Ausgangspunkt nicht: Sie unterstellen das störende Einwirken ‚exogener‘ oder auch ‚endogener Faktoren‘. Bei deren Identifizierung machen sie sich den Umstand zunutze, dass es für jede ‚Talfahrt der Konjunktur‘ einen oder mehrere Anlässe gibt – politische Ereignisse, große Betrügereien, Naturkatastrophen... –, die sich im Nachhinein als Auslöser des Krisengeschehens und, weil ja nach nichts weiter als einer Störung des Normalfalls gesucht wird, als dessen Grund verstehen lassen. Weitergehende Theorien suchen nach Erklärungen für die periodische Wiederkehr von Wirtschaftskrisen, fahnden gemäß den Regeln der empirischen Sozialforschung nach statistisch überzufälligen Korrelationen zwischen Konjunkturverläufen und anderen Geschehnissen periodischer Natur und präsentieren ihre Funde als interessante Erklärungsansätze. Das Bild von der Marktwirtschaft als einem in sich stimmigen grundvernünftigen System sauberer Entsprechungsverhältnisse bleibt intakt: Lieber glaubt ein bürgerlicher Wirtschaftstheoretiker an den störenden Einfluss der Gestirne oder der Laune der Konsumenten aufs Konjunkturgeschehen, als dass er seine Prämisse in Zweifel zieht.


      13) Was sich in dieser kontraproduktiven Nebenwirkung kapitalistischer Bemühungen um nachhaltiges Wachstum geltend macht, ist nicht etwa die Kurzsichtigkeit der unternehmerischen Kalkulation, sondern ein Widerspruch, der den ganz sach- und systemgemäßen Kalkulationen der kapitalistischen Firmenwelt zugrunde liegt. Auf der einen Seite ist in diesem System die produktive Arbeit, die die Gesellschaft braucht, weil sie von deren Produkten lebt, keine Mühe, die man sich möglichst zweckmäßig teilt, sondern Geldeinnahmequelle; nicht wirklich für diejenigen, die sie verrichten, wohl aber für die Unternehmer, die sie verrichten lassen und mit dem Recht des Lohnzahlers als das wahre Subjekt der produktiven Tätigkeit auftreten. Arbeit bringt Geld, weil ihr Produkt eine für den Verkauf bestimmte geldwerte Ware, in Wahrheit also das dafür gezahlte Geld ist: Je mehr Arbeit, deren Produkt Absatz findet, desto mehr Geld, also Reichtum. Auf der anderen Seite will ein kapitalistisches Unternehmen nicht einfach immer mehr Geld erlösen, sondern vom Erlös ein steigendes Maximum für sich behalten, also möglichst wenig davon an die andere Partei im Betrieb: an diejenigen, die für die Verrichtung der anfallenden Arbeit eingestellt sind, wegzahlen müssen. Damit ist im Grunde bereits der Widerspruch fertig, der in der ewigen Klage der Unternehmer, dass rentable Arbeitsplätze immer teurer – und insofern immer weniger rentabel – werden, zum Ausdruck kommt: Je effektiver ein Unternehmen die Lohnstückkosten senkt, indem es aus jedem bezahlten Arbeitsquantum durch die Anwendung fortschrittlicher Technik immer mehr Produkt herausholt, umso weniger Arbeit ist für die Befriedigung des gesellschaftlich Benötigten erforderlich; und weil der gesellschaftliche Nutzen der Arbeit sich in dem Geld darstellt, das mit ihrem Produkt zu erlösen ist, bedeutet Verringerung des nötigen Arbeitsaufwands Minderung des Geldbetrags, der mit der arbeitssparend produzierten Ware zu erlösen ist. Diesen paradoxen Effekt führen die Unternehmer zielsicher herbei, ohne ihn zu kennen: vermittels ihrer offensiv in die Tat umgesetzten Kalkulation, mit billiger produzierter Ware ihren Spielraum für Gewinn zu vergrößern, den sie ja überhaupt nur als geschickt gewählten Zuschlag zu ihren Produktionskosten kennen, und die Masse ihres Gewinns zu steigern, indem sie einen Teil dieses Spielraums für die Unterbietung ihrer Gegner im immerwährenden Preiskampf nutzen. So führen sie die Minderung des Geldwerts ihrer Waren durch Verringerung des in denen steckenden Arbeitsquantums praktisch herbei. Folgerichtig geht ihre Konkurrenz um Anteile am Gewinn, der mit ihrer Ware am Markt zu realisieren ist, zu Lasten des Gewinnanteils, der in ihrem verkäuflichen Produkt drinsteckt. Gleichzeitig kostet dieser Fortschritt sie einen größeren Aufwand für den ‚Faktor Kapital‘. So macht ihr Kampf um mehr Profit dessen Erwirtschaftung nicht nur immer teurer, sondern in der Tendenz auch immer weniger lohnend.


       In der marktwirtschaftlichen Praxis spielt sich dieser Widerspruch in der Mehrung des kapitalistischen Reichtums als permanente Auslese unter den konkurrierenden Firmen ab, und das im Wechsel zwischen Phasen einer Konkurrenz um insgesamt steigende Gewinne und solchen eines Kampfes ums Überleben.


      14) Produktion für den Markt und die Einlösung des damit verfolgten Zwecks, der Verkauf des Produzierten am Markt sind in dem System, das sich selbst ‚Marktwirtschaft‘ nennt, nicht einfach aufeinander bezogene und folgende Phasen, sondern voneinander getrennte Sphären. Geleistete Arbeit und gesellschaftlicher Bedarf sind da allein übers Geld aufeinander bezogen – eben das macht ja die spezielle Rationalität dieses Systems aus –, also über den permanenten Widerstreit zwischen Preisforderung und Zahlungsbereitschaft und -fähigkeit. Und in diesem Widerstreit treffen nicht nur entgegengesetzte Interessen – teuer Verkaufen vs. billig Einkaufen – aufeinander. Vielmehr besteht zwischen beiden Seiten der dargestellte widersprüchliche Zusammenhang, dass die Seite des Warenangebots vom Wachstum des Kapitals bestimmt, die Seite der Zahlungsfähigkeit durch Konsequenzen eben desselben Wachstums beschränkt ist. Geltend macht sich dieser Widerspruch in einem Konkurrenzkampf, in dem die Verlierer die Schranken des Marktes zu spüren kriegen. Alle geschäftlichen Instanzen, die als Vermittler zwischen Produktionssphäre und Marktgeschehen an diesem Konkurrenzkampf mitwirken, tragen zur Entfaltung des zugrunde liegenden Widerspruchs bei, indem sie mit ihren Geschäften beide Seiten weiter voneinander scheiden und allein im Sinne ihres Gewinninteresses aufeinander beziehen. Die entscheidende Rolle kommt dabei dem Kreditgewerbe zu. Das treibt mit seiner Spekulation auf Gewinn aus zukünftigem Absatz das Wachstum der kapitalistischen Produktion voran und damit die Sphäre der Herstellung und die der Realisierung des Warenwerts so auseinander, dass es den Konkurrenzkampf der Warenproduzenten um die Zahlungsfähigkeit der Gesellschaft, nämlich um die daraus abzuschöpfende Rendite ganz von seinen spekulativen Entscheidungen über Fortbestand oder Vernichtung der konkurrierenden Kapitale abhängig macht.


      15) Das Elend der Krise besteht schon darin, dass die Klassen der Gesellschaft, eine jede auf ihre Weise, Mangel leiden. Der Grund dafür ist aber gerade nicht, dass es an nützlichen Gütern fehlen würde, sondern dass der Reichtum in seiner gesellschaftlichen Form des Geldes seinen Daseinszweck, weiter zu wachsen, nur weiter verfolgen kann, wenn er erst einmal gehörig schrumpft. Am Beginn der notwendigen Kontraktion steht logischerweise ein im herrschenden System unbrauchbarer Überfluss:


      – Bei den Industrie- und Handelsunternehmen steht und liegt eine Masse unverkäuflicher Ware herum: zu viel produzierter Reichtum, als dass der kalkulierte oder wenigstens ein den Kostenaufwand deckender Erlös damit zu realisieren wäre. Die Konkurrenz sorgt zielsicher für die Verallgemeinerung des negativen Effekts: Was die eine Firma mit Kampfpreisen unter Wert ‚in den Markt drückt‘, macht anderen ihr Geschäft kaputt und zwingt sie zu gleichartigen Aktionen. Am Ende wird nützliches Zeug nicht nur wertlos, sondern tatsächlich zu Schrott.


      – Dasselbe gilt, noch schlimmer, für die Reichtumsquellen, über die die Unternehmen verfügen: Es gibt zu viele Produktionsmittel und -anlagen im Verhältnis zu der Warenmenge, die sich bei ausreichender Auslastung des Betriebs noch lohnend absetzen lässt. Weil ihre Anwendung keinen Profit erbringt, ist die schönste Technologie und das beste Material nur noch Schrott wert; was darin investiert worden ist, schlägt als unproduktive Unkost zu Buche und ruiniert die Bilanz.


      – Mit dem anderen Produktionsfaktor werden die Unternehmen leichter fertig: Der Schaden, dass auf ihren Lohnlisten mehr ‚Mitarbeiter‘ stehen als für rentable Arbeit nötig, wird mit Entlassungen bereinigt. Was die Unternehmen mit ihrem wachstumswirksamen technischen Fortschritt flächendeckend herbeigeführt haben, nämlich zu viel Warenwert im Verhältnis zur dadurch geschaffenen gesellschaftlichen Zahlungsfähigkeit, das kriegen jetzt eben nicht nur die Arbeitskräfte zu spüren, die durch diesen ‚arbeitssparenden‘ Fortschritt überflüssig gemacht worden sind, sondern auch Teile der Belegschaft, deren Arbeit dadurch produktiver gemacht worden ist: Infolge allgemein gesteigerter Produktivität sind die jetzt zu viel.


      – Schließlich kommt es auch noch zu einer Ironie der Geschichte: Neben der Geschäftskatastrophe, dass es allenthalben an zahlungsfähiger Nachfrage mangelt, gibt es zugleich zu viel Geld, für das dessen Eigentümer keine lohnende Verwendung mehr finden: Liquidität, die darunter leidet, dass sich aus ihr kein Kapital machen lässt.
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    III. Finanzsektor und öffentliche Gewalt:

    Eine konfliktreiche Symbiose


    Der Staat reguliert, fördert und beansprucht alle Branchen seiner nationalen Ökonomie gemäß deren besonderen Erfordernissen und Leistungen. Der Finanzsektor ist für ihn jedoch kein Wirtschaftszweig wie alle anderen. Wenn er das Geschäft der Banken als Gesetzgeber betreut, dann trägt er dessen Bedeutung für das Funktionieren der gesamten Wirtschaft Rechnung; deswegen bezieht er sich auf sie nicht nur mit Paragraphen, sondern agiert als Notenbank (1.). Als Verwalter eines Haushalts nutzt der Staat die Finanzmärkte als Quelle der Finanzmittel, mit denen die politische Herrschaft bezahlt wird (2.). Den Einfluss auf die Mehrung von Geld und Kredit, den er auf diese zweifache Weise ausübt, verknüpft er programmatisch mit seinem Interesse an Wachstum, dem Erfolgskriterium seiner Wirtschaftsordnung, und nutzt ihn, um das Finanzgeschäft und über das Finanzgeschäft das Geschäftsleben insgesamt auf einen entsprechenden Kurs zu steuern (3.). Das Ergebnis ist eine von Gegensätzen und Widersprüchen gekennzeichnete unauflösliche Symbiose der bürgerlichen Staatsgewalt mit der Finanzindustrie.


    1. Die Betreuung des Finanzgeschäfts durch den Staat:

    Dienst am und Auftrag ans Kreditgewerbe


    Die sachgerechte Regulierung des Bankgeschäfts durch den Rechtsstaat verlangt einschneidende Modifikationen am gesetzlichen Schutz des Eigentums. Sie kommt nicht aus ohne ein materielles Engagement der Höchsten Gewalt. Und sie führt zu einer bemerkenswerten Konsequenz: Mit seinen fürs private Kreditgeschäft notwendigen Garantieleistungen nimmt der Staat die Banken dafür in Anspruch, dass seine gesetzlichen Zahlungsmittel sich als kapitalistisch brauchbares Geld bewähren.


    a) Rechtssicherheit für die Lebenslüge des Finanzkapitals


    Das kapitalistische Geschäftsleben braucht Rechtssicherheit. Das Benötigte liefert der bürgerliche Staat mit seinem Monopol auf die Anwendung der Gewalt, die dem System der Konkurrenz immanent ist. Er garantiert den Inhalt dieser Konkurrenz, das private Eigentum, dessen Regime alle Bedürfnisse ebenso wie die Mittel zu ihrer Befriedigung einschließlich der aufzuwendenden Arbeit unterworfen sind. Das Rechtsinstitut des Vertrags, mit dem der Staat sich als entscheidungsbefugter Dritter in alle ökonomischen Beziehungen – und nicht nur in die – einschaltet, sichert den allgemeinen bürgerlichen Lebenskampf ums Geld, das Lebensmittel seiner Gesellschaft, wirksam ab.


    Diese Elementarform jeglichen Geschäftsverkehrs: ein schuldrechtliches ‚do ut des‘ als formelles Prinzip jeder Kooperation, passt natürlich ohne weiteres aufs Kreditgeschäft, nicht nur auf dessen einfachste Variante: Der Gläubiger überlässt dem Schuldner eine Geldsumme; der Empfänger verpflichtet sich zur Zahlung eines Zinses und fristgerechter Tilgung. Ein bisschen speziell ist diese Transaktion aber schon: Was da getauscht wird, das sind gerade keine Äquivalente, sondern eine Geldsumme gegen das Versprechen, sie um Zinsen vermehrt zurückzuerstatten: ökonomisch ein unsicherer Hoffnungswert, tatsächlich eine bloße Willenserklärung. Der Rechtsstaat, der das Bedürfnis auch nach solchen Vereinbarungen anerkennt, sieht sich daher vor der Aufgabe zu definieren, was die vom Schuldner abgegebene Verpflichtungserklärung eigentumsrechtlich bedeutet; also festzulegen, was für einen Gegenwert für sein Geld der Gläubiger mit der Zahlungspflicht seines Schuldners eigentlich in der Hand hält, und auf der andern Seite, wie weit das Verfügungsrecht des Schuldners über sein eigenes Geldvermögen tangiert ist, wenn es um fremdes Eigentum vermehrt und mit einer Rückzahlungspflicht belastet wird.1) Der Gläubiger ist sein Geld nicht einfach los wie bei einem normalen Kauf, sondern behält ein Recht darauf, das er seinerseits, je nach Art des empfangenen Zahlungsversprechens, als fortbestehendes und wachsendes Vermögen verbuchen und sogar seinerseits (weiter)verkaufen, also wieder zu Geld machen kann; der Schuldner darf mit dem geliehenen Geld wie mit seinem eigenen verfahren – eine befristete, aber real wirksame Verdoppelung der Macht des Geldes, die das Vertragsrecht hier zu kodifizieren hat.


    Dieses prekäre, juristisch freilich – unterschiedlich je nach nationaler Rechtstradition, aber – allemal souverän gemeisterte Rechtsverhältnis wird für die Staatsgewalt dadurch zu einer weitergehenden Herausforderung, dass es gar nicht bei einem besonderen Rechtsgeschäft neben vielen anderen bleibt, sondern, wahrgenommen durch ein eigenes Gewerbe, verallgemeinert und zur Grundlage aller Geschäftstätigkeit fortentwickelt ist. In ihrer doppelten Eigenschaft als Gläubiger und Schuldner ihrer Kundschaft nehmen die Banken sich die Freiheit, das Eigentum ihrer Kunden, und das heißt heute: das Geld der Gesellschaft insgesamt nach ihrem eigenen Ermessen und zu ihrem eigenen Nutzen für ihr Kreditgeschäft zu verwenden und in so gut wie allen seinen Funktionen durch Geldzeichen zu ersetzen und damit den gesamten Geldreichtum der Gesellschaft von ihrem Geschäftserfolg abhängig zu machen, also zur Disposition zu stellen. Denn die im Zahlungsverkehr zwischen den Banken so flott funktionierenden Geldzeichen stellen ihrer ökonomischen Natur und Grundlage nach fürs Bankgeschäft verwendeten geldförmigen Reichtum dar: einen Kapitalvorschuss, der sich durch zu erwirtschaftende Gewinne zu bewähren und als werthaltig zu beweisen hat. An die Stelle des vom Staat definierten Geldes, der dank staatlicher Vorschrift dinglich greifbaren Privatmacht des Eigentums, setzen die Banken Kreditzeichen: Zahlungsmittel, die das Geschäftsmodell des Gewerbes repräsentieren, nämlich seine so überaus erfolgreich praktizierte Lebenslüge, wonach versprochener Gewinn schon so gut wie gegenwärtiges Geldvermögen ist und als Grundlage für funktionalen Geldersatz allemal taugt.


    Für den Rechtsstaat, der mit der Macht seiner Gesetze für die Herrschaft des Eigentums einsteht und das gesetzliche Zahlungsmittel festlegt, das die Macht des Eigentums quantifiziert und dinglich repräsentiert, ist diese Leistung des Bankgewerbes eine hoheitliche Gestaltungsaufgabe, der er sich in konsequent konstruktiver Weise stellt. Der geschäftsmäßigen Gleichsetzung von Zahlungsversprechen, die ökonomisch auf laufenden Geschäften, also zukünftigem Reichtum beruhen, mit realem, frei verwendbarem Geldvermögen entnimmt er das berechtigte Bedürfnis der Geschäftswelt nach einer Eigentumsgarantie, die sich auch auf den zeichenhaften Geldersatz erstreckt, mit dem die Banken den Zahlungsverkehr abwickeln, und die Gleichsetzung von Kredit mit erfolgreich verwertetem Kapital im Sinne der Erfinder dieser Gleichung als rechtmäßig absegnet. Diesem Bedürfnis kommt er nach. Erst einmal in der Form, dass er den Banken grundsätzlich die Lizenz ausstellt, den Reichtum seiner nationalen Geldökonomie nach ihren Erfolgskriterien in Beschlag zu nehmen und zu gebrauchen. Die Gleichungen, die die Macht des Kreditgewerbes begründen, setzt der Staat damit eigentumsrechtlich in Kraft. Doch er stellt sie nicht her: Die ökonomische Einlösung aller bankgewerblichen Zahlungsversprechen bleibt Sache der Konkurrenz der Vertragspartner. Den Misserfolg der Geschäfte, die er erlaubt, kann und will der Staat gar nicht verbieten, ihren Erfolg nicht dekretieren. Er leistet sich den Widerspruch, der Lebenslüge des Kreditgewerbes, dass versprochenes Geld so gut wie vorhandenes und versprochener Ertrag so gut wie eingespielter ist, seinen Segen zu erteilen und Rechtsgültigkeit zu verleihen, ohne sie wahrzumachen. Und er befasst sich mit diesem Widerspruch, indem er für die wirkliche Einlösung seiner förmlichen Eigentumsgarantie tut, was er als Recht setzende Instanz vermag: Die Lizenz, mit der er dem Geschäftsgebaren und den Produkten der Finanzwelt Rechtskraft zubilligt, verbindet er mit Einschränkungen und Vorschriften, die, wenn schon nicht den Erfolg, umso mehr das Bemühen darum zur Pflicht machen und ins spekulative Geschäft der Finanzinstitute Sicherheitsgarantien fürs Eigentum der Kundschaft einbauen.2)


    Zu größter Sorgfalt verpflichtet der Gesetzgeber die professionellen Geld- und Kreditschöpfer naturgemäß da, wo die mit selbstgeschaffenen Zahlungsmitteln den Geldverkehr der Gesellschaft abwickeln und dafür die ihnen anvertrauten Geldvermögen durch liquide Zahlungsversprechen ersetzen. Die Verwendung eigener Banknoten, die eine Deckung durch real vorhandenes bankeigenes Geldvermögen vorspiegeln, ist schon lange verboten, hat sich mit der Entwicklung des bargeldlosen Verrechnungswesens zwischen den Geldinstituten aber ohnehin erledigt. Diese ausgereifte Form des Zahlungsverkehrs ist von Staats wegen anerkannt, damit freilich auch die Abhängigkeit der Liquidität der Banken vom Erfolg ihrer Kreditgeschäfte. Weil von der wiederum die Zahlungsfähigkeit der ganzen Geschäftswelt und der Gesellschaft überhaupt abhängt, trifft der Staat hier verschiedene rechtliche Vorkehrungen zur Vermeidung kritischer Situationen. Vorschriften zur Einlagensicherung für Sicht-, Termin- und Sparguthaben sowie solche über einen Mindestvorrat an Bargeld bei den Banken bzw. über Guthaben bei der staatlichen Notenbank in festgelegten Verhältnissen zu den verschiedenartigen Verbindlichkeiten der lizenzierten Kreditinstitute sollen die Zahlungsfähigkeit der Kundschaft durch Abtrennung von der veränderlichen Geschäftslage dieser Institute sicherstellen. Einige dieser und etliche andere Maßregeln betreffen die Haltbarkeit der Kreditgeschäfte selbst, mit denen das Finanzgewerbe den Geldreichtum der Gesellschaft für zukünftiges Wachstum ein-, also aufs Spiel setzt: Kredite müssen mit einem gewissen Prozentsatz an Eigenmitteln des Kreditgebers unterlegt sein, Großkredite in ihrer Gesamtsumme oder auch einzeln ab einer bestimmten Relation zum haftenden Eigenkapital bei staatlichen Aufsichtsbehörden angezeigt werden. In kapitalistisch fortschrittlichen Staaten sind Einzelkaufleute von der Zulassung zum Bankgeschäft ausgeschlossen: Vergesellschaftetes Kapital, das selbständig neben dem Privatvermögen der Anteilseigner existiert, soll eine bessere Fundierung der Kreditschöpfung gewährleisten und Willkür in der Geschäftsführung ausschließen. Den ‚subjektiven Faktor‘ nimmt der Gesetzgeber außerdem eigens ins Visier: Wiederholt und an prominenter Stelle schreibt er den Managern von Finanzunternehmen „Sachkenntnis“, „Sorgfalt“, „Gewissenhaftigkeit“ und ein Handeln auch „im Interesse der Kunden“ vor und verlangt eine Organisation der Geschäftsabläufe, die sicherstellt, dass Interessenkonflikte zwischen verschiedenen Kunden sowie zwischen der Bank und ihrer Kundschaft „möglichst gering“ gehalten werden. Die gewinnbringenden Risiken, die das Gewerbe konstruiert und als Ware in Verkehr bringt, dürfen schon riskant, müssen aber transparent, also bekannt gemacht und im Prinzip durchschaubar sein: eine der Sache gemäße Anwendung des allgemeinen Grundsatzes, dass ein Vertragsverhältnis, hier also die Verteilung von möglichen Gewinnen und Verlusten, nur dann in Ordnung geht, wenn es als vernünftigerweise zustimmungsfähig gelten kann. Mit derartigen Verhaltenskodizes, Anstand und gute Sitten im Kreditgeschäft betreffend, trägt der Rechtsstaat dem Umstand Rechnung, dass hier überhaupt keine realen Güter, sondern von ihm als rechtswirksam bestätigte Willensbekundungen zum Geschäftsartikel werden, Absichtserklärungen als Kapitaleigentum gelten: Bereicherungsversprechen, deren Höhe im umgekehrten Verhältnis zu ihren Erfolgsaussichten steht und deren Redlichkeit zweifelhaft wird oder jedenfalls angezweifelt wird, wenn sie platzen. Gesetzgebung, Aufsichtsorgane und Justiz bemühen sich, pflichtschuldig im Interesse der staatlichen Eigentumsgarantie, um Abgrenzungen zwischen einem rechtlich akzeptablen Risiko und Betrug. Die fallen freilich nur selten eindeutig aus; dass die Einlösung eines Zahlungsversprechens von vornherein ausgeschlossen, also wohl auch gar nicht beabsichtigt war – wie im Fall des berüchtigten ‚Schneeballsystems‘ –, stellt sich oft genug erst im Nachhinein heraus, wenn dem ‚schlechten Geld‘ kein ‚gutes‘ mehr ‚hinterhergeworfen‘ wird. Zum Geschäft des Finanzgewerbes gehört eben allemal auch die Weckung, Bedienung und Ausnutzung eines von Geldgier getriebenen Vertrauens auf fremde Geschäftserfolge; da begründen Vorschriften, die wirtschaftlichen Erfolg bzw. ein ernsthaftes Bemühen darum zur einklagbaren Rechtspflicht machen, immer nur eine weite ‚rechtliche Grauzone‘.


    Der Widerspruch, dem er sich da widmet, veranlasst den modernen Rechtsstaat dazu, den Neuerungen nachzusteigen, auf die das Finanzgewerbe seine Lizenz zur Kreditschöpfung und Vermarktung fiktiven Kapitals erstreckt, und ggf. Einschränkungen zu verfügen, die seine erfindungsreich ausgenutzte Lizenz nicht widerrufen, sondern eigentumsrechtlich haltbar machen. Die Konsequenz, mit der er sich hier um konstruktive Lösungen bemüht, zeugt von dem Verständnis, das der Staat den exquisiten Bedürfnissen dieser ‚Industrie‘ entgegenbringt, vor allem aber von seinem unbedingten Interesse an deren fürs nationale Wachstum unentbehrlichen Leistungen.


    Zusatz


    Zur Geschäftswelt, der das Finanzgewerbe eigennützig dient, gehört als nicht unwichtige Unterabteilung die Welt des Verbrechens. Auch illegale Geschäfte wollen finanziert sein; auch unrechtmäßig erworbenes Geld will in den Genuss seines Rechts auf Vermehrung gelangen. Gegenüber beiden Bedürfnissen kennt die Finanzindustrie von sich aus keine Berührungsängste. Im Sinne der Logik ihres Geschäfts und gemäß ihrem öffentlichen Auftrag kümmert sie sich weder um die Herkunft der Gelder, die ihr anvertraut und mit denen ihre Produkte bezahlt werden – die interessieren den Profi nur als Finanzmittel, die zur Kreditschöpfung befähigen –, noch um die Zwecke, für die ihre Kredite verwendet werden – an denen interessiert ausschließlich die Aussicht auf Teilhabe am finanzierten Gewinn. Staatliche Unterscheidungen zwischen legal und illegal erworbenem Vermögen, die rechtliche Definition von Geldern und Transaktionen als beispielsweise Drogengeld, erpresstes Schutzgeld, Bestechung etc., auch Rechtsansprüche des Fiskus auf Vermögens- und Einkommensteile, das alles geht einen Geschäftszweig nichts an, der allein die Aufgabe und das Recht dazu hat, sich um das Abstrakte am abstrakten Reichtum zu kümmern, nämlich die kapitalistische Macht des Eigentums freizusetzen, sie andern zur Verfügung zu stellen und das Recht des geldförmigen Eigentums auf Vermehrung wahr zu machen, für seine Kundschaft und für sich selbst. Staatliche Diskriminierungen, soweit sie nicht die Natur des Geschäftsartikels selbst betreffen, liegen quer zur ökonomischen Räson der Branche und müssen ihr daher eigens auferlegt, die Einhaltung eigens kontrolliert werden.


    Umgekehrt gibt es kaum eine bürgerliche Lebensregung, derer der Staat nicht per Überwachung des Bankgeschäfts habhaft werden kann. Das Bankkonto und seine Bewegungen sind nicht nur ein gutes Abbild der wichtigen Momente im Verlauf einer bürgerlichen Existenz; sie gestatten zugleich wirksamen Zugriff auf ihre Mittel. Da ist von Staats wegen Kooperation verlangt.


    So verbinden im negativen wie im positiven Sinn auch noch der staatliche Kontrollbedarf und die Verbrechensbekämpfung Rechtsstaat und Bankwesen in ganz besonderer Weise.


    b) Materielle Beglaubigung des Bankgeschäfts per Refinanzierung durch gesetzliche Zahlungsmittel


    Der bürgerliche Staat erkennt an, dass die Wirtschaft für ihr Wachstum eines ganz unbedingt braucht: Kredit. Deswegen belässt er es auch nicht bei der Lizenzierung und sachgerecht umständlichen rechtlichen Betreuung des privaten Kreditgeschäfts. Der Finanzsektor ist ihm so wichtig, gilt ihm als so unentbehrliche öffentliche Aufgabe, dass er nicht bloß als die Instanz auftritt, die das Eigentumsrecht zweckmäßig erweitert, sondern selber als Finanzier.


    Unter gewissen Umständen, nämlich wo die Banken schwach, die Finanzmärkte noch schwächer sind und das nationale Wachstum entsprechend zu wünschen übrig lässt, gründet eine marktwirtschaftlich aufgeklärte Regierung staatliche Banken, die nationale Währung als Kapitalvorschuss in die Wirtschaft einspeisen, und verstößt damit überhaupt nicht gegen die Grundregeln der kapitalistischen Privatwirtschaft. Jedenfalls dann nicht, wenn sie mit der Finanzierung einer nationalen Kapitalakkumulation die Etablierung eines selbsttätig wachsenden Kreditkreislaufs erstens bezweckt und damit zweitens auch so viel Erfolg hat, dass privates Kapital sich dieses Zirkels bemächtigt und daran verdient. Die Staatsmacht führt so den praktischen Beweis, dass Kredit in der modernen Welt die erste und entscheidende Form ist, in der die Privatmacht des Eigentums kapitalistisch produktiv wird – eben deswegen muss notfalls sie den Anfang machen und den Einstieg in die Akkumulation mit dem Gebrauch ihrer Geldhoheit als Kreditquelle bewerkstelligen.


    Aus diesem Geschäft zieht der moderne Staat sich in dem Maß zurück, wie er damit Erfolg hat; was allemal noch einschließt, dass öffentlich-rechtliche Spezialbanken mit dank Staatsgarantie billig refinanziertem Kredit die Akkumulation in finanzschwachen, aber aus politischen Gründen aufrechterhaltenen Abteilungen der nationalen Ökonomie in Gang halten; traditionell in der Landwirtschaft; generell in Bereichen, von denen eine Regierung sich für die Nation mehr verspricht als das private Finanzgewerbe für seinen Gewinn. Mit diesem Rückzug hat es allerdings vor allem die eigentümliche Bewandtnis, dass der Staat sich hier auf die übergeordnete Position des Finanziers des Finanzwesens insgesamt ‚zurückzieht‘ und damit seine Geldhoheit ganz grundsätzlich mit dem Geschäftsgang des privaten Kreditgewerbes in eins setzt. Er überlässt die Branche ja nicht sich selbst, sondern ermächtigt sie dazu, zu jeweils von ihm vorgegebenen Konditionen auf von ihm bedarfsgerecht geschaffenes gesetzliches Geld zu(rück)zugreifen, um ihre Kredite zu refinanzieren. Zugleich verpflichtet er die Banken, genug von seinem gesetzlichen Zahlungsmittel, dem allein maßgeblichen und verbindlichen Geld der Gesellschaft, vorrätig zu halten, um den Beweis ihrer Liquidität erbringen zu können, für den er die Kriterien ausformuliert. Damit geht der Staat über das, was er mit seiner Lizenz fürs Bankgeschäft schon leistet, die förmliche Sanktionierung der Gleichung von Schulden und Geldkapital, Kreditzeichen und Zahlungsmitteln, den entscheidenden Schritt hinaus. Die ökonomische Einlösung dieser Gleichung garantiert er zwar nach wie vor nicht – das wäre ja in der Tat die Aufhebung der privaten Natur des Finanzgeschäfts –; aber er beteiligt sich daran. Indem er als übergeordnete letzte Instanz der Kredit- und Geldschöpfung agiert, ist er nicht bloß der Garant, sondern betätigt sich als Anstifter des Finanzgeschäfts und darüber der Kapitalakkumulation in seinem Land.


    c) Ökonomische Beglaubigung des staatlichen Kreditgelds durchs Bankgeschäft


    Als ultimativer Finanzier des Finanzgewerbes gebraucht der moderne Staat seine Geldhoheit so absolut, dass er das amtliche Zahlungsmittel von dem Stoff emanzipiert, den die Geschäftswelt durch ihre Praxis zum allgemeinen Tauschmittel und damit zum selbständigen Repräsentanten des Tauschwerts der Elemente des von ihr erzeugten und gehandelten gesellschaftlichen Reichtums erkoren und auf den die öffentliche Gewalt sich zuvor immer als die materielle Basis des von ihr definierten Geldes bezogen hat. Er leistet sich das Paradox, als selbständige Existenz des Eigentums ein Zahlungsmittel gesetzlich vorzuschreiben und damit als verbindliches Maß für die Austauschverhältnisse zwischen den gehandelten Waren, d.h. für deren Wert vorzugeben, dabei aber die Bestimmung der Größe des Werts, den die Maßeinheiten des gesetzlichen Geldes repräsentieren, ganz der Praxis zu überlassen, der Geschäftswelt, die darin ihre Kosten und Einnahmen berechnet. Als Instanz, die den Gebrauch des Geldes und darüber die Wertgröße seiner Maßeinheiten reguliert, fungiert das Finanzgewerbe, indem es mit seinen aufs amtliche Geld bezogenen Kreditzeichen das Geschäftsleben finanziert, d.h. Zahlungsfähigkeit für den gesellschaftlichen Kapitalvorschuss schöpft und seine Schöpfung mit dem tatsächlich erzielten Zuwachs an Kapitalmacht rechtfertigt. Das Verhältnis zwischen dem Vorschuss und dem in demselben Geld nachgezählten Überschuss enthält allemal sowohl den wirklichen als auch in irgendeiner Proportion einen bloß nominellen Zuwachs an kapitalistischem Reichtum: eine notwendige ‚Unschärfe‘ im kreditfinanzierten kapitalistischen Verwertungsprozess, den die Wertgröße der Geldeinheit bzw. deren Veränderung widerspiegelt. Was also das vom Staat verbindlich vorgegebene gesellschaftliche Zahlungsmittel seiner rechtlichen Qualität nach ist, nämlich der dinglich existierende abstrakte Reichtum eines Landes, das ist es ökonomisch und seiner Wertgröße nach dadurch, dass die Banken es für ihr Regime über die Wirtschaft des Landes benutzen, und in dem Maß, wie sie das erfolgreich tun und so praktisch einlösen, was das Geld von Staats wegen sein soll.


    Der Sachzwang, dem der Staat sich mit diesem Gebrauch seiner Geldhoheit unterwirft, ist ein Anspruch an die Geschäftswelt; das ist die andere, komplementäre Seite der Abhängigkeit des Werts, den das staatliche Kreditgeld enthält, von seiner Verwertung als Mittel privater Bereicherung der Geldkapitalisten. Das Geschäft, um das es denen geht und auch einzig und allein gehen soll, ist zugleich Dienst an dem übergeordneten staatlichen Zweck, ein werthaltiges nationales Zahlungsmittel zu stiften; den Dienst muss und soll das Kreditgewerbe erbringen, indem es nichts weiter als seine Sache erfolgreich betreibt. Insofern ist der tätige Geldmaterialismus der Finanzkapitalisten nicht bloß deren Privatsache, sondern Sache der Nation. Die ökonomische Staatsräson, die im Kreditgeld der Notenbank materialisiert ist, gebietet, dass die Banken aus eigenem Geschäftsinteresse und gemäß der Logik ihres Gewerbes handeln, und verlangt, dass sie mit ihrem Eigennutz erfolgreich sind.


    Im marktwirtschaftlichen Normalvollzug spielt sich das Zusammenfallen von privatem Geschäftsinteresse und ökonomischer Staatsräson in der Form ab, dass die Vertreter beider Seiten Kontroversen auf hohem Niveau auszutragen haben. Denn je von ihrem Standpunkt aus nehmen Politiker wie Banker die Gleichung zwischen finanzkapitalistischem und öffentlichem Interesse ernst. Die Staatsseite erkennt im Bankgeschäft die hohe gesamtwirtschaftliche Verantwortung, schätzt den Dienst am Wachstum und schließt bei größeren Fehlschlägen auf Pflichtvergessenheit aus Geldgier und auf spekulative Exzesse, denen mit besseren Regeln und konsequenterer Aufsicht zu begegnen wäre. Die Partner von der Finanzseite bestehen darauf, dass nur eine nach den immanenten Erfolgskriterien des Spekulierens professionell abgewickelte – und entsprechend erfolgsorientiert vergütete – Geschäftstätigkeit von gesamtwirtschaftlichem Nutzen sein kann, wie ihn Politik und Öffentlichkeit zu Recht erwarten. Ihre Ermächtigung zum Gebrauch fremden Eigentums, des Geldreichtums der Gesellschaft insgesamt, begreifen sie als naturgegebene Sachlage, staatliche Regelungen, die auf einen politisch wünschenswerten Umgang mit ihrer Macht zielen, als unprofessionelle bis zweckwidrige Behinderung, der sie die Grundsatzforderung nach Deregulierung entgegensetzen. Wo sie mit der staatlich approbierten Lebenslüge ihres Gewerbes, dem Vertrauen auf das Recht des Geldes auf Vermehrung und auf die Identität von Kredit und Kapitalwachstum, in größerem Stil scheitern, nehmen sie den Staat nicht mehr nur so wie sonst für die Untermauerung ihrer Erfolgsstrategien durch jederzeit verfügbare Liquidität, sondern mit der gleichen Selbstverständlichkeit für die Finanzierung ihrer Verluste und ihre ‚Rekapitalisierung‘ in Anspruch; mit dem Vorwurf, die Anerkennung ihrer ‚systemischen‘ Bedeutung durch den Staat verführte sie zum ‚moral hazard‘, zur Zockerei letztlich auf fremdes Risiko, können sie gar nichts anfangen. Dabei sind sich beide Seiten, Politiker wie Finanzkapitalisten, sicher – und das zu Recht: Zu ihrer Symbiose gibt es im kapitalistischen Gemeinwesen ohnehin keine Alternative.


    Zusatz


    Im Fall einer größeren Krise werden sich, eben weil es im Kapitalismus gar keine Alternative dazu gibt, Politiker und Banker darüber einig, dass die Bankbranche durch Staatsgeld vor dem Zusammenbruch gerettet werden muss. Die Kooperation beider Seiten entwickelt sich da zu dem Paradox, dass der Staat mit sehr viel autonom und ohne jede positive ökonomische Rechtfertigung geschöpftem Geld das Misslingen genau der Geschäfte (quasi)ökonomisch kompensiert, die durch ihren permanenten Erfolg dem Geld des Staates seinen kapitalistischen Wert als Quelle der eigenen Vermehrung – und dadurch erst seinen Wert als Repräsentant des geldförmigen Reichtums der Gesellschaft – verschaffen sollen und nach den Regeln des Kredits auch verschaffen müssen. Bevor die kapitalistische Welt zugrunde geht, treiben deren Herren die Widersprüche ihres Systems ins Extrem. Weil sie das in Konkurrenz zueinander tun und nur im Einvernehmen miteinander tun können, folgt mehr zu diesem letzten Fortschritt der Symbiose von Finanzkapital und Staat in Punkt IV.4.a.


    


    2. Geld und Schulden: Die Inanspruchnahme des Finanzgeschäfts für den Staatshaushalt


    Für den Staat als Verwalter eines Haushalts ist das kapitalistische Wachstum die Quelle für die Finanzmittel, mit denen die politische Herrschaft bezahlt wird. Das Regieren ist auf die Pflege marktwirtschaftlichen Erfolgs gerichtet, und an diesem Ziel gemessen gerät ausgerechnet der effektive Einsatz der Staatsgewalt zur Kost. Deren Bedarf, über Steuern und Schulden finanziert, ist Gegenstand kontinuierlicher Güterabwägungen, die unter demokratischen Umständen zu Rechtfertigungs-Schauspielen entarten. Sie führen freilich noch immer zur kapitalismusgemäßen Ausstattung der Staatsfinanzen: Die Finanzabteilung der Wirtschaft ist das Instrument der Staatswirtschaft, worunter das Geldwesen jedoch nicht leidet, sondern durch seine in Anspruch genommenen Dienste wieder einmal an Macht gewinnt.


    a) Herrschaft mit Geld für die Herrschaft des Geldes


    Das Geld, das das Finanzgewerbe kraft staatlicher Lizenz und mit Rückendeckung durch die Notenbank aus eigenem Interesse und nach eigenem Kalkül als Vorschuss für eine wachsende kapitalistische Geschäftstätigkeit in Verkehr bringt und vermehrt, dient dem Staat als Herrschaftsmittel. Er kauft, was er braucht; er bezahlt für die Dienste, die er beansprucht. Für die Durchsetzung seines Gewaltmonopols und für die Gestaltung der Lebensverhältnisse seines Volkes nutzt er die zivile Verfügungsmacht, die im allgemeinen Zahlungsmittel in abgemessenen Portionen realisiert und von ihm selbst gesetzlich gültig gemacht ist; er bedient sich der gegenständlichen, als Gewaltverhältnis unkenntlichen Privatmacht des Geldes wie jeder Kunde und jeder Arbeitgeber. Freilich beschafft er sich das benötigte Geld auf alles andere als marktwirtschaftliche Weise: zwangsweise, per Steuer- und Abgabengesetz, Finanzamt und gesetzliche Kassen. Dabei tritt die Gewaltsamkeit seines Zugriffs auf den Gelderwerb seiner Bürger aber nicht bloß formell und zum Schein hinter einer Vielzahl sachlicher Gesichtspunkte und spezieller Begründungen für die verschiedenen Zahlungspflichten zurück, die der Fiskus eintreibt; Gesichtspunkte, die den Staat fast als Verkäufer notwendiger Dienstleistungen erscheinen lassen. Eine moderne Obrigkeit macht sich mit ihrem Gewaltbedarf tatsächlich ganz dezidiert abhängig davon, dass die Privatmacht des Geldes zuerst und vor allem ökonomisch sachgerecht, produktiv als privates Kommando über Arbeit und Reichtum der Gesellschaft angewandt und vermehrt wird, bevor sie für ihre Belange eben darauf zugreift. Sie setzt auf den kapitalistisch systemgemäßen Eigennutz, die private Bereicherung der maßgeblichen wie der unmaßgeblichen Subjekte ihrer bürgerlichen Gesellschaft als Quelle des Reichtums in Geldform, dessen sie sich als ihres Machtmittels bedient.


    Damit versetzt sich der Staat in ein grundsätzlich selbstkritisches Verhältnis zu dem wirtschaftenden Volk, über das er regiert. Für ihn selbst sind die Geldabgaben seiner Untertanen nicht einfach sein selbstverständliches herrschaftliches Recht, sondern wirklich eine Last, die er seiner Wirtschaft auferlegt; eine Unkost, die den eigentlichen, von ihm selbst anerkannten und durchgesetzten zweckmäßigen Gebrauch des Geldes als Kapital, als Mittel der privaten Bereicherung in allen vom privaten Geschäftsgeist ersonnenen Formen, beeinträchtigt. Zur Räson seiner hoheitlichen Gewalt gehören daher die generelle Richtlinie, dass er sich beim Zugriff auf den Gelderwerb und das produktive Geldvermögen seiner Bürger zurückhält, damit daraus keine kontraproduktive Schädigung der Quelle seiner herrschaftlichen Gewalt wird, sowie ein erstes, vorrangiges politisches Ziel: die Förderung der Kapitalakkumulation, von deren Früchten er lebt, an der er also zehrt.


    Diesen Imperativen entsprechend organisiert der Staat seine Herrschaftstätigkeit in einem Budget, in dem er nicht bloß seine Einnahmen und Ausgaben bilanziert. Die Einnahmeseite seines Haushalts richtet er so wirtschaftsgemäß wie möglich ein; seine Ausgaben bemisst er immer auch an der Aufgabe, die Gelderwerbsinteressen seiner diversen kapitalistischen Leistungserbringer zu bedienen und voranzubringen. So kassiert er seine steuerpflichtigen Untertanen in der Form ab, dass Zahlungen an ihn grundsätzlich dann und nur dann fällig werden, wenn im Gang des marktwirtschaftlichen Geschäftslebens erfolgreich Geld verdient worden ist, und nur in dem Umfang, dass an diesem Geschäftsleben nichts kaputtgeht. Natürlich stößt er mit jedem Stück Enteignung zu seinen Gunsten auch bei größter Zurückhaltung gerade bei den Inhabern und Sachwaltern der ökonomisch produktiven Kommandogewalt des Geldes auf Kritik. Die sehen zwar ein, dass ihre Konkurrenz eine gesellschaftliche Ordnung und eine passende Ordnung eine Menge Gewalt braucht; sie selber brauchen aber ohnehin stets mehr Geld, als sie schon haben, um die Konkurrenz ordnungsgemäß zu gewinnen, und können einen zusätzlichen, für sie ganz unproduktiven Kostenfaktor gar nicht gebrauchen. Denen wird von Seiten der politischen Macht auch keineswegs einfach – so wie dem Rest der Gesellschaft – die Unverzichtbarkeit staatlicher Leistungen für ihr wohlverstandenes Eigeninteresse und auch nicht der Nutzen des hohen Guts der Rechtssicherheit gerade für ihre Geschäfte vorgerechnet. Vielmehr geben die zuständigen Haushaltspolitiker sich alle Mühe, mit dem Geld, das durch ihre Hände läuft, den Gesamthaushalt der Nation so zu gestalten, dass ‚die Wirtschaft wächst‘ und im Endeffekt die Produktivkraft der mit Geld operierenden staatlichen Gewalt deren Kosten überwiegt, zumindest rechtfertigt.


    Dieses leicht widersprüchliche Unterfangen gelingt in der Konkurrenzgesellschaft, die der bürgerliche Staat regiert, nie zur allseitigen Zufriedenheit. An dieser Stelle entfaltet jedoch die demokratische Verfassung, die der Staat sich selbst verpasst, ihre eigene Produktivkraft. Im permanenten Streit um die besten Lösungen wird zum einen jeder Unzufriedenheit die moralisch nicht hoch genug einzuschätzende Genugtuung zuteil, dass ein jeder sich äußern und öffentlich über schlechte Behandlung der eigenen Belange und verkehrtes Regieren überhaupt Beschwerde führen darf, sich nach Maßgabe seiner Finanzmittel auch Gehör zu verschaffen vermag. Zum andern sorgen konstruktive politische Kritik und gegebenenfalls Regierungswechsel dafür, dass im Zuge des kapitalistischen Fortschritts immer wieder alternative Rezepte zur Wachstumsförderung Gelegenheit bekommen, ihre Wirksamkeit zu beweisen.


    Es hat also seinen guten, d.h. eindeutig staatsnützlichen Sinn, dass der moderne Staat sich so intensiv ums Gelingen des Kreditgeschäfts kümmert und die Banken mit einem von ihm in die Welt gesetzten Kreditgeld wirtschaften lässt, das durch seinen Gebrauch zum Repräsentanten kapitalistischen Reichtums wird: Auf die Art bedient er sich des Konkurrenzkampfs seiner Kapitalisten um maximale private Bereicherung als unschlagbar effektiver Produktivkraft für die Reproduktion und die Mehrung seiner Macht. Und es ist dieser Sachlage völlig angemessen, dass in der Demokratie Kritik wie Rechtfertigung der Herrschaftsausübung als Budgetdebatte stattfinden und per Saldo – jedenfalls in Friedenszeiten – die politische Kunstfigur des Steuerzahlers nicht nur über die Popularität, sondern auch über den Bestand von Regierungen entscheidet.


    b) Der Staat als Kunde der Kreditwirtschaft – das Kreditgeschäft als Instrument der Staatsmacht


    Seine permanenten und weitreichenden Geldbedürfnisse befriedigt der Staat durch Teilnahme am Finanzgeschäft, und zwar nach dessen Regeln. Er nutzt die Macht, die er dem Gewerbe verliehen hat – Zahlungsversprechen als Zahlungsmittel zu verwenden und erhoffte Geldflüsse als vorhandenes Geldvermögen zu verbuchen und zu vermarkten –, für sich.


    Nach dem Vorbild des kommerziellen Kredits, der den Unternehmen ein kontinuierliches Geschäft frei von den Zufälligkeiten des Marktgeschehens erlaubt, macht der Staat von der Herrschaft des Geldhandels über den gesellschaftlichen Zahlungsverkehr Gebrauch, um jederzeit liquide zu sein. Seine Einnahmen hat er ja absichtsvoll so gestaltet, dass sie in Abhängigkeit vom kapitalistischen Geschäftsgang einlaufen; daher nicht besonders zuverlässig, in wechselnder Höhe, mit umso größerer Verzögerung, je größer der fällige Einzelbetrag, usw. Als Kunde des Bankgewerbes macht der Staat seinen Haushalt unabhängig vom aktuellen Geschäftsverlauf in seiner steuer- und abgabenpflichtigen Gesellschaft, sichert sich die beständige Verfügung über die Finanzmittel, die er für seine Herrschaft braucht, und damit deren ungebrochene Kontinuität. Ihr Budget richten sich moderne Regierungen zudem so ein, dass sie die Kosten, die sie der nationalen Wirtschaft aufbürden, so gering wie möglich veranschlagen, also im Verhältnis zu ihren ausufernden Bedürfnissen für Knappheit in den öffentlichen Kassen sorgen und notorisch Defizite zu verbuchen haben; die Bezahlung staatlicher Güter und Dienstleistungen, deren Nutzen in der Zukunft liegt, gestalten sie von vornherein mit bestem Gewissen so, dass die Kosten für den Haushalt gleichfalls erst in der Zukunft anfallen. Für beides nutzen sie nach dem Vorbild des Leihgeschäfts zwischen Banken und investierenden Unternehmen den Kassenkredit und die finanzkapitalistische Errungenschaft des fiktiven Kapitals: Sie zahlen mit Schulden, die die Banken sich als Forderung gutschreiben oder als Wertpapier vermarkten. So bedienen sie sich des privaten Finanzgewerbes als eines unentbehrlichen Instruments ihrer Herrschaftstätigkeit.


    Mit diesem Verfahren macht der Staat sich zum Teilnehmer an der Konkurrenz, die das große Bankgeschäft bestimmt und an den Finanzmärkten tobt. Mit der Ausgabe von Schuldpapieren unterwirft er sich, nämlich seinen Finanzbedarf, der Bewertung, die die Spekulantenwelt per Vergleich mit anderen Wertpapier-Emittenten permanent vornimmt und in Form von Zinsforderungen praktisch geltend macht. Dass der Staat kein kapitalistisches Unternehmen, folglich der Kredit, den er nimmt und bekommt, nicht dazu da ist, profitbringend verwandt zu werden, ist für die Gemeinde der Geldanleger kein Hindernis, seine Schulden gleichwohl als Versprechen auf zukünftige Erträge zu würdigen und wie jede Anleihe als fiktives Kapital zu behandeln. Statt auf ein Geschäft des Emittenten vertraut sie hier auf die hoheitliche Gewalt mit ihrem Zugriff auf die Leistungen der kapitalistisch wirtschaftenden Gesellschaft insgesamt, über die sie gebietet. Der trauen sie allemal zu, dass sie sich zu verschaffen weiß, was sie schuldet, und dass sie ihre Versprechen erfüllt, zuverlässiger als die vom Marktgeschehen abhängigen kommerziellen Schuldner. Dabei verzichten die Finanzmärkte freilich keineswegs darauf, in ihren Zinsforderungen und bei der permanenten Neubewertung staatlicher Anleihen die Solidität der verschuldeten Herrschaft und die Ertragskraft – die in der Vergangenheit bewiesene und für die Zukunft erwartete – des kapitalistischen Gesamtgeschäfts, auf das die Herrschaft zugreifen kann, kritisch in Rechnung zu stellen und dabei den Schuldenstand zu berücksichtigen, zu dem der staatliche Kreditnehmer es bereits gebracht hat. Denn immerhin müssen ja sämtliche Tilgungspflichten und Verzinsungsversprechen bedient werden; aus zukünftigen Steuereinnahmen oder auch aus neuen zusätzlichen Krediten, für deren Solidität die Gläubiger sich wieder auf die Macht der Herrschaft und den Reichtum ihrer Nation müssen verlassen können. Grundsätzlich positiv fällt für diese spekulative Bewertung staatlicher Schulden wiederum ins Gewicht, dass der Staat in seiner Notenbank über die Instanz verfügt, die das Geld schafft, auf das die Banken zur Refinanzierung ihrer Kredite zurückgreifen und an die sie im Bedarfsfall die Wertpapiere des Staates selbst zum versprochenen Wert loswerden können. Der Vergleich, den die Finanzmärkte zwischen diesen und den Schuldpapieren kommerzieller Emittenten des Landes anstellen, kombiniert so die grundsätzliche Anerkennung der staatlichen Hoheit mit der kritischen Würdigung der ökonomischen Potenz ihres Landes sowie des Gebrauchs, den der Staat von seiner Zugriffsmacht macht; und diese Einschätzung verbindet er mit der Sicherheit, die die Notenbank als hoheitlicher Geldschöpfer bietet, sowie dem Wert des von der Notenbank emittierten Geldes, der wiederum von dessen finanzkapitalistischem Gebrauch abhängt. Das Ergebnis fällt, wenig überraschend, grundsätzlich so aus, dass die Bewertung der Staatsschulden, ohnehin des größten Postens im fiktiven Kapital einer Nation, das Mindestniveau für Zinsforderungen vorgibt, an dem sich Unternehmensanleihen messen lassen müssen und die Spekulation am Aktienmarkt sich orientiert.


    Auf die Art leistet das Finanzgewerbe dem Staat den Dienst, den der von ihm erwartet. Es leiht ihm Geld, kauft und vermarktet seine Schulden, bewerkstelligt so deren Anerkennung als das, was sie tatsächlich überhaupt nicht sind, nämlich als sich verwertendes Geldkapital, und macht die Herrschaft nach allen Regeln seiner Kunst liquide.


    c) Produktivkraft und Unproduktivität staatlicher Schulden


    Wenn der Staat das Finanzgewerbe für seinen Geldbedarf nutzt, nimmt er niemandem etwas weg. Er stärkt vielmehr die Macht der Branche zur Kreditschöpfung auf besondere Weise. Auf der einen Seite sind seine Schulden und die diversen Schuldpapiere, die er auf den Finanzmarkt bringt, für die Banken ein willkommener Geschäftszuwachs; besonders willkommen deswegen, weil solche Titel jederzeit leicht verkäuflich und eine gute Sicherheit für weitere Kreditschöpfung sind. Auf der anderen Seite schaffen sie in den Händen der Regierung eine zusätzliche Zahlungsfähigkeit über die Geldsummen hinaus, die der Staat mit seinen Steuern von dem am Markt realisierten Geld abgreift; deren Verwendung begründet unmittelbar zusätzliche Geschäfte und in den Händen der Geldinstitute, die diese Geschäfte abwickeln, zusätzliche Einlagen, die sich wieder für vermehrte Kreditschöpfung nutzen lassen.


    Dieser Zuwachs an kreditfinanzierter Zahlungsfähigkeit hat allerdings seinen Preis. Denn so viel steht fest: Was der Staat an Krediten aufnimmt und was seine Geschäftswelt auf der einen Seite als Geldkapital behandelt, auf der anderen Seite als kaufkräftige Nachfrage ausnutzt, macht sich nach allen gültigen Kriterien einer soliden kapitalistischen Schuldenwirtschaft, nämlich als Vorschuss für einen Verwertungsprozess, der Kredit als Kapital wirken lässt, nicht bezahlt. Was das Finanzgewerbe dem Staat an Zahlungsfähigkeit verfügbar macht, dient in dessen Händen nicht der Schaffung verkäuflicher Ware, die am Markt einbringt, was die Gläubiger sich als ihr fiktives Kapital gutschreiben. Da wird tatsächlich nichts als die staatliche Macht über die Produktion kapitalistischen Reichtums zu Geld. Die ökonomische Rechtfertigung dieses Geldes liegt auch nicht in den Steuern, mit denen die öffentliche Gewalt ihre regulären Ausgaben zum größten Teil bestreitet; allenfalls bürgen zukünftige Steuereinnahmen für aktuelle Schulden; und so eine Bürgschaft ist nicht dazu da, praktisch in Anspruch genommen zu werden. Staatliche Schulden werden fortgeschrieben, einschließlich der anfallenden Zinspflichten; im Normalfall des 21. Jahrhunderts über jedes Maß hinaus, bei dem allenfalls noch an Rückzahlung zu denken wäre. Das ist normalerweise auch nicht weiter schlimm; insoweit jedenfalls, wie dank staatlicher Bewirtschaftung des nationalen Kapitalstandorts, auch mit den Defiziten im Staatshaushalt, ein Wirtschaftswachstum zustande kommt, das mit dem Reichtum der Gesellschaft auch die finanzielle Manövriermasse zunehmen lässt, auf die der Fiskus zugreifen kann; wie also ein Verhältnis zwischen Kapitalakkumulation und Staatsschuld herauskommt, das die Finanzmärkte als ökonomische Rechtfertigung des fiktiven Kapitals aus Staatshand gelten lassen, das sich bei ihnen anhäuft. Was das Finanzkapital dabei aber auf alle Fälle kritisch registriert und negativ in Rechnung stellt, das ist der Unterschied zwischen der Akkumulation wirklicher kapitalistischer Verfügungsmacht und nur nominellem Wirtschaftswachstum, den es selber hervorbringt, indem es mit seiner am eigenen Wachstum orientierten Kreditschöpfung ein Wachstum finanziert, das allemal einiges an bloßen Preiserhöhungen mit dem Effekt einer Wertminderung des geltenden Zahlungsmittels einschließt. Zu diesem Effekt trägt es mit der Honorierung staatlicher Haushaltsdefizite als Geldkapital und der darauf gegründeten Bereitstellung von Zahlungsfähigkeit für den Fiskus ganz wesentlich bei – oder dasselbe von der anderen Seite her ausgedrückt: Der Staat mit seinem kapitalistisch unproduktiven Finanzbedarf liefert einen starken Anreiz und viel Stoff für die dauernde Hyperaktivität des Finanzgewerbes, das nach Kräften mehr Wachstum finanziert als real stattfindet.3) Zugleich oder besser schon vorauseilend reagiert es auf den Effekt, den es steigert, ganz geschäftsmäßig mit Schadloshaltung durch höhere Zinsforderungen.


    Auch das muss Staat und Wirtschaft nicht unbedingt beunruhigen. Pro- und reaktive Preissteigerungen und Zinserhöhungen, die den kapitalistischen Gebrauchswert des Geldes mindern, zeugen ja erst einmal vom durchaus geschäftsdienlichen Umgang aller wichtigen Akteure der Wirtschaft mit dem notorischen Überschuss der Kreditschöpfung über die kapitalistisch erfolgreiche Kreditverwertung. Vom Standpunkt des Staatshaushalts stellt sich eine Minderung des Werts des nationalen Zahlungsmittels als selbsttätige Verringerung der angesammelten Staatsschuld im Verhältnis zu den Zahlen der Wirtschaft und ihres Wachstums dar, kann sogar wie ein bisschen Schuldentilgung wirken. So viel geht aus dem – im Übrigen nie wirklich herauszurechnenden, aber in aller Regel entscheidenden – Beitrag der Staatsschulden zur mangelhaften Rechtfertigung des nationalen Kredits durch Kapitalakkumulation und folglich zum Sinken des Werts der nationalen Geldeinheit aber schon hervor: Auch mit seiner Selbstfinanzierung per Kredit setzt der Staat die Kosten seiner Herrschaftstätigkeit für seine Gesellschaft nicht auf Null. Was er ihr an Abgaben erspart, zehrt an allen in Geldform existierenden Vermögenswerten und an der Kaufkraft aller Geldeinkommen – ein Schaden, der sich freilich auf die Geschäftswelt, die Preiserhöhungen im Kreis herum durchsetzt und diese auch, wenngleich zu steigenden Zinsen, finanzieren kann, und auf den kopfstärkeren Rest der kapitalistischen Gesellschaft in höchst systemkonformer Weise höchst ungleich verteilt.4) Dennoch: Der Widerspruch zwischen Förderung und Belastung der nationalen Wirtschaft durch den staatlichen Geldbedarf ist mit einem schuldenfinanzierten Haushalt allein nicht aus der Welt geschafft.


    Exkurs: Der große Streit um staatliche Selbstfinanzierung durch Geldschöpfung – und was er über die Natur

    des Geldes verrät


    Wenn ein Staat seinen Haushalt mit Krediten finanziert, dann steht er zugleich mit seiner Notenbank als Gläubiger bereit, der den Ankauf von Staatsanleihen durch die Geschäftsbanken bei Bedarf refinanziert, also das Defizit der öffentlichen Hand in Geld verwandelt. Wenn die Notenbank das wirklich und in größerem Umfang tut, dann steht sie – nicht ganz zu Unrecht – im Verdacht, mit dieser Abteilung ihrer Geldschöpfung nicht im Sinne ihres Auftrags die Liquiditätsbedürfnisse des Bankgewerbes zu bedienen, die aus dessen normalem Geschäftsgang erwachsen, sondern auf marktwirtschaftlich unsaubere Weise den staatlichen Geldbedarf zu befriedigen und statt kapitalistischem Wachstum Inflation zu bewirken. Soweit ins Verhältnis zwischen Staatsschuld und Notenbank die private Geschäftswelt eingeschaltet ist, Banken aus ihren ökonomischen Gründen Staatspapiere als Teil des fiktiven Kapitals behandeln, mit dem sie die Finanzmärkte bestücken, gilt die Sache immerhin noch als regelkonform. Richtig verboten, im ökonomischen Sinn oder auch juristisch unzulässig, ist die direkte Finanzierung des Staatshaushalts durch die ‚Gelddruckmaschinen‘ der Notenbank. Hinter dieser Maßregel steht – außer allerlei Theorie – die Erfahrung, dass sich ein Staat, der auf die Art seinen Geldbedarf selbst befriedigt, über die Leistungsfähigkeit seiner nationalen Ökonomie hinwegsetzt und die Macht des Geldes, Kapital wachsen zu lassen, untergräbt, am Ende ruiniert. Dagegen steht – außer alternativen Theorien – die andere Erfahrung, dass auch solches ohne jede ökonomische Rechtfertigung gedrucktes Geld, so gut wie jedes andere, kapitalistischen Unternehmen ihre Ware versilbert, also Investitionen mit Erlösen belohnt und darüber Wachstum stiftet; ein Wachstum, von dem vorab gar nicht feststeht, in welchem Maße es und ob überhaupt durch inflationäre Effekte aufgefressen wird.


    Was die Erfahrungen betrifft, auf die Befürworter und Gegner einer direkten staatlichen Selbstfinanzierung sich berufen, so verhält es sich hier wie in allen Fragen der kapitalistischen Konkurrenz: Es kommt darauf an.5) Auf alle Fälle ist die von der Notenbank wie auch immer unterstützte Vermarktung von Staatsschulden als Geldkapital für eine Regierung das Mittel der Wahl, die Schranken ihres Zugriffs auf den Reichtum ihrer Gesellschaft per Steuern und Abgaben zu überschreiten. Diese Freiheit schließt allemal die Möglichkeit ein, dass der kreditfinanzierte Zugriff des Staates das kapitalistische Leistungsvermögen der Gesellschaft überfordert, was sich in der Regel so darstellt, dass damit mehr Preiserhöhungen als Wachstum finanziert werden. Vom Verhältnis zwischen Masse und Rate der Kapitalakkumulation im Land auf der einen Seite, dem Umfang und der Verwendung der staatlichen Kredite auf der anderen Seite hängt es ab, welcher Effekt überwiegt: ob das Kreditwesen des Landes die Staatsschulden in seinen produktiven Kreislauf von Vorschuss, Geschäft und ökonomischer Rechtfertigung des Vorschusses durch erfolgreiches Gewinnemachen einzubauen vermag, also die Wirtschaft des Landes per Saldo wachsen lässt; oder ob es sich die Refinanzierung seiner Kredite an die Geschäftswelt und den Staat statt aus der Kapitalakkumulation, die es damit eben doch gar nicht hinreichend in Gang bringt, von der staatlichen Notenbank besorgt, mit deren Mitteln den Wirtschaftskreislauf nur nominell aufbläht und in Wirklichkeit, was die Macht des Geldes zur Vermehrung seiner kapitalistischen Kommandogewalt betrifft, sogar schrumpfen lässt, so dass am Ende nicht einmal mehr die einfache Reproduktion der Gesellschaft gelingt.


    Am theoretischen Streit über Richtigkeit oder Verkehrtheit der einen oder der anderen Alternative staatlicher Finanzpolitik zur Wachstumsförderung – in dem ‚Keynesianer‘ gegen ‚neoliberale‘ Geldtheoretiker stehen – ist theoretisch von Interesse, dass er nicht aufzulösen ist, weil er zwei Seiten eines real existierenden Widerspruchs gegeneinander stellt. Bemerkt wird die Besonderheit der Staatsschuld: dass hier Kredit geschöpft und verausgabt wird, um mit der Macht des vorgeschossenen Geldes die Wirtschaft in Schwung, d.h. die Kapitalakkumulation voranzubringen, verausgabt jedoch nicht als Kapitalvorschuss, also nicht mit der Zweckbestimmung, nach erfolgreicher Verwertung mit einem Plus an den Kreditschöpfer und -benutzer Staat zurückzufließen, sondern als Ausgabe, die anderswo kapitalistischen Segen stiften mag, in den Kassenbüchern des Staates aber ohne Einnahmen, die sie rechtfertigen würden, als – sich vergrößerndes – Minus stehen bleibt. Der Standpunkt der einen Seite im Meinungsstreit läuft darauf hinaus, dass dieses Minus auch ruhig so stehen bleiben und wachsen darf, weil die Staatsgewalt sich überhaupt nicht von kritischen Gläubigern befragen lassen muss, wenn sie in ihrer Eigenschaft als Notenbank sich selber Geld leiht, also ihr eigener Gläubiger ist: Die Defizite werden bei der Notenbank aufgeschrieben; das dafür emittierte Geld wird von der Gesellschaft verdient wie jedes andere und bewirkt Wachstum. Das Argument – ob so expliziert oder nicht – ist das der staatlichen Macht, welche die Macht des Geldes per Gesetz stiftet. Der Standpunkt der Gegenseite macht geltend – auch hier gleichgültig mit welchen Argumenten –, dass ein kapitalistisch unproduktives staatliches Minus nicht einfach stehen bleiben und durch die Notenbank in Geld verwandelt werden darf, weil ein Zuwachs an Zahlungsfähigkeit, dem kein Geschäft zugrunde liegt, also kein Zuwachs an käuflicher Ware entspricht, ökonomisch haltlos ist, den Wert des Geldes im Maße seiner derartigen Vermehrung mindert, also die geldbesitzende Menschheit portionsweise enteignet. Das Argument ist das der Wertschöpfung allein durch redliche Geschäfte, in letzter Instanz des ‚ehrlich‘ produzierten Warenwerts, den das Geld doch bloß vertritt. Beide Standpunkte sind gleichermaßen wahr und falsch zugleich. Der letztere ignoriert schon die Selbständigkeit des Geldes als Wertding, das den kapitalistischen Reichtum neben und getrennt von seiner Herkunft aus der Warenproduktion darstellt, und erst recht die Verselbständigung der Macht des Geldes im Kredit, ihr Dasein und ihre Wirksamkeit als staatlich gewährleistetes Rechtsverhältnis. Der andere Standpunkt ignoriert den Umstand, dass Geld und Kredit nur deswegen ökonomische Macht, Zugriff auf Arbeit und gegenständlichen Reichtum repräsentieren, weil sie die Form sind, in der überhaupt die gesellschaftlichen Lebensmittel produziert und Arbeitskräfte reproduziert werden; ein verdinglichtes Kommandoverhältnis, das der Staat mit seiner Gewalt sanktioniert, aber nicht ersetzt. Und was die eine Seite ignoriert, eben das verabsolutiert die andere.


    Die Auflösung liegt in dem Widerspruch der kapitalistischen Produktionsweise: in der absurden Art, den für den gesellschaftlichen Lebensunterhalt nötigen materiellen Reichtum dadurch zu schaffen, dass nicht in ihm, sondern in dem antagonistischen Verhältnis der ausschließenden Verfügung über ihn der ökonomische Zweck seiner Herstellung liegt. Das in eigener Machtvollkommenheit geschöpfte Kreditgeld des Staates ist definitiv die reine Kommandogewalt – aber über eine Ökonomie des Eigentums, die in Gestalt von Lebens- und Produktionsmitteln die materielle Macht und komplementär dazu die materielle Ohnmacht der Masse der Gesellschaft produziert und reproduziert, aus der die Kommandogewalt des Geldes über Arbeit und Reichtum stammt und aus der auch die Kommandogewalt abgeleitet ist, die der Staat ausübt, wenn er mit – und sei es noch so ‚selbstgedrucktem‘ – Geld regiert.


    Die moderne Staatsgewalt braucht diesen Widerspruch nicht zu kennen – was sollte sie mit solcher Erkenntnis auch anfangen! –, um ihm gerecht zu werden. Davon zeugt die Verlaufsform, die sie ihm gibt; eben mit der Unterscheidung zwischen ökonomisch eigentlich verbotener unmittelbarer Inanspruchnahme der Notenbank für die Finanzierung ihrer kapitalistisch gut gemeinten Haushaltsdefizite und der üblichen und akzeptablen Inanspruchnahme des Kapitalmarkts inklusive der Lizenz für dessen Hauptakteure, den Erwerb von Staatspapieren durch die Notenbank refinanzieren zu lassen; eine Unterscheidung, die einerseits künstlich und selbstbetrügerisch erscheint, die bei Bedarf auch dauernd verletzt wird, auf die andererseits aber doch allergrößter Wert gelegt wird. Mit seinem Standpunkt, dass die Selbstfinanzierung seines Haushalts den Umweg über das private Kreditgeschäft einzuschlagen hat, um systemgemäß in Ordnung zu gehen, besteht der moderne Staat auf der widersprüchlichen Gleichung von Gewalt und Reichtum in seinem Laden. In diesem Sinne verbittet er sich – einerseits – alle Zweifel an der Geldkapital-Qualität seiner Zahlungsversprechen und der dafür emittierten Zahlungsmittel und unterstreicht seine Hoheit über Geld, Kapital und Kredit, somit deren Charakter als Derivat seiner Souveränität, mit seiner kaltschnäuzigen Bereitschaft, sein Versprechen jederzeit durch ein Geld einzulösen, das er selber herstellt. Zugleich besteht er – andererseits – ebenso gebieterisch darauf, dass die Zahlungsversprechen, die unter seiner Hoheit als Geldkapital gelten, darunter auch seine eigenen, keine leeren Versprechungen sind, sondern – wie auch immer – ökonomisch eingelöst werden müssen und die Druckerzeugnisse seiner Notenbank auch ohne gesetzlichen Zwang, rein ökonomisch in Ordnung gehen. Alle Freiheiten, die er sich herausnimmt, sollen nichts daran ändern, dass die Lebenslüge des Finanzkapitals, derer er sich bedient, kein Schwindel, sondern der herrschende Sachzwang ist. Der herrscht auch tatsächlich, und das immerhin so wirksam, dass Geld und Kredit leiden, wenn, und in dem Maß, wie der Staat sich beim Gebrauch dieser kapitalistischen Errungenschaft darüber hinwegsetzt, dass Zahlungsversprechen letztendlich nur so viel wert sind wie ihre Einlösung – oder in seinem Fall: wie sein vom privaten Geldgewerbe akzeptiertes Versprechen ihrer Einlösbarkeit.


    3. Notwendigkeit und Ideal staatlicher Wachstumspolitik:

    Erfolg durch steuernde Einflussnahme auf das Geschäft mit Geld und Kredit


    Dem Ziel, nicht als Belastung des kapitalistischen Wachstums zu wirken, sich vielmehr als Förderer gedeihlichen Wirtschaftens zu bewähren, verschreibt sich der Staat in besonderen Geschäftsbereichen. Mit Steuer- und Wirtschafts-, Konjunktur- und Geldpolitik unternimmt er den Versuch, das nationale Wirtschaftswachstum auf Erfolgskurs zu steuern. Dabei gelangt er zu Kosten-Nutzen-Rechnungen eigener Art. Deren praktische Umsetzung erfolgt über die Inanspruchnahme des Finanzgewerbes, kreuzt sich dauernd mit Haushaltsfragen, erschließt den Banken neue Geschäfte – und macht endgültig klar, wie es um das Verhältnis zwischen Staatsgewalt und Finanzgeschäft steht.


    a) Staatsräson Wirtschaftswachstum


    Der Staat betreut mit seinem Recht und kreditiert über den Geschäftsverkehr seiner Notenbank mit der Bankenwelt den nationalen Kapitalismus, um dessen Akkumulationsleistungen als Quelle seiner Macht in Anspruch zu nehmen. Seine herrschaftliche Handlungsfreiheit, den Gebrauch seiner Souveränität, macht er damit abhängig vom Geschäftsgang der freien Wirtschaft, die er zur eigennützigen Verfügung über Arbeit und Reichtum der Nation ermächtigt; er macht sich abhängig vom Wachstum des privaten Reichtums, den er doch, so oder so, beschränkt: direkt per Besteuerung seiner Verwendung oder indirekt mit den Wirkungen seiner Schulden auf den Wert des Geldes, das er seiner Geschäftswelt zu verdienen gibt.


    Um mit diesem Widerspruch fertig zu werden, hat der Staat keine anderen Mittel als die, mit denen er ihn schafft: die Notenbank, mit der er die private Kredit- und Geldschöpfung förmlich anerkennt und materiell freisetzt, und seinen Haushalt, mit dem er seinen Bedarf und die von ihm anerkannten Erfordernisse einer funktionierenden Marktwirtschaft befriedigt. Also stellt er sich, im wohlverstandenen Interesse seiner ökonomischen Macht und damit seiner Handlungsfreiheit, die Aufgabe, mit dem Einsatz seines Kreditgelds und mit der Gestaltung seines Haushalts ein Kapitalwachstum herbeizuregieren, das die Kosten aufwiegt, die er seiner Wirtschaft bereitet, und seine Schulden kapitalistisch rechtfertigt. Alles, was er tut, wird dem Kriterium der Wachstumsförderung unterworfen und nach Möglichkeit weiterentwickelt zum Bestandteil einer Politik, die das Ziel verfolgt, die nationale Wirtschaftstätigkeit auf einen Erfolgskurs zu steuern, den die Unternehmer von sich aus nicht hinkriegen würden. Dabei sieht er großzügig darüber hinweg, dass er in seiner Wachstumsrechnung Leistungen addiert und in seiner Politik auch, so gut es geht, als eine Gesamtgröße behandelt, die lauter private Unternehmen für sich und ihren Gewinn, zwar in Abhängigkeit von-, aber allemal auch in Konkurrenz gegeneinander zustande bringen; er stellt sich mit seinem Wachstumsförderungsanliegen auch über das widersprüchliche Gemeinschaftswerk des Kapitalmarkts, der das gesellschaftliche Gesamtkapital in seiner fiktiven Gestalt umschlägt, also praktisch darstellt. Jenseits aller antagonistischen Einzelinteressen und Bereicherungsstrategien will er ‚die Wirtschaft‘ immer mehr Geld verdienen und Finanzmacht akkumulieren lassen – dies selbstverständlich ohne den Unternehmern in ihre Geschäftspolitik hineinzuregieren und die Freiheit des Marktes anzutasten. Den Widerspruch, den er lösen will, entwickelt der Staat so konstruktiv weiter: der Form nach zu dem Vorhaben, die freie Marktwirtschaft zu lenken, ohne sie seiner Planung zu unterwerfen; dem Inhalt nach versucht er sich daran, den Geschäftserfolg seiner Unternehmer mit der Finanzmacht, die er sich verschafft, über deren eigene Fähigkeit zum Gewinnemachen hinaus zu steigern.


    So macht die Politik sich haftbar für wirtschaftliche Erfolge, die die freie Unternehmerschaft aus eigenem Profitinteresse erzielen soll. Und sie bedient sich des Finanzsektors, um dieser ihrer selbstdefinierten Verantwortung nachzukommen.


    b) Notenbankpolitik für eine passgenaue Geldmenge


    Die staatliche Notenbank wird von der Politik als Wachstumsmotor in Anspruch genommen; die Aufgabe, auf Vollbeschäftigung hinzuwirken, was jedermann als Auftrag zur Herstellung günstiger Wachstumsbedingungen für arbeitgebende Firmen richtig versteht, steht in vielen Fällen ausdrücklich in ihrer Gründungsurkunde. Das geht insoweit auch völlig in Ordnung, als allemal der Kredit für wachstumswirksamen Kapitalvorschuss sorgt, was die staatliche Notenbank mit ihrem Refinanzierungsverhältnis zur privaten Bankenwelt zu regulieren und zu sichern hat. Unter dem Gesichtspunkt der Wachstumsförderung wird aus dieser Funktion der Regierungsauftrag, eine Geldpolitik zu betreiben, die das Geschäft mit der Kreditschöpfung anstachelt und den Regeln, die dabei einzuhalten sind, alles Hemmende und Einschränkende nimmt. Klar ist und bleibt dabei natürlich, dass es allein Sache unternehmungslustiger Kapitalisten ist, gemäß ihren Erfolgskalkulationen Kredit zu nehmen, und Sache der Banken, auf Wachstum zu spekulieren und dementsprechend wachsende Vorschüsse zu finanzieren. Das beschränkt von vornherein die Wirksamkeit einer aktiven Notenbankpolitik; und zwar nach beiden Seiten hin. Auch die günstigsten Finanzierungsbedingungen wirken nur dann im Sinne der staatlichen Wachstumspolitik, wenn die Unternehmerschaft der Nation von sich aus auf Geschäftserweiterung setzt; entsprechende Investitionen können sie fördern; andernfalls ‚bedingen‘ sie gar nichts. Wenn sie absichtsgemäß für eine wachsende Geschäftstätigkeit wahrgenommen werden, dann heißt das andererseits auch noch lange nicht, dass das Ergebnis dem politischen Interesse entspricht; je nach Markt- und Konjunkturlage fördert eine auf Wachstum angelegte Notenbankpolitik weniger den gewünschten ‚Aufschwung‘ als dessen ‚Schattenseiten‘: eine ‚Finanzblase‘, ‚die Inflation‘, unliebsame ‚Übertreibungen‘ im Geschäft mit Geld und Kredit. Solche kontraproduktiven Effekte einer an sich wünschenswerten ‚Politik des leichten Geldes‘ sind deren politischen Auftraggebern allemal gut genug bekannt, dass sie ihrer Notenbank regelmäßig als zweite oder sogar erste Maßregel die Sicherung des Geldwerts vorschreiben.


    Die amtlichen Geldmanager stellen sich ihrer widersprüchlichen Aufgabe. Mangelndes oder ganz fehlendes Wachstum ebenso wie befürchtete Finanzblasen und Inflation nehmen sie als Herausforderung, nämlich als Problem einer inkorrekten Geldmenge – desjenigen Parameters im nationalen Kreditgeschäft, den sie zwar auch nicht wirklich im Griff haben, aber beeinflussen können. Sie operieren mit Offenmarktgeschäften, Zinssätzen, Mindestreservepflichten usw., um dem Ideal einer genau passenden Geldmenge nahe zu kommen. Dabei stützen sie sich auf die Erfahrung, dass im Boom die Zinsen zwar hoch sind, aber nicht hoch genug, um den Geldwert stabil zu halten, die Konjunktur vor einer Überhitzung und das Kreditgeschäft vor einer Blasenbildung zu bewahren, auf die absehbarerweise ein Platzen der Blase und ein Absturz der Geschäfte folgen. Deswegen muss die Notenbank die Liquidität, die die Banken brauchen, so knapp halten, dass die Banken ihr Leihgeschäft nicht beliebig ausdehnen können, und so teuer machen, dass sie ihre Kredite garantiert nur in grundsolide Unternehmungen stecken.6) Beides muss sie allerdings auch genau rechtzeitig wieder ändern, ihr Geld reichlicher und billiger zur Verfügung stellen, damit der irgendwann fällige Rückgang des Wachstums nicht in den befürchteten Absturz mündet oder die Geldentwertung in das noch schlimmere Übel der Deflation umschlägt. Dabei gehen die Meinungen darüber, wie das Regime der Notenbank ausfallen soll, auseinander; da konkurrieren nicht bloß wissenschaftliche Schulmeinungen, sondern vor allem divergierende politische Standpunkte. Den Befürwortern einer restriktiven Liquiditätsversorgung der Banken im Interesse eines grundsoliden Kreditgeschäfts und stabilen Geldwerts steht stets eine Fraktion gegenüber, die im Interesse eines flotteren Wachstums sowie einer leichteren Schuldenaufnahme der Öffentlichen Hand, auch dies im wohlverstandenen Interesse eines kontinuierlichen Aufschwungs, mehr Freiheit und verstärkte Anreize für die Kreditschöpfung der Banken fordert. Und jede der beiden Seiten verfügt für ihr Anliegen über das passende prognostische Konzept sowie über das entsprechende strategische Rezept, um Kreditangebote und -nachfrage auszutarieren und um den Punkt zu erwischen, an dem die Notenbank echtes Wachstum noch fördert, ohne bereits eine allgemeine Teuerung mitzufinanzieren, und für stabile Preise sorgt, ohne das Wachstum abzuwürgen.


    Doch was auch immer getan wird, um über den Einfluss aufs Liquiditätsmanagement der Banken die Konjunktur zu steuern: Die kreditfinanzierte Kapitalakkumulation kümmert sich bei ihrem Auf und Ab herzlich wenig um die Konzepte und guten Absichten der Notenbanker. Zu deren Geldpolitik gehört daher notorisch der Vorwurf, sie hätten mal wieder zu spät reagiert; statt sachgerecht und effektiv zu steuern, hätte die Staatsbank bloß im Boom am hohen Zinsniveau mitverdient, dann ein sowieso stagnierendes Geschäft endgültig abgewürgt und anschließend die gesenkten Zinsen nicht rechtzeitig wieder erhöht, um der nächsten Konjunkturblase und dem nächsten Inflationsschub vorzubeugen. Beherzigt wird die Kritik so, wie sie gemeint ist: Notenbanker widmen sich mit ihrer gesammelten Lebensweisheit und im Namen nobelpreiswürdiger Geldtheorien ihrer Berufung, mit geschicktem ‚leading from behind‘ das private Kreditgeschäft auf einen dauerhaften Erfolgskurs zu steuern. Daran zu scheitern, gehört zu ihrem Job.


    c) Haushaltsgeld fürs Wachstum seiner Quelle


    Für die sachgerechte Wahrnehmung der gut gemeinten Geschäftsbedingungen, die seine Notenbank mit ihrer Geldpolitik herstellt, engagiert sich der Staat mit einer entsprechend zielstrebigen Budgetpolitik. Mit all dem, was er sich leistet, will er eben nicht bloß der herrschaftliche Kostgänger seiner Gesellschaft sein, sondern seinem Gemeinwesen den Haushalt führen, und zwar so, dass das Kapital am nationalen Standort, insofern der Standort und folglich er als dessen Hüter davon profitieren. Deswegen und in diesem Sinne nimmt er zu seiner nationalen Ökonomie die Stellung eines Investors ein, der mit seinen Ausgaben einen Vorschuss für ein flächendeckendes Wachstum leistet und seine Einnahmen aus dem dadurch in Schwung gebrachten Geschäftsgang ableitet.


    Dieser Standpunkt beherrscht im positiven wie im negativen Sinn alle Haushaltsposten, mit denen der Staat die Notwendigkeiten seiner Herrschaft finanziert. Ganz grundsätzlich unterscheidet er ‚konsumtive‘ von ‚investiven‘ Ausgaben, ohne dass die Zuordnung zur einen oder anderen Rubrik im Einzelfall damit schon klar wäre. Zur ersten Kategorie gehören auf alle Fälle die Unkosten, die die lohnabhängigen Massen ihren Betreuungsinstanzen dadurch bereiten, dass sie sich ohne umverteilte und zugeteilte Geldmittel mit dem Überleben in der Klassengesellschaft immerzu so schwer tun. Hier gehört ernstlich gespart. Einschlägige Kassen müssen knapp gehalten, Ausgaben der Maxime unterworfen werden, dass nicht mehr ausgegeben werden kann als drin ist. Leistungen und Vorhaben, die über das aktuell als absolut notwendig Definierte hinausgehen, gelten als ‚Wohltaten‘ und stehen zusammen mit ganz vielen anderen Posten unter Finanzierungsvorbehalt; ganz generell gilt da, dass nicht die gute Sache den erforderlichen Geldaufwand rechtfertigt, sondern die allenfalls zu erübrigende Summe die passende Definition der zu erledigenden Sache diktiert. Anders verhält es sich mit dem Aufwand zur Schaffung und Pflege dessen, was der Staat unter dem Titel ‚Infrastruktur‘ zu seinen unabweisbaren Aufgaben zählt. Da entscheidet das Kriterium der Wichtigkeit für weiteres und zukünftiges Wirtschaftswachstum über die Hierarchie der Vorhaben, bei denen der Finanzierungsvorbehalt entfallen darf. So lässt der Staat in vollem Respekt vor dem Rentabilitätsgedanken der Wirtschaft Kommunikationsmittel, Verkehrswege und Energie produzieren, damit die einen Privatunternehmen ihr Geschäft mit einträglichen, die anderen ihre Rechnung mit preiswerten Dienstleistungen machen können. Er fördert die Wissenschaft im Hinblick auf zukünftiges Wachstum, das nach aller kapitalistischen Lebenserfahrung ohne immerwährenden technischen Fortschritt nicht von Dauer sein kann – deswegen auch gerne im Verhältnis zu den Fördermitteln, die seine geistige Elite bei Privatunternehmen einzuwerben vermag. Er investiert in Ausbildung, damit seinen fortschrittlichen Unternehmen das benötigte Personal zur Verfügung steht und sein Nachwuchs nicht verelendet, sondern sich bedarfsgerecht nützlich macht. Im engeren Sinn ‚investiv‘ sind Beihilfen der verschiedensten Art, die Unternehmungen lohnend und dadurch zu einem Beitrag zur nationalen Kapitalakkumulation machen, die es nach rein finanzkapitalistischer Wahrscheinlichkeitsrechnung nicht sind. Mit Zuschüssen, verbilligten Krediten, manchmal auch nur mit Garantien, die ein Unternehmen von den üblicherweise geforderten Rentabilitätsnachweisen entlasten oder einer Versicherung gegen die notorischen Risiken der Konkurrenz gleichkommen, bringt der Staat Geschäfte in Gang, bei denen für private Investoren der benötigte Kapitalvorschuss zu groß und die Umschlagszeit zu lange ist. Manches Unternehmen lässt sich, wenn es für die Nation und ihre Regional- oder Strukturpolitik, also für ihre ‚Zukunft‘ wichtig ist, durch Subventionen rentabel machen; das geht per Steuernachlass, mit einem preiswerten Grundstück aus staatlicher Hand, durch Forschungsaufträge etc. Mit einigem Investitionsaufwand lassen sich auch Betriebe, die aus irgendwelchen historischen Gründen beim Staat gelandet sind, in gewinnorientierte Unternehmen verwandeln und an die Börse bringen, wo sie die Portfolios potenter Geldanleger bereichern und schon dadurch dem Kapitalwachstum mehr nützen als unter Beamtenregie; solchen Aufwand nimmt die Politik als Folgelast staatlicher Einmischung und letztmalige Starthilfe für eine kapitalistische Erfolgsgeschichte in Kauf.7) Und mit dem Anspruch, nicht bloß einmalige Geschäftsgelegenheiten zu bieten, sondern eine dauerhafte Erwerbsquelle zu inszenieren, macht eine moderne Regierung privaten Geldanlegern unter dem Titel „Public-private Partnership“ das Angebot, geeignete Budgetposten mitzufinanzieren und sich dafür an einlaufenden Gebühren oder ähnlichen Zahlungen zu bereichern, die darüber den Charakter einer regulären Verzinsung einer getätigten Investition annehmen.


    Dass das alles nicht zu einer sicheren und dauerhaften Hochkonjunktur führt, wird den zuständigen Politikern spätestens dann klar, wenn das geförderte Wachstum – wieder einmal – in die mehr oder weniger große Verlegenheit geführt hat, dass dem akkumulierenden Kapital die weiteren Verwertungschancen ausgehen, programmiertes Wachstum ausbleibt und der Konjunkturzyklus in seine Abschwungphase eintritt. Eine verantwortungsvolle Politik begnügt sich dann nicht mehr damit, die Finanzierung der staatlichen Agenda an der erhofften Wachstumswirkung der notwendigen Ausgaben auszurichten. Sie muss dazu bereit sein und ist es auch, den Zweck kapitalistischer Geldmacherei direkt anzugehen und Geld auszugeben, damit es von der privaten Geschäftswelt verdient wird. Die Objekte, mit denen das geht – Bauprojekte sind da besonders beliebt –, finden sich. Ebenso wie Maßnahmen der Geldpolitik, mit denen der Staat in seiner Eigenschaft als Notenbank die Kapitalakkumulation durch billige Kredite antreibt, gehören solche Geldausgaben zum Repertoire einer ‚antizyklischen Konjunkturpolitik‘. Dahinter steckt freilich allemal mehr die gesamtwirtschaftliche Notlage, die die Regierung meistern will, als eine Aussicht darauf, das fatale Hin und Her von Plus und Minus im nationalen Geschäftsleben jemals politisch in den Griff zu kriegen oder zu überwinden. Zu den entsprechenden Maßnahmen, die kein Staat unterlässt, gehört denn auch stets die Kritik, mit derlei kostspieligen Konsumoffensiven der Staatsgewalt ließe sich doch allenfalls ein ‚Strohfeuer‘ entfachen – gemeint ist die betrübliche Tatsache, dass mit der Erledigung des staatlichen Auftrags das Geschäft auch schon wieder vorbei ist und solange kein rechter Aufschwung daraus wird, bis nach einer Menge Kapitalvernichtung die Chancen auf rentable Verwertung des überlebenden Kapitals und damit auf lohnende Kreditschöpfung wiederkehren. Auch diese oft wiederholte Erfahrung hindert die Politik jedoch nicht daran, gerade für solche Initiativen zur Stimulierung der Wirtschaft ordentlich Kredit aufzunehmen: Ausgerechnet da sollen staatliche Schulden direkt als Motor für Kapitalakkumulation wirken und sich rechnen wie der Vorschuss für ein erfolgreiches Geschäft.


    Der Test, ob das hinhaut, hier und überhaupt im Zuge der auf Wachstumsförderung angelegten staatlichen Haushaltspolitik, findet praktisch an den Finanzmärkten statt. Die fällen das Urteil, ob der Staat im Endeffekt nur seinen Schuldenstand gesteigert oder die Kapitalakkumulation im Land in Schwung gebracht hat; und zwar in der Weise, wie sie ohnehin fortwährend Wertpapiere bewerten, nämlich in Form der Zinsen, die sie berechnen bzw. für ihren Handel mit fiktivem Kapital zugrunde legen. In dieser Spekulation ergeht das maßgebliche Urteil über die Erfolgsaussichten, also die kapitalistische Leistungsfähigkeit des Kredits der Nation, den das Finanzgewerbe selber kreiert, sowie über die Qualität des nationalen Geldes, nämlich inwieweit das ein Wachstum oder bloße Teuerung beziffert und in welchem Umfang es mit seiner Vermehrung an Wert verliert. So erteilt das Finanzkapital dem Staat den Bescheid, wie es um ihn und die ökonomische Perspektive seiner Gewalt bestellt ist.


    Zusatz


    Auch im negativen Extremfall einer ‚Hyperinflation‘, die von der Macht des Geldes zur Selbstvermehrung gar nichts mehr übrig lässt, hört ein Staat nicht auf, mit Geld zu regieren. Was seine Gesellschaft ihm nicht hergibt, weder per Steuern noch auf dem Weg der Kreditspekulation, das lässt er seine Notenbank schöpfen; die bedient damit freilich definitiv nicht mehr die Liquiditätsbedürfnisse eines ordentlichen privaten Bankgeschäfts, sondern allein den Staatshaushalt. Dieses Geld repräsentiert nurmehr den Willen und die Macht der Höchsten Gewalt, auf Kosten der Reproduktion des gesellschaftlichen Reichtums die benötigten Herrschaftsmittel zu akquirieren. Einem Staat, der über eine doch noch irgendwie regenerationsfähige nationale Marktwirtschaft gebietet, bleibt als Ausweg die Annullierung seines Geldes, seiner darin denominierten Schulden und des entsprechenden Geldvermögens und der Versuch, mit der Einführung eines neuen Kreditgelds den Prozess des Geldmachens neu anzustoßen: eine Währungsreform.


    d) Die ökonomische Rechtfertigung der politischen Herrschaft: Gutes Geld


    Der moderne Staat stellt seinen Haushalt und seine Geldpolitik ausdrücklich und konsequent in den Dienst der Leistungsfähigkeit und des Geschäftserfolgs des nationalen Finanzkapitals, um dessen Tätigkeit für die kapitalistische Macht seines Geldes, das kapitalistisch vermehrte Geld für seinen Bedarf und die ihm zuwachsende ökonomische Macht für die übers Kreditgeschäft vermittelte wachstumsdienliche Bewirtschaftung seines nationalen Standorts in Dienst zu nehmen. Das Finanzkapital seinerseits bewerkstelligt, was die Staatsgewalt nach den Gesetzen der von ihr aufgestellten Eigentumsordnung nicht vermag: Es macht mit seinem Kreditgeschäft und seinem funktionalen Geldersatz das Geld des Staates zur Quelle kapitalistischen Reichtums, betätigt und beglaubigt es ökonomisch als gegenständliche Macht zur Selbstvermehrung; es verwertet die Schulden, mit denen die Höchste Gewalt ihren Haushalt finanziert, als fiktives Kapital und rechtfertigt damit ökonomisch die Handlungsfreiheit, die die sich herausnimmt; mit seiner Finanzmacht repräsentiert das Geldgewerbe die kapitalistische Leistungsfähigkeit der Nation in schlagkräftiger, universell einsetzbarer Gestalt. Beide Seiten, Finanzkapital und Staat, betreiben ihre Sache in ihrem Interesse und gemäß deren Logik, sind dabei aufeinander angewiesen und nehmen einander dafür in Anspruch.


    Das Erfolgskriterium dieses Zusammenwirkens sind Quantität und Qualität des erwirtschafteten Geldes. Darin fassen sich die kapitalistische Leistungsfähigkeit der Nation und die ökonomische Macht der regierenden Gewalt zusammen. Eben darum dreht sich daher auch die Konkurrenz der Nationen in der modernen Weltwirtschaft.


    


    
      

      1) Man kann den Rechtspolitikern des bürgerlichen Staates zwar sicher nicht unterstellen, dass sie auf den Begriff des Eigentums und den Widerspruch der Benutzung fremden Eigentums zur eigenen Bereicherung – siehe Punkt I.1.b samt anschließendem Exkurs – größere theoretische Bemühungen verschwenden. Den Konsequenzen, die für das Recht des ausschließenden Verfügens aus dem eigentümlichen Überlassungsverhältnis des Kredits entstehen, widmen sie sich dafür aber sehr einfühlsam.


      2) Die Bankgesetzgebung erlaubt den Banken ausdrücklich, Forderungen aus Kreditvergabe, Wertpapierinvestments etc. als Aktiva, also als Guthaben zu verbuchen und den Passiva, also den Forderungen an die Bank als Gegenwert gegenüberzustellen. Erst auf Basis der so erfolgten Anerkennung der Gleichung von (vergebenem) Kredit und vorhandenem Kapital verfügt das Bankgesetz Vorsichtsmaßnahmen, die reflektieren und zugleich leugnen, dass das eine Ungleichung ist: Auf der Basis einer Risikogewichtung der verschiedenen Aktiva, die sich seit ‚Basel II‘ nicht mehr nur nach der Art des Schuldners (Staaten, Zentralbanken, Geschäftsbanken, Privatunternehmen), sondern auch nach dessen individueller Bonität richtet, sind diese mit Eigenkapital zu hinterlegen. Für das geforderte Eigenkapital können wiederum – als sicher bewertete – Forderungen der Bank benutzt werden.


      3) Der marktwirtschaftliche Expertenverstand schließt daraus gerne auf den Staat als den eigentlich, wenn nicht allein schuldigen Verursacher der Inflation.


      4) Im Extremfall ist ein ganz außerordentlicher Preisanstieg die Form, in der die Staatsgewalt der Masse ihrer Bürger das Lebensnotwendige streitig macht.


      5) Vor allem kommt es in der ‚einen Welt‘ des 21. Jahrhunderts auf die Konkurrenz der Nationen ums Geld der Welt und den Rang ihres nationalen Kreditgelds an sowie auf die Mittel, die sie dafür einzusetzen haben. Davon handelt das Kapitel IV.


      6) Traditionell gehen Notenbanker davon aus, dass die Geschäftsbanken eher zu viel als zu wenig Kredit schöpfen und vergeben, und erklären Knappheit zur vorrangigen Maxime ihrer Geldpolitik. So definiert die EZB noch in ihrem Bericht vom November 2008 zur Durchführung der Geldpolitik im Euro-Währungsgebiet ihren Auftrag so, „die Geldmarktzinsen zu stabilisieren und eine strukturelle Liquiditätsknappheit herbeizuführen (oder zu vergrößern)“, die „dazu beitragen (könnte), das Eurosystem besser in die Lage zu versetzen, in effizienter Weise als Liquiditätsbereitsteller zu operieren.“ Nach Jahren der Finanzkrise braucht die Euro-Bank eher eine ‚Liquiditätsschwemme‘, um ihren Einfluss auf den Markt für Euro-Kredit nicht ganz zu verlieren. Was dieser Einfluss dann bewirkt – außer einem Überangebot an kostenlosem Notenbankkreditgeld –, hat sie freilich auch wieder nicht in der Hand. Das ist nun mal der Unterschied zwischen ‚Bedingung‘ und ‚Ursache‘...


      7) Fortschrittliche Sozialpolitiker sind auch schon auf die Idee gekommen, man könnte den Bereich der Armutsbetreuung, zumindest die Abteilungen Altersarmut und Gesundheitswesen für Nicht-Besserverdienende, grundsätzlich in eine Erwerbschance für Versicherungsunternehmen umgestalten. Das würde die Umverteilung von Lohneinkommen, in der die Wirtschaft schon seit langem eine unzumutbare Verteuerung der Arbeit durch Nebenkosten sieht, ersparen; das würde sich für eine ganze Abteilung des Finanzkapitals lohnen; dort täten dann auch Steuergelder, die eventuell fällig werden, ein richtig gutes Werk.
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    IV. Das internationale Finanzgeschäft und die Konkurrenz der Nationen


    Der bürgerliche Staat unterwirft sein Volk dem Regime des Kapitals, verhilft seiner Geschäftswelt mit seinen Gesetzen und Institutionen zu ihrer privaten Macht über Arbeit und Reichtum seiner Nation. Kaufleute aus anderen Ländern sind aus den Rechtsverhältnissen, die jeder Staat intern, verbindlich für seine Bürger, stiftet, und folglich aus dem nationalen Gang der Geschäfte, die allesamt der Vertragsform bedürfen, ausgeschlossen; den eigenen Kaufleuten kann der Staat außerhalb seiner Zuständigkeit nichts garantieren, weder Rechtssicherheit fürs Eigentum und dessen Gebrauch noch die Geltung des gesetzlichen Zahlungsmittels als Repräsentant kapitalistischer Zugriffsmacht. Die unverzichtbaren positiven Leistungen der Staatsgewalt fürs kapitalistische Geschäftsleben beinhalten ein negatives Verhältnis zu allem, was sich außerhalb ihrer Hoheit über Land und Leute an Kapitalverwertung und -akkumulation abspielt; mit der Ermächtigung ihrer Bürger zum kapitalistischen Gebrauch ihres Eigentums und der Schaffung eines nationalen Kreditgelds verfügt sie zugleich die Scheidung zwischen in- und ausländischem Kapitalismus. Fremden ist nicht zu trauen: Das ist die Kehrseite der Verlässlichkeit im alltäglichen Gegeneinander der kapitalistischen Interessen, die der Rechtsstaat herstellt. Und diese Elementarformel der Xenophobie hat im modernen Gemeinwesen gerade für die Kreditgewerbetreibenden, für die das staatlich garantierte Vertrauen in Zahlungsversprechen der verschiedensten Art und speziell in das staatlich gestiftete Kreditgeld die tatsächliche Grundlage ihrer gesamten Geschäftstätigkeit ist, eine ganz handfeste Bedeutung.


    Eben deshalb darf es nicht dabei bleiben, dass die kapitalistische Macht des privaten Eigentums sich allein auf die Rechtssicherheit abstützen kann, die das Gewaltmonopol des bürgerlichen Staats im Allgemeinen und seine Geldhoheit im Besonderen innerhalb der jeweiligen Nation herstellen. Die Beschränkung der Kommandogewalt des Kapitals auf das Hoheitsgebiet, in dem, und auf das Staatsvolk, über das es dank staatlicher Ermächtigung Regie führt, widerspricht dem Geschäftsinteresse, das der Staat mit den nötigen rechtlichen Voraussetzungen und Mitteln ausstattet, wie dem eigennützigen Zweck, den der Staat selber damit verfolgt. Das Kapital braucht Wachstum; dieses Bedürfnis ist unvereinbar damit, dass seine grundlegende Wachstumsbedingung, die Rechtsgewalt des Staates, sein Wachstum begrenzt. Und die Staaten dringen auf Erweiterung der Grundlagen ihrer Macht, intern und über die Grenzen ihres Hoheitsbereichs hinaus; der Reichtum, auf den sie Zugriff haben, soll wachsen und sich dafür auswärtige Reichtumsquellen verfügbar machen. Also tun sie alles, um die Grenzen, die sie ziehen, fürs Kapital durchlässig zu machen, ohne dadurch die Herrschaft über ihre ökonomischen Existenzbedingungen aus der Hand zu geben.


    1. Konvertibilität der Währungen: Die Staaten internationalisieren die rechtliche Grundlage und

    die geldhoheitliche Absicherung des Kreditgeschäfts


    Die wesentliche, unerlässliche, aber beschränkende Geschäftsbedingung: das per Gesetz zum allgemeinen Äquivalent und verbindlichen Zahlungsmittel ernannte nationale Wertzeichen, wird von dem Mangel bloß lokaler Geltung befreit durch die Übereinkunft der Souveräne, ihre Währungen für gegeneinander austauschbar, für konvertibel zu erklären. Die fremden Gelder sind damit als Kaufmittel für den Erwerb eigenen Geldes zugelassen, umgekehrt das eigene Geld als Mittel des Zugriffs auf fremde Zahlungsmittel. Die Scheidung zwischen der Leistung der eigenen und der einer fremden Geldhoheit heben die Staaten damit zwar nicht auf: Weder lassen sie fremdes Geld im eigenen Herrschaftsbereich als allgemeines Äquivalent gelten, noch beanspruchen sie unmittelbare Gültigkeit für ihr Geld außerhalb ihrer rechtlichen Zuständigkeit. Grundsätzlich billigen sie sich damit aber wechselseitig zu, dass ihre jeweiligen nationalen Kreditzeichen alle dasselbe repräsentieren, nämlich abstrakten Reichtum: quantitativ bemessene private Macht über alles Käufliche, über Waren aller Art.


    Mit diesem Beschluss gehen die gegeneinander souveränen Gewalten ein positives Verhältnis miteinander ein: In dem Wertzeichen, dem sie je für ihren Bereich die Macht verleihen, ihren nationalen Reichtum verbindlich zu repräsentieren, erkennen sie sich wechselseitig als zwar gegeneinander selbständige, aber gleichermaßen den gleichen ökonomischen Werten verpflichtete Geschäftspartner an; sie bekennen sich zur Privatmacht des Geldes und nehmen einander als zwar autonome, aber denselben kapitalistischen ‚Gesetzen‘ folgende Mächte in Anspruch. Mit diesem Anerkennungsverhältnis zu einander ermächtigen sie die Geschäftswelt ihrer Nationen dazu, alle nationalen Kreditgelder über alle nationalen Grenzen hinweg als schlagfertiges Mittel für Geschäfte auf fremden Märkten und mit fremden Ressourcen zu benutzen – zwar bloß indirekt, durch Umtausch in die jeweils lokal geltende Währung, so aber im Prinzip frei, nach eigenem Ermessen.


    Mit dem formellen Einvernehmen der Souveräne über die Konvertibilität ihrer Währungen ist es freilich nicht getan. Staaten, die in ihrem Hoheitsbereich mit aller Gewalt auf die Geldqualität ihres nationalen Kreditzeichens achten, verlangen einander die Selbstverpflichtung und die Fähigkeit ab, den versprochenen Austausch fremden Geldes in eigenes und vor allem eigenen Geldes in fremdes auch wirklich zu leisten. Die Garantie der Geldgleichheit des nationalen Wertzeichens durch einen real existierenden Staatsschatz, einen Vorrat an unbestreitbaren Wertträgern, ist unerlässlich für das Vertrauen, das die Staaten mit dem Beschluss über die Konvertibilität ihrer Gelder nicht nur in die Rechtstreue, sondern in die kapitalistische Staatsräson ihrer Partner und in die Effektivität der von denen exekutierten Geldhoheit setzen. Und sie ist die Voraussetzung und bleibende Bedingung dafür, dass die Geldinstitute, die schon im Innern der Nationen den Geldhandel besorgen, den Umtausch der nationalen Gelder zu ihrer Sache machen und ein grenzüberschreitendes Geschäftsleben in Gang bringen.


    Erbracht wird diese Garantie der nationalen Kreditgelder in der modernen Weltwirtschaft im Geschäftsverkehr zwischen der nationalen Notenbank und den Geschäftsbanken, und zwar ganz analog zu dem innerstaatlich etablierten Verfahren, die Geldschöpfung des Kreditgewerbes durch Einschaltung der Bank, die das gesetzliche Zahlungsmittel emittiert, in das Liquiditätsmanagement der Geldhäuser kontrolliert zu beglaubigen: Die Notenbank bestätigt die Geldqualität fremder Valuta und die Anwendbarkeit der eigenen Zahlungsmittel als grenzüberschreitend gültige Wertträger, indem sie auch hier als Liquiditätsreserve für den gewerblichen Geldhandel, den Tausch eigener gegen fremde und fremder gegen eigene Währung, fungiert. Sie nimmt die Zahlungsmittel, die in anderen Nationen gelten, als auch für sie gültigen Wert entgegen, schöpft dafür eigenes Geld und zahlt es aus, beweist damit praktisch die Gleichartigkeit der fremden Wertzeichen mit denjenigen aus der eigenen Produktion; diese nimmt sie bei Bedarf auch wieder zurück, gibt dafür Devisen ab, die sie ihrem angesammelten Vorrat entnimmt oder sonstwie beschafft, und bestätigt so durch ihre Bereitschaft und Fähigkeit zur Herausgabe fremden Geldes gegen eigenes die Geldnatur ihrer Produkte auch jenseits der nationalen Grenzen, in denen der Gesetzgeber ihre exklusive Geltung dekretiert.1)


    Die modernen Staatsgewalten machen insoweit durchaus einen Unterschied zwischen dem Wert, den ein gesetzlich anerkanntes Geld im Innern der darauf festgelegten Nation hat, und dem Wert, den es bloß vorstellig macht, ohne ihn wirklich zu haben und allgemeingültig, für alle Nationen verbindlich, zu verkörpern. Ein Wertobjekt, das Geldwert in diesem anspruchsvollen Sinn darstellt, deswegen unmittelbar gegen alle nationalen Wertzeichen auszutauschen ist und dadurch deren Austauschbarkeit untereinander garantiert: ein Wertding wie die Edelmetalle Gold oder Silber, denen noch bis in die Mitte des 20. Jahrhunderts der Rang der unmittelbar weltweit in letzter Instanz gültigen, den Wert aller nationalen Geldzeichen objektiv darstellenden Wert-‚Substanz‘ zukam, haben die Weltwirtschaftsmächte der neuesten Zeit jedoch für überflüssig befunden. Den Unterschied zwischen Wert als ökonomischer Sache und den Währungen, die ihn nur bezeichnen, behandeln sie ganz funktionalistisch als eine Frage ihrer Fähigkeit, die Werthaltigkeit ihrer gesetzlichen Zahlungsmittel im Sinne kapitalistisch wirksamer Zugriffsmacht auch jenseits des Geltungsbereichs ihrer Gesetze zu beglaubigen. Als voll hinreichende Antwort auf diese Frage werten sie den Besitz fremder Gelder, mit denen der Emittent einer nationalen Währung deren Austauschbarkeit gegen andere Währungen bei und nach Bedarf gewährleisten kann. Gold, das nach wie vor in den Tresoren etlicher Nationalbanken lagert, fungiert in diesem Sinn nurmehr neben den Devisenbeständen, die die staatlichen Währungshüter in Reserve halten – müssen –, als Teil des Staatsschatzes, der die prinzipielle Gleichartigkeit des eigenen gesetzlichen Zahlungsmittels mit allen anderen Währungen garantiert.2)


    So setzen die Staaten auch fürs internationale Geschäft die Gleichung in Kraft, die sie mit ihrer Hoheit im Landesinnern gültig machen: Geldzeichen, die ihrer ökonomischen Natur nach Kredit, also den erhofften kapitalistischen Erfolg einer nationalen Schuldenwirtschaft repräsentieren, sind Maß aller Eigentumswerte und Vergegenständlichung des abstrakten Reichtums der Nationen. Die in dieser gesetzlichen Gleichung enthaltene ökonomische Ungleichung – die im Innenleben der Nationen die Relativität des Kreditgelds als Maßstab der Preise und als Wertträger zur Folge hat, nämlich die Veränderung der darin vergegenständlichten Zugriffsmacht in Abhängigkeit vom nationalen Gesamterfolg einer auf Schulden aufgebauten Kapitalverwertung – macht sich international in der Weise geltend, dass die im Tausch einander gleichgesetzten Geldsummen gar nicht wirklich und schon gleich nicht bleibend und zuverlässig das gleiche Quantum ökonomischer Zugriffsmacht repräsentieren. Ein Devisenschatz ist international verwendbare Zahlungsfähigkeit, als solche aber ebenso wenig eine feste Größe wie die Summe nationalen Geldes, die ihm in der Bilanz der Notenbank gegenübersteht; er beglaubigt die Geldqualität dieser Währung, garantiert aber nicht die quantitativen Verhältnisse zwischen den tatsächlich getauschten Summen und auch nicht deren Gleichwertigkeit im Sinne gleicher kapitalistischer Zugriffsmacht. Dieses Verhältnis wird nach den Regeln des jeweils herrschenden Wechselkursregimes festgestellt und verändert.


    Das ist auch nur folgerichtig. Denn konvertibel machen moderne Staaten ihre nationalen Gelder nicht, um deren Gleichwertigkeit, sondern um ihre Gleichartigkeit als allgemeine Äquivalente verbindlich festzustellen und damit die Sicherheit herzustellen, die die kapitalistischen Geldhändler und Kreditschöpfer brauchen, wenn sie mit dem Austausch nationaler Kreditgelder das internationale kapitalistische Geschäft in Gang bringen. Am Gang dieser Geschäfte entscheidet sich immer neu, wie es um das Wertverhältnis der Geldzeichen bestellt ist, die das staatlich gewollte Kreditgeschäft der Nationen repräsentieren. Staaten, die die Wechselkurse ihrer Währung festlegen, setzen darauf, dass der internationale Geldhandel ihren Festsetzungen Recht gibt; Weltwirtschaftsmächte, die die Bewertung ihres Geldes in fremder Währung den kapitalistischen Geldhändlern überantworten, gehen von vornherein davon aus, dass das Kreditgewerbe ihren Zahlungsmitteln den ökonomisch richtigen, nämlich für die Nation nützlichen Außenwert beimisst. Auf jeden Fall soll die Geschäftswelt aus ihren ökonomischen Gründen wahr machen, was die Staaten mit der Konvertibilität ihres Kreditgelds bezwecken, nämlich die Geldnatur ihrer gesetzlichen Zahlungsmittel durch kapitalistisch erfolgreichen Gebrauch bestätigen und sie zum Geld der anderen Nationen in ein günstiges Verhältnis setzen.3)


    Mit der Herstellung der Konvertibilität ihrer Währungen gehen die Staaten also untereinander ein weit reichendes Vertrauens- und Verpflichtungsverhältnis ein: Sie legen sich selbst und einander darauf fest, der Privatmacht des Kapitals über Arbeit und Reichtum den Rang eines universellen Rechtsguts zuzuerkennen, das sie unabhängig von der Nationalität ihres Inhabers respektieren und durchsetzen. Diese Festlegung ist nicht bloß eine widerrufliche Selbstverpflichtung: Die Staaten geben einander auf ihre nationalen Zahlungsmittel Kredit in dem Sinn, dass sie die ihrer Partner als ebenso reale Wertträger anerkennen, wie sie das für ihre eigenen Geldzeichen gesetzlich dekretieren und ökonomisch beanspruchen. Den Geldbesitzern und Kreditschöpfern im eigenen wie im Ausland verschaffen sie damit die wirkliche Freiheit, mit ihrem Vermögen weltweit das zu treiben, was sie damit in ihrem Stammland tun; die wissen mit dieser Freiheit auch enorm viel anzufangen und danken es ihrer Obrigkeit mit einer Fülle neuer ökonomischer Potenzen und Notwendigkeiten, Machtmittel und Sachzwänge. Mit der Freisetzung des grenzüberschreitenden Geschäfts gehen die Staaten folglich wechselseitige – was alles andere bedeutet als: gleichgewichtige – Abhängigkeitsverhältnisse untereinander ein, aus denen eine komplette wirtschaftspolitische Agenda folgt: Indem sie ihre Währungen konvertibel machen, definieren sie sich als Garanten eines internationalen Kreditwesens, als Teilhaber am Wachstum des international aktiven Finanzkapitals und als Konkurrenten um die kapitalistische Qualität ihres nationalen Kredits und den Wert ihres nationalen Kreditgelds.4)


    Zusatz


    Das Verhältnis wechselseitiger Anerkennung und Verpflichtung zwischen den hoheitlichen Geldschöpfern, das das heutige internationale Geschäftsleben begründet, ist eine außerordentliche imperialistische Errungenschaft. Bis in die Mitte des vorigen Jahrhunderts haben die kapitalistischen Nationen einander Abrechnungen präsentiert und Bezahlung in einer handfesten Geldware abverlangt: in einem mit materiellem Aufwand produzierten, im Tausch gegen materielle Leistungen erworbenen Stoff – Gold oder Silber –, den alle handeltreibenden Nationen gewohnheitsmäßig als wirkliches, weltweit verbindliches allgemeines Äquivalent anerkannt haben. Staatlich definierte und verbürgte Geldzeichen zirkulierten – der Idee nach sogar im Inneren – als bloße Stellvertreter eines solchen stofflichen Schatzes; im internationalen Geschäftsverkehr verbuchte Guthaben waren Ansprüche auf in Gewichtseinheiten gemessene Mengen Edelmetall. Die ökonomische Vertrauensbasis zwischen den Nationen beschränkte sich beim Geld auf den Konsens über die materielle Gestalt, in der der Wert der nationalen Produkte getrennt von diesen selbst und verselbständigt gegen seine Entstehung aus dem kapitalistischen Arbeitsprozess dinglich vorliegen sollte: Die Verfügungsmacht, die die Gewaltmonopolisten dem Eigentum zusprechen, also das elementare gesellschaftliche Verhältnis zwischen ihren Bürgern, das sie dekretieren, legten sie alle in ein hoheitlich definiertes ‚Medium‘, das diese private Macht in quantitativen Portionen repräsentierte; und zur Materie, in der die Macht des Eigentums sich quasi von Natur aus darstellen würde, an der sie mit all ihrer Hoheit also gar nicht vorbeikämen, erklärten sie Gold oder auch Silber, die traditionellen allgemeinen Tauschmittel ihrer Gesellschaften. Der gemeinsame Kniefall der Souveräne vor der edelmetallischen Geldware stiftete zwischen ihnen das Vertrauen, das sie in die Wertzeichen, die die jeweils anderen Souveräne ihrer Nation als Zahlungsmittel vorschreiben, nicht setzen wollten.5)


    Das hat sich mit dem Ende des Zweiten Weltkriegs gründlich geändert. Als Siegermacht im Besitz der Goldvorräte so ziemlich der gesamten damaligen kapitalistischen Staatenwelt erklärten die USA ihr nationales Kreditgeld zum vollgültigen Ersatz für Edelmetall als internationales Zahlungs- und Wertaufbewahrungsmittel; über den Internationalen Währungsfonds waren die nationalen Währungen der anderen Länder, die an dem Bretton-Woods-System teilnahmen, in einem festen Wertverhältnis mit dem US-Dollar verbunden und fungierten insoweit als dessen Stellvertreter und indirekte Anweisung auf Amerikas Goldschatz. Die internationale Zahlungsfähigkeit der kapitalistischen Nationen war so allerdings immer noch durch die – praktisch zwar zunehmend überholte, prinzipiell aber noch aufrechterhaltene – Bindung der internationalen Liquidität der Nationen an Amerikas Gold begrenzt; in Widerspruch zu dem wachsenden Umfang des Weltgeschäfts, das sich auf der Basis entfaltete. Unhaltbar wurde die Fiktion einer indirekten Golddeckung der auf den Weltmärkten zirkulierenden Zahlungsmittel durch den exzessiven politischen Gebrauch, den die US-Regierung von ihrem Kreditgeld machte. Nicht zuletzt zur Finanzierung ihres Vietnamkriegs nutzte sie den Dollar für die Bezahlung der Defizite in ihrem Haushalt wie in der Außenbilanz der Nation ohne Rücksicht auf den ‚Goldstandard‘; nach einigem Streit vor allem zwischen Amerikas westeuropäischen Konkurrenten und der westlichen Führungsmacht wurde der Schein der Einlösbarkeit aller weltweit zirkulierenden Dollars in Gold und die Anbindung aller konkurrierenden Währungen in fester Proportion an diesen ‚Gold-Dollar‘ aufgegeben. Am Ende wurde das internationale Geschäftsleben endgültig vom Rückbezug auf Gold als das eigentliche Weltgeld und auf einen Goldschatz als Mittel zwischenstaatlicher Abrechnung und Reichtumsübertragung befreit, das Gold ‚demonetisiert‘, also aus seiner Funktion als Geldware erlöst, an deren Gewichtseinheiten alle Gelder ihr verbindliches Maß hätten. Die ursprünglich vereinbarte direkte oder indirekte Gold-Konvertibilität der Währungen wurde in das heutige System gegenseitiger Austauschbarkeit überführt. Die Vorstufe dazu war jedoch der imperialistische Ausnahmezustand, dass eine kapitalistische Weltmacht die edelmetallische Vertrauensbasis für den zwischenstaatlichen Geldverkehr praktisch monopolisiert hatte und die Gold-Konvertibilität ihres Kreditgelds dekretierte. Damit wurde zuerst ein nationales Kreditgeld als Weltgeld etabliert; und das so wirksam, dass nach Bezweiflung und Kündigung der Gold-Parität des US-Dollar nicht der primitive Goldstandard wiederhergestellt, sondern umgekehrt den Kreditgeldern aller Nationen die ‚Deckung‘ durch einen nationalen Gold- oder Silberschatz erspart wurde, die ohnehin nie mehr war als eine überhaupt nicht strapazierfähige Beglaubigung; ihre Inanspruchnahme wäre auf die Enteignung der für die Betreuung von Kapital und Lohnarbeit zuständigen Gewalt hinausgelaufen.


    2. Der internationale Handel mit Waren und Währungen


    a) Das Geschäft mit dem Währungstausch, die Herstellung der Wechselkurse und deren Bedeutung für die internationale Konkurrenz der Kapitale


    Bei den Unternehmen, die sich durch die Schranken des nationalen Marktes behindert finden und in aller Welt ein- und verkaufen wollen, entsteht mit den zwischenstaatlichen Vereinbarungen über einen grenzüberschreitenden Handel ein Geschäftsbedürfnis, dem das Bankgewerbe prompt Rechnung trägt: Es erledigt den Tausch der nationalen Gelder. Den Ex- und Importkaufleuten nimmt es die Bewältigung der Komplikation ab, dass deren Kapitalkreislauf erst mit einem Wechsel der nationalen Geldsorten losgeht bzw. fertig ist, und kassiert dafür: Mit einer wohlkalkulierten Differenz zwischen dem Ankaufs- und dem Verkaufspreis für ausländische Zahlungsmittel partizipieren die Geldhändler an den Erlösen, die die Außenhändler bei Kauf und Vermarktung fremder Ware im eigenen Land und beim Verkauf heimischer Ware im Ausland erzielen. Ihren Dienst am Kapitalkreislauf ex- und importierender Unternehmen verknüpfen die Banken mit ihrer gewöhnlichen Art der Geldversorgung der nationalen Wirtschaft, der Vorfinanzierung von Ein- und Verkäufen. Sie erweitern ihr Repertoire an kommerziellen Kreditgeschäften um Angebote, mit denen sie ihrer Kundschaft spezielle Schwierigkeiten und Risiken des Auslandsgeschäfts abnehmen, etwa indem sie auswärtigen Geschäftspartnern gegenüber nach den auswärts geltenden Regeln für die Kreditwürdigkeit ihrer Kunden bürgen und umgekehrt die Rechte ihrer inländischen Kunden gegenüber auswärtigen Geschäftspartnern wahrnehmen. Die Forderungen und Verbindlichkeiten, die sie übernehmen, wickeln die Geldinstitute mit ihren in- und ausländischen Partnern in der gewohnten Weise ab: Auch international ersetzen sie Zahlung durch die Verrechnung von Zahlungsversprechen, auf die sie sich wechselseitig Kredit einräumen, den sie durch Liquidität in der jeweils verlangten Währung rechtfertigen. Auf die Art bewegen die Banken ständig Reichtum in seiner marktwirtschaftlich definitiv gültigen Form, in Gestalt konvertibler Gelder, zwischen den Nationen. Ihre entsprechenden Transaktionen summieren sich zu Gesamtnachfrage- und -angebotsverhältnissen zwischen den verschiedenen Währungen, in denen sich der Zu- und Abfluss geldförmigen Reichtums aus der einen in die andere Nation darstellt. Dabei agieren die Geldhändler bereits nicht mehr bloß als Dienstleister am Geschäft der Warenex- und -importeure, sondern als Urheber einer eigenen Geschäftssphäre: Sie machen die nationalen Kreditgelder zur Ware; und mit ihrem professionellen Bemühen, billig einzukaufen und teuer zu verkaufen, setzen sie marktwirtschaftliche Bestimmungsgründe für die Preise auf ihrem Markt, d.h. für das quantitative Verhältnis, in dem die angebotenen und nachgefragten Währungen mit ihren unterschiedlich definierten Einheiten einander gleich gelten sollen. Soweit ein Staat dieses Geschäft zulässt und seine Notenbank einen festen Wechselkurs garantieren lässt, setzen die Geldhändler mit ihrer Konkurrenz die offizielle Vorgabe ins Recht oder dadurch unter Druck, dass sie der Notenbank bei Überangebot ihres Geldes Devisen abnehmen, bei Überangebot fremder Valuta eigenes Geld zu einem geschäftlich nicht mehr gerechtfertigten Billigpreis abkaufen, bis die hoheitlichen Geldhüter sich zu einer Korrektur bereitfinden. Im Fall freier Wechselkurse stellen die Banken mit ihren die Währungsgrenzen überschreitenden Geldbewegungen die Preise für ihre Waren: die Bewertung der Währungen in jeweils anderer Währung, beständig neu her.


    Diese Leistung der Konkurrenz der Geldhändler auf dem Währungsmarkt spiegelt einerseits bloß die Überschüsse respektive Defizite wider, die die Ex- und Importunternehmen im Außenhandel der Nationen erwirtschaften. Die Wechselkurse repräsentieren insoweit die Stärke bzw. Schwäche der Gesamtheit der Unternehmen einer Nation in der Konkurrenz um Gelderlöse auf dem Weltmarkt. Damit fügt das Geschäft mit dem Währungstausch jedoch andererseits dem Transfer geldförmigen Reichtums aus der einen und in eine andere Nation bereits einen wesentlichen Effekt hinzu: Die fortwährend revidierte vergleichende Bewertung der Einheiten des Geldes, in dem der Reichtum einer ganzen Nation beziffert und gültig ausgedrückt ist, stärkt bzw. schwächt die Finanzkraft der Geldbesitzer des einen im Vergleich zu denen des anderen Landes. Unmittelbar geltend macht sich das als Modifikation des internationalen Preisvergleichs, mit entgegengesetzten Folgen für Importeure und Exporteure. Den Exportfirmen wird fortlaufend praktisch Bescheid erteilt, was ihr Erlös in fremder Währung nach Umtausch in die eigene, also im Verhältnis zum getätigten Vorschuss tatsächlich wert ist – tendenziell weniger bei steigendem Außenwert des heimischen Geldes; umgekehrt umgekehrt. Importfirmen erhalten ebenso fortlaufend Bescheid über die Höhe des Vorschusses in heimischer Währung, den sie für den Einkauf ausländischer Ware leisten müssen – weniger bei verbessertem Wechselkurs und vice versa. So werden die Außenhändler vom Geldhandelsgewerbe mit der von ihm produzierten Rückwirkung des Konkurrenzvergleichs der gesamten Außenhandelswirtschaft der Nationen auf ihre betriebswirtschaftlichen Kalkulationen konfrontiert – und sogleich mit einem Angebot zur Abmilderung negativer Folgen des Gesamtergebnisses für das individuelle Betriebsergebnis versorgt. Die Branche übernimmt, gegen Geld, die von ihr geschaffenen Geschäftsrisiken aufgrund veränderter Wechselkurse, indem sie für zukünftige Zahlungen einen aktuell vereinbarten Austauschkurs anbietet: Sie wickelt den Zahlungsverkehr der Außenhändler in Form von Terminkontrakten ab.6)


    Alle derartigen Versicherungsangebote ändern freilich nichts daran, dass anhaltende nationale Konkurrenzerfolge auf den Weltmärkten, die von den Banken zu dauerhaften Verschiebungen bei den Wechselkursen verarbeitet werden, die Konkurrenzbedingungen zwischen den Nationen modifizieren; und zwar in dem Sinn, dass der Zugriff auf die Warenangebote der restlichen Welt für die Firmen konkurrenzstarker Länder billiger, für solche aus konkurrenzschwachen Ländern teurer wird. Interessierte Fachleute einer funktionierenden Weltmarktwirtschaft leiten daraus gerne einen selbsttätigen Ausgleichsmechanismus ab: Exporteure aus schwachen Ländern könnten mit ihren ohne ihr Zutun verbilligten Waren Marktanteile erobern; verteuerte Importe würden deren Volumen verringern und inländischen Anbietern größeren Absatz verschaffen; umgekehrt umgekehrt; so kämen die Konkurrenzverhältnisse automatisch wieder ins Lot. In der Wirklichkeit ist von einer derartigen ‚Selbstregulation der Märkte‘ freilich wenig zu merken; und das ist sehr folgerichtig. Denn wenn sich die relative Unrentabilität einer gesamten nationalen Warenproduktion in einer Minderbewertung ihrer Währung niederschlägt, dann macht dieses Ergebnis seinen Grund nicht ungeschehen, hebt die Konkurrenzschwäche nicht auf und schon gar nicht deren Ursachen, belastet vielmehr zusätzlich die Bilanzen aller Firmen, die auf Lieferungen aus dem Ausland angewiesen sind; allenfalls gestattet eine Abwertung den überdurchschnittlich rentablen Firmen ein besseres Weltgeschäft – so wie umgekehrt die Aufwertung einer Währung aufgrund allgemeiner Konkurrenzerfolge einer Nation allenfalls für unterdurchschnittlich rentable Produzenten den Sachzwang mit sich bringt, zum Rentabilitätsniveau der am Weltmarkt erfolgreichen Unternehmen aufzuschließen oder ihr Geschäft im eigenen Land aufzugeben.7) Dem nationalen Bankgewerbe nutzt es auf jeden Fall unmittelbar, wenn die in der Einheit des von ihm geschaffenen Kreditgelds repräsentierte ökonomische Zugriffsmacht relativ steigt, ohne dass es dafür selber etwas Besonderes geleistet haben müsste.


    b) Die Außenhandelsbilanz: Von der Abrechnung über den Reichtumstransfer zwischen den Nationen zur Konkurrenz der Staaten um die kapitalistische Leistungsfähigkeit ihres Landes


    Die kapitalistischen Unternehmen der Nation sollen in aller Welt billig einkaufen, nicht zuletzt Bedarfsartikel, die für den Wirtschaftskreislauf nötig, im Inland aber nicht oder nur besonders kostspielig zu haben sind; und sie sollen mit überlegener Konkurrenzmacht auswärtige Märkte erobern, so das inländische Wachstum steigern und durch den Zufluss abstrakten Reichtums aus dem Ausland die Masse verfügbaren Geldkapitals, dadurch die im Land akkumulierte Macht zur Kreditschöpfung und damit auch die Finanzkraft der Staatsgewalt mehren: Das gehört zur ökonomischen Staatsräson. Damit das Finanzgewerbe seine dafür nötigen und nützlichen Leistungen erbringt, schaffen die Staaten die Voraussetzungen für dessen Geschäft und Geschäftserfolg. Sie vereinbaren miteinander einen grenzüberschreitenden Rechtsschutz für kaufmännische Aktivitäten, erlassen Regeln für den Zahlungsverkehr zwischen den unterschiedlichen nationalen Zahlungssystemen, bieten Versicherungen oder leisten Bürgschaften für die ordnungsgemäße Bezahlung von Exporten, erteilen an auswärtige Finanzunternehmen Lizenzen für eine Geschäftstätigkeit im eigenen Land usw. Außerdem betreuen ihre Notenbanken das Geschäft der Währungshändler gemäß den Vorgaben des jeweiligen nationalen Wechselkursregimes.


    Diese Regelungen befähigen das Bankgewerbe zu seinen Währungsgeschäften; deren Wirkungen sind ihrerseits Gegenstand staatlicher Sorge und staatlichen Eingreifens. So entnehmen die staatlichen Geldhüter der Konkurrenz der Geldhändler, die die grenzüberschreitenden Zahlungen für Ex- und Importe zum ersten marktwirtschaftlichen Bestimmungsgrund der Tauschverhältnisse zwischen den Währungen machen, als Erstes die Notwendigkeit, im Interesse berechenbarer Preisverhältnisse ‚erratische Kursbewegungen‘ zu ‚glätten‘, also das Maß an Zuverlässigkeit herzustellen, das ‚die Märkte‘ brauchen, aber keineswegs von selbst bewirken. Dabei müssen sie allerdings gut unterscheiden: ‚Fundamentale‘, ökonomisch wohlbegründete Verschiebungen im Außenwert ihrer Währung dürfen sie nicht außer Kraft setzen wollen, denen müssen sie gegebenenfalls mit Auf- bzw. Abwertungsbeschlüssen Rechnung tragen.8) Solche Verschiebungen liegen dann vor, wenn die Zuständigen im Zu- und Abfluss von Geld in ihre Nation herein und aus ihr hinaus und in dem entsprechenden Druck auf die Wechselkurse die Folgen des Weltmarkterfolgs bzw. -misserfolgs ihrer nationalen Ökonomie erkennen, was natürlich gar nicht so einfach einzuschätzen ist. Wenn ein negatives Urteil unabweisbar ist, dann ziehen verantwortliche Politiker daraus einen kritischen Schluss auf die durchschnittliche Konkurrenztüchtigkeit der nationalen Warenproduktion, auf Schwächen ihrer Exportindustrie ebenso wie aller anderen einheimischen Unternehmen, die auf dem Heimatmarkt Anteile an ausländische Exporteure verlieren. Sie begreifen die Außenhandelsbilanz und die Wechselkursbewegung, die das Geldhandelsgewerbe ihnen präsentiert, als Abrechnung über den Stand ihrer gesamten Nationalökonomie in der Konkurrenz um das Geld, das es im Welthandel zu verdienen gibt, und nehmen diese Abrechnung als Herausforderung, sich mit administrativen Eingriffen, Fördermaßnahmen, öffentlichen Krediten usw. als Akteur in den Konkurrenzkampf der nationalen Unternehmen einzuschalten. Sie stellen sich die Aufgabe, die tendenzielle Gesamtniederlage ihrer Nation im Konkurrenzkampf der Kapitalstandorte zu korrigieren; mit schwindenden Mitteln. Denn um die Finanzkraft der Staatsgewalt ist es, streng nach der Logik marktwirtschaftlicher Konkurrenz, umso schlechter bestellt, je nötiger die eine ökonomische Trendwende braucht. Die Verwalter einer erfolgreichen Nation agieren selbstverständlich ebenso als politische Generalunternehmer ihres Standorts, als verantwortliche Instanz, die auf die nationale Bilanz der privaten Auslandsgeschäfte die passende Antwort zu finden hat. Für sie heißt das Gebot, Erfolge zu sichern und auszubauen; ein Programm, für dessen Verwirklichung das Plus an Masse und relativer Zugriffsmacht des Geldkapitals der Nation und damit auch der Potenz des staatlichen Haushalts die Mittel bietet.


    Mit chronischen Defiziten und Verlusten der Konkurrenzverlierer ist freilich auch der Erfolg der notorischen Gewinner nicht zu sichern. Deren überlegene Konkurrenzmacht, vom Geldhandel mit einer wachsenden Masse und Potenz ihres Kreditgelds quittiert, untergräbt die Zahlungsfähigkeit der unterlegenen Partner und macht so die Voraussetzung für ihre Exporterfolge kaputt. Man versteht, warum die Ideologen der globalen Marktwirtschaft auf das Ideal eines allgemeinen außenwirtschaftlichen Gleichgewichts verfallen sind und so gerne an eine automatische Selbstregulierung der Märkte in diesem Sinne glauben. Tatsächlich denkt natürlich kein Wirtschaftspolitiker einer im Welthandel erfolgreichen Nation im Ernst daran, einen Konkurrenzvorteil preiszugeben und einen internationalen Nachteilsausgleich herbeizuführen; mit so etwas rechnet auch kein Kollege in einem schlechter gestellten Land. Stattdessen wachsen mit den ungleichen Ergebnissen auf der einen Seite die Fähigkeit, auf der anderen Seite der Bedarf, also auf allen Seiten das Interesse von Geschäftsleuten wie Politikern, grenzüberschreitend, also mit ausländischem Geld bzw. mit dem Zugriff auf fremde Ressourcen all die Künste finanzwirtschaftlicher Geldvermehrung zu praktizieren, mit denen das Kreditgewerbe im nationalen Rahmen Verwertung und Akkumulation von Kapital finanziert, sich selbst bereichert und der Staatsmacht Zugriff auf abstrakten Reichtum verschafft.


    3. Welthandel mit Geldkapital


    a) Kredit als internationale Handelsware und der globale Finanzmarkt


    Der Dienst am grenzüberschreitenden Warenhandel und die Herstellung von Angebots- und Nachfrageverhältnissen zwischen den nationalen Geldern: das ist fürs Finanzgewerbe nur der Auftakt zur Internationalisierung seiner gesamten Geschäftstätigkeit. Es dehnt alle seine Geschäftspraktiken und -modelle auf sämtliche Länder aus, die von ihrer Herrschaft dem Recht des Privateigentums und dem Regime des konvertiblen Geldes unterstellt worden sind.


    – Die Kreditinstitute einer Nation schaffen und vergeben Kredit für Unternehmungen aller Art auch jenseits der nationalen Grenzen. Den Firmen an ihrem Heimatstandort verschaffen sie mit der Finanzierung von Investitionen Zugriff auf Arbeitskräfte, Ressourcen und Märkte, wo immer denen ausnutzbare Geschäftsgelegenheiten und vorteilhafte Ausbeutungsbedingungen geboten werden; den kapitalistischen Geschäftsgang in fremden Ländern nutzen sie mit der Vergabe von Krediten dorthin, dem Kauf ausländischer Anleihen usw. zur eigenen wie zur Bereicherung einheimischer Geldanleger. Mit dem Export von Kapital verhilft das Kreditgewerbe den Ländern der Welt zu einem neuen politökonomischen Status: Aus Volkswirtschaften, die am Welthandel teilnehmen, werden Anlagesphären für weltweit aktives Finanzkapital.


    – Die Kreditinstitute kapitalistischer Länder nehmen zugleich Geld aus aller Herren Ländern entgegen, verkaufen eigene und Wertpapiere ihrer Firmenkundschaft weltweit, schaffen aktiv Finanzmittel aus dem Ausland herbei. Den einheimischen Gewerben besorgen sie so Kapitalmacht, die Quelle gesteigerter Produktivkraft, auch über eventuelle Schranken der eigenen Fähigkeit oder Bereitschaft zur Kreditschöpfung und -vergabe hinaus. Sich selbst verschafft ein nationales Kreditgewerbe mit Depositen und Krediten aus dem Ausland zusätzliche Potenz, an der Bewirtschaftung seiner Heimat und der Welt überhaupt mitzuwirken und zu verdienen. Mit dem Import von Kapital macht es so aus den vielen lokalen Kapitalstandorten einen einzigen großen Kreditgenerator: aus der Welt eine Quelle von Finanzmacht.


    – Ihr grenzüberschreitendes Kreditgeschäft betreiben die Geldinstitute in beiden Richtungen: Import und Export von Geldkapital, den Verkauf eigener und den Ankauf ausländischer Wertpapiere beständig nebeneinander. In dem Maß, wie ihnen das gelingt, die Banken ein und derselben Nation die Welt mit Kredit versorgen und sich Zugriff auf die Geldvermögen der Welt verschaffen, machen sie aus ihrem nationalen Standort – und aus ihrem lokalen Standort innerhalb ihrer Nation – die ganz Kapitalismus-eigene zivilisatorische Errungenschaft eines internationalen Finanzplatzes. Diese Plätze repräsentieren – buchstäblich, nämlich mit all dem architektonischen Luxus, den die Hochkultur des 21. Jahrhunderts zu bieten hat – den globalen Finanzmarkt. Auf dem ist der Zirkel des finanzkapitalistischen Geschäfts im Weltmaßstab vollendet: Dort wird der Kredit geschöpft, den das Kapital in aller Welt als Vorschuss braucht, und dort wird er durch seine aus aller Welt einlaufende Bedienung als sich verwertendes Geldkapital gerechtfertigt. Oder auch nicht; aber das ändert nichts daran, bestätigt vielmehr, dass die Bereitstellung von Kredit und der Rückfluss verwerteten Kapitals am Weltfinanzmarkt aufeinandertreffen und eins das andere im globalen Maßstab begründet. Die ununterbrochen betätigte Lebenslüge des Finanzkapitals ist der Normalfall des weltweiten kapitalistischen Geschäftslebens.


    Mit der Schaffung des Weltfinanzmarkts potenziert das Kreditgewerbe seine Macht zur Kreditschöpfung. Es befähigt und nötigt seine kommerzielle Kundschaft zum Konkurrenzkampf über alle nationalen Grenzen hinweg und unter Einsatz jeder irgendwie Gewinn versprechenden Investitionssumme; mit den entsprechenden Folgen für den Planeten und seine Bewohner. Und es setzt neue Bedingungen für die kapitalistische Geschäftstätigkeit: Bedingungen, die sich – wie schon die Konsequenzen der Betreuung des weltweiten Warenhandels durchs Geldgewerbe – an den nationalen Währungen geltend machen; jetzt aber nicht mehr einfach im quantitativen Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage und den dadurch bestimmten Wechselkursen, sondern als eigentümliche Qualität: als unterschiedliche Tauglichkeit fürs finanzkapitalistische Geschäft.


    – Schon im bilateralen Kapitalexport kommt es nicht bloß darauf an, dass ein paar Banken, Firmen oder private Geldanleger Geld für Investitionen im Ausland übrig haben. Entscheidend ist, ob die Kapitalakkumulation im nationalen Maßstab, zusammengefasst in der Macht des nationalen Bankgewerbes zur Kreditschöpfung, die Mittel hergibt, um ohne Abstriche am nationalen Geschäftsleben neue Geschäftsfelder im Ausland zu eröffnen oder zu erobern, also über die Bedürfnisse und Chancen heimischer Kapitalverwertung hinaus in ansehnlichem Umfang zu investieren. Dann nehmen nicht bloß Kapitalisten dieser Nation Arbeit und Reichtum anderswo für ihren privaten Geschäftserfolg in Dienst; ihr Auslandsgeschäft insgesamt dient der ökonomischen Rechtfertigung des im Land geschaffenen Kredits: Was die heimische Finanzwirtschaft an künftiger Reichtumsvermehrung vorwegnimmt, wird auch durch die Kapitalakkumulation eingelöst, die sie im Ausland in Gang bringt. Für das Kreditgeld dieses Landes ist das eine Bestätigung, die durch den Saldo aus Nachfrage nach fremder Währung für Investitionen ‚vor Ort‘ und der Nachfrage nach eigener Währung für fällige Kreditbedienung und allfällige Gewinnüberweisungen nicht erfasst wird: Solches Geld repräsentiert den internationalen Erfolg der spekulativen Kreditschöpfung in dem Land, in dem es als gesetzliches Zahlungsmittel gilt; es steht für das Kapitalwachstum auch in anderen Ländern, das mit seiner Schöpfung finanziert worden ist. Das negative Gegenstück ist ein – deswegen auch gar nicht so, sondern eher als ‚Kapitalflucht‘ titulierter – ‚Kapitalexport‘ aus Mangel an Gelegenheiten zur Kapitalakkumulation im eigenen Land, ein Transfer nicht von machtvoll in die Welt gesetztem Kredit, sondern von realisiertem Geldvermögen in ein anderes Land, um dort statt daheim am Geschäftsleben teilzuhaben, und in ein fremdes Geld, um darin seinen Wert zu erhalten und zu vermehren. Solche Grenzübertritte von geldförmigem nationalem Reichtum sind ein Armutszeugnis für das heimische Finanzgewerbe: Die Geldinstitute mögen sich zwar an derartiger ‚Fluchthilfe‘ bereichern; der Effekt ist aber insgesamt eine Schmälerung der Basis für nationale Kreditschöpfung, eine weitere Einbuße beim Vorschuss fürs nationale Geschäft, der ohnehin schon nicht für Wachstum sorgt. Eben dieses Minus wird repräsentiert durch das Geld eines solchen Landes.


    – Nicht anders verhält es sich beim bilateralen Kapitalimport. Im positiven Fall fließt Geld von auswärts in ein Land, als Depositum, Kredit oder – das vor allem – als Investition, um an einem Kapitalwachstum teilzuhaben, das auch ohne solchen Zufluss schon stark oder solide ist und auf jeden Fall mit zusätzlichem Geld an Solidität und Stärke noch hinzugewinnt. Der Import von Finanzmitteln trägt da zur Macht des nationalen Finanzgewerbes bei, die ganze Welt zu bewirtschaften. Das nationale Kreditgeld spiegelt in dem Fall nicht bloß die quantitativ gesteigerte Nachfrage danach wider, sondern repräsentiert die wachsende Macht des nationalen Kredits. Der entgegengesetzte Effekt tritt ein, wenn Banken oder Firmen Kredit im Ausland aufnehmen, weil das heimische Finanzwesen die nötigen Mittel für Wachstum im nationalen Maßstab mangels gelaufener und laufender Akkumulation nicht hergibt. Dann kann die Nation mit geliehenen ausländischen Finanzmitteln zwar weiter kapitalistisch wirtschaften; und dass sie darüber ein autonomes Wachstum hinkriegt, ist noch nicht einmal ausgeschlossen. Der Kredit jedoch, den die Nation kraft eigener Kapitalverwertung zustande bringt, schafft das benötigte Wachstum, fürs Erste jedenfalls, nicht; auf jeden Fall bedient das, was in nationalem Maßstab an Überschuss entsteht, zuerst und bis auf Weiteres den Kapitalimport, der deswegen auch eher ‚Verschuldung‘ heißt. Das Geld einer solchen Nation repräsentiert das Ungenügen der nationalen Kreditschöpfung: mindestens tendenzielle Entwertung des Kapitals im nationalen Maßstab statt Akkumulation.


    – Der internationale Finanzmarkt steigert die Leistungsfähigkeit des Bankkapitals, verleiht dessen positiv wie negativ diskriminierenden Leistungen eine deutlich größere Wucht, verschärft und verfestigt dementsprechend die allfälligen Wirkungen auf den Kredit und das Kreditgeld der nationalen Geschäftswelten. Das Finanzgewerbe der Länder, in denen die Kapitalakkumulation jede Menge Kreditschöpfung rechtfertigt und die Kreditschöpfung eine Kapitalakkumulation auf höchster Stufe und höchstem Konkurrenzniveau finanziert, betätigt sich als Macher dieses Marktes. Es kreditiert die Kapitalakkumulation nicht bloß bilateral an anderen Standorten, sondern universell, nimmt die ganze Welt für die Verwandlung seiner Vorschüsse in akkumulierendes Kapital in Anspruch; was weltweit verdient wird, findet auch wieder zielsicher seinen Weg zu solchen herausragenden Finanzplätzen. Für sein Weltgeschäft benutzt das Gewerbe ganz selbstverständlich die Währungen, die sich ausweislich seiner eigenen Potenz so prächtig als Vorschuss bewähren, und verschafft ihnen damit eine eigene exklusive Qualität: den Rang eines Weltgeldes. So ein Geld fungiert als allgemeines Äquivalent im globalen Finanzgeschäft, repräsentiert folglich nicht bloß den Kredit der Nation, in dem es als gesetzliches Zahlungsmittel umläuft, sondern die kapitalistische Produktivkraft des Kredits, den die ganze Welt als Vorschuss benutzt und zu Geldkapital macht. Es löst insofern tatsächlich, nämlich aus ökonomischen Gründen ein, was die Staaten versprechen, wenn sie ihr Geld für konvertibel erklären: Es ist der Wert, auf den alle Welt scharf ist. Die Banken der anderen Länder sind für ihre Fähigkeit zu wirksamer Kreditschöpfung auf die Teilhabe am Weltfinanzmarkt angewiesen, der im Wesentlichen an auswärtigen Finanzplätzen zu Hause ist; ihr Stammland benutzen und reproduzieren sie als mehr untergeordneten denn als bestimmenden Teil des globalen Finanzgeschäfts. Das Kreditgeld, das sie selber unter der Regie und Kontrolle ihrer nationalen Notenbank schöpfen und als Kapitalvorschuss verwenden und zirkulieren lassen, taugt allenfalls zur Bewirtschaftung der eigenen Nation; dabei gilt es ihnen selber, und auswärtigen Geschäftspartnern sowieso, nur als lokales Durchgangsstadium in einem Geldkapitalkreislauf, der im Weltfinanzmarkt und in den dort verwendeten Weltwährungen seinen Ausgangs-, End- und erneuten Ausgangspunkt hat. ‚Vor Ort‘ mag es weiter als alleiniges Zahlungsmittel gelten; für die Ausbeutung der nationalen Arbeit wird es auch allemal gute Dienste tun, gerade weil es nicht viel und tendenziell immer weniger wert ist. Fürs Finanzkapital stellt es bestenfalls ein staatliches Geldversprechen dar und keinesfalls dessen Einlösung – so wie die maßgeblichen Weltgelder, die deswegen auch als Bezugsgröße für die Bewertung aller übrigen nationalen Zahlungsmittel fungieren.9)


    Mit der Lizenz, sein Kreditgeschäft im Weltmaßstab über alle Grenzen hinweg zu betreiben, und angetrieben durch seinen unendlichen Wachstumsbedarf, erwirtschaftet sich das Finanzkapital den Rang einer Instanz, die praktisch über den kapitalistischen Reichtum der Welt verfügt. Es macht die Kapitalakkumulation in allen Ländern, die sich mit konvertiblem Geld am Weltgeschäft beteiligen, zu seiner Verfügungsmasse: zur Quelle seiner Macht, Kredit zu schöpfen und ihn nach seinem spekulativen Ermessen über den Globus zu verteilen; die nationalen Ökonomien nimmt es für die Rechtfertigung seiner Kreditschöpfung in Anspruch. In diesem Sinn widmet sich das Gewerbe jedem Geldbedürfnis, dem eigenen wie dem der restlichen Geschäftswelt und dem der staatlichen Gewalten dazu; es prüft und bewertet die Nationen nach ihrer anhand vergangener und zu erwartender Leistungen eingeschätzten Tauglichkeit als Brutstätten kapitalistischer Akkumulation und sortiert sie dementsprechend auseinander. Grundsätzlich in zwei Hauptkategorien: Ganz zu Hause ist es da, wo eine Nation sich in großem Umfang und Stil gleichermaßen als Kreditquelle wie als Anlagesphäre bewährt und folglich der Finanzmarkt die ‚Tiefe‘ aufweist, die eine moderne Finanzindustrie braucht. Die macht das Geld dieser Länder zu ihrem Wertzeichen, die dafür zuständigen Staaten zu Weltgeldmächten. Von denen aus, mit dem dort fabrizierten Kredit und Geld, bewirtschaftet sie die Länder der anderen Hauptkategorie, baut sie auf und beutet sie aus je nach dem, was dort jeweils geboten ist. Die politökonomische Statuszuweisung, die die Nationen dadurch erfahren, führt bei den zuständigen Machthabern nicht zu einer Zurücknahme der Lizenz, die sie dem Bankgewerbe ausgestellt haben, sondern zu einem permanenten Konkurrenzkampf: bei den einen um Interesse und Zuspruch des Finanzkapitals, damit die Nation einen der besseren Plätze in der nach unten offenen Hierarchie der Kapitalstandorte erringt. Die wenigen anderen streiten sich auf ihre Art um den Rang der maßgeblichen Weltfinanzmacht und den Vorrang des nationalen Geldes als Währung des globalen Kreditgeschäfts.


    b) Die Konkurrenz der Staaten um die Kreditwürdigkeit ihrer Nation und die Anerkennung ihres Geldes


    Die wirkliche Austauschbarkeit des nationalen Zahlungsmittels, seine Anerkennung als reguläres Geld, muss durch einen staatlichen Devisenschatz garantiert sein. Das macht es für die Wirtschaftspolitiker aller Nationen notwendig, dass ihr Land am Ausland Geld verdient. Die vielen Länder, die im grenzüberschreitenden Handel permanent Geld an andere Nationen verlieren, haben also ein Problem, das jedoch dank der Leistungen des internationalen Finanzgewerbes zu lösen ist: Mit Kredit, mit grenzüberschreitendem und am Ende weltweitem Handel mit Geldkapital als Ware helfen die Geldinstitute solchen Ländern über Zahlungsschwierigkeiten aufgrund negativer Handelsbilanzen hinweg – nur so kann es überhaupt so weit kommen, dass ein Land dauerhaft solche Defizite verbucht. Auf der anderen Seite muss es nicht dabei bleiben, dass sich in erfolgreichen Welthandelsnationen ein Devisenschatz ansammelt, der umso mehr wächst, je weniger er für die Bezahlung von Importen gebraucht wird, und für die Beglaubigung der nationalen Zahlungsfähigkeit umso weniger gebraucht wird, je mehr er mit den Exportüberschüssen wächst: Mit den auswärts verdienten Devisen, in der Folge davon auch mit dem dadurch ‚gedeckten‘ heimischen Geld betreiben die Finanzhäuser, die Zugriff darauf haben, ihr grenzüberschreitendes Kreditgeschäft. Für die ist gerade die Ungleichheit der nationalen Außenhandelsbilanzen, die Akkumulation von Überschüssen bei den einen und von Defiziten bei den anderen Staaten, ein Segen: Sie gewinnen Zugang zu jeder Menge weltweit verwendbaren Geldes, sie treffen auf zahlreiche Länder mit einem dringlichen Bedarf an ausländischem Geld, und mit dieser prächtigen Geschäftsbedingung entwickeln sie die Macht, mit ihrem Kredit ganz nach ihren eigenen ökonomischen Kriterien den Nationen deren kapitalistisches Lebensmittel zuzuteilen.


    Die Regierungen der einen wie der anderen Staaten stellt das Finanzkapital damit vor rechtliche und ökonomische Herausforderungen und Aufgaben, die über die Regelung der grenzüberschreitenden Waren- und Geldströme und über die Sorge um einen Devisenschatz zur Sicherung der internationalen Zahlungsfähigkeit des Landes entscheidend hinausgehen. An den staatlichen Bemühungen, diesen Herausforderungen gerecht zu werden, scheiden sich die Nationen weit gründlicher als aufgrund der Wirkungen der Handelsbilanz auf ihr Geld.


    – Die eigentumsrechtliche Betreuung, die die kapitalistische Schuldenwirtschaft unbedingt braucht, wird zur Affäre zwischen den souveränen Höchsten Gewalten. Mit dem Transfer von Geldkapital über nationale Grenzen hinweg haben Rechtssubjekte des einen Staates Eigentumsrechte gegen diejenigen eines anderen, also gegen den Staat, der deren Rechtsstatus definiert und hütet. Mit der Anerkennung solcher Anrechte konzediert die zuständige Staatsgewalt nicht bloß dem ausländischen Privatsubjekt Respekt vor seinem Eigentum und seine Subsumtion unter die von ihr durchgesetzte Rechtsordnung. Im Eigentum des fremden Bürgers erkennt sie zugleich dessen Zugehörigkeit zu einem fremden Souverän an und insoweit die Zuständigkeit einer auswärtigen Rechtsinstanz für Personen und Kapital, die im eigenen Land und gemäß dessen Vorschriften ökonomisch aktiv sind. Umgekehrt konzediert die auswärtige Herrschaft die Unterwerfung ihrer Bürger und eines von ihr garantierten Eigentums unter eine andere Hoheit. Die vertraglichen Abmachungen, die dafür nötig sind, zeugen davon, dass mit dem Ex- und Import von Kapital Eigentumsrechte zwischen Staaten entstehen: ‚Auslandsvermögen‘, für dessen Respektierung und ordnungsgemäße Verwendung die eine Staatsgewalt der anderen gegenüber haftet. Da erwerben sich eben nicht bloß Privatleute eine Profitquelle, sondern Staaten eine gewisse Zuständigkeit für den Gebrauch eines Stücks nationalen Reichtums im anderen Land; umgekehrt stimmt ein Staat mit dem Import von Kapital dem Gebrauch fremder ökonomischer Kommandogewalt in seinem Land und insoweit einer gewissen Relativierung seiner alleinigen Hoheit über den ökonomischen Lebensprozess seiner Gesellschaft zu.10)


    Wenn der eine Staat den Gebrauch materieller Ressourcen einschließlich der Arbeitskraft seines Landes durch auswärtiges Kapital zum Zwecke auswärtiger Bereicherung duldet, der andere den Gebrauch heimischen Kapitals für Kapitalverwertung und -akkumulation außerhalb seines Zugriffsbereichs konzediert, dann berührt das nicht nur die Souveränität der Höchsten Gewalten; dann betrifft sie das als ökonomische Subjekte.


    – Ganz unmittelbar schlagen sich Im- und Export von Kapital in der Zahlungsbilanz der Staaten nieder, machen sich in deren Devisenschatz bemerkbar und begründen neue Haftungspflichten. Beim Kapitalexport werden unter Umständen die staatlichen Devisenbestände in Anspruch genommen; mit tendenziell ruinösen Konsequenzen, wenn es sich um Kapitalflucht handelt. Im positiven Fall, wenn also die nationale Geschäftswelt im Ausland Gewinne erwirtschaftet, die sie in ihrer heimischen Bilanz verbucht und bedarfsweise in heimische Währung transferiert, kommt das dem Kreditgeld des Staates, nämlich seiner Geltung als internationales Zahlungsmittel zugute; auch dann, wenn sich in der Zahlungsbilanz ein Defizit auftut. Kapitalimport kommt auf jeden Fall dem Devisenbestand zugute, mit dem der Staat bei Bedarf für die Konvertibilität seines Kreditgelds einstehen muss. Dass damit auch die potentiellen Ansprüche an diesen Schatz wachsen, ist ein Preis, der allerdings nur da ins Gewicht fällt, wo ein Staat auf ausländischen Kredit angewiesen ist, um international liquide zu bleiben; da wächst mit dem Segen der geliehenen Zahlungsfähigkeit womöglich die Not, sich weiter in auswärtigem Geld verschulden zu müssen.


    – Das Interesse an Kapitalex- und -import zieht ein Problem für den Staat als verantwortlichen Verwalter eines nationalen Budgets nach sich: Weder verzichtet der eine Fiskus ohne Weiteres auf seinen Anteil an den Gewinnen, die das Geldkapital seiner steuerpflichtigen Bürger im Ausland erzielt, noch der andere auf die ortsüblichen Abgaben, mit denen er die ökonomischen Aktivitäten in seinem Land belastet. Weil das grenzüberschreitende Investieren aber von beiden Seiten gewollt wird, soll es auch nicht durch doppelte Besteuerung beschränkt oder gar zum Erliegen gebracht werden. Deswegen muss eine Regelung her, die dann doch Verzicht beinhaltet – auf wessen Seite der hauptsächlich anfällt, das folgt in ganz vielen Fällen aus dem Kräfteverhältnis zwischen den Nationen mit notorischem Devisenbedarf und solchen mit unbestrittener weltweiter Zahlungsfähigkeit.


    – Für den Haushalt, mit dem sie ihr Land regieren, nutzen die Regierungen aller Staaten ganz direkt die Leistungen des Finanzgewerbes, denen sie über ihre Landesgrenzen hinweg freie Bahn verschaffen. Sie nehmen auch im Ausland Kredite auf bzw. lassen die Vermarktung ihrer Schulden auf dem internationalen Finanzmarkt zu, stärken ihre Finanzmacht also unmittelbar mit auswärts geschöpftem Kredit. Damit setzen sie allerdings ihr Budget und dessen geldwirtschaftliche Wirkungen einer ganz anderen Prüfung und Bewährungsprobe aus, als wenn die staatliche Kreditaufnahme eine rein interne Angelegenheit zwischen Regierung und nationalem Bankgewerbe bliebe. In jedem Fall ist das Finanzkapital ermächtigt und eingeladen, die Stichhaltigkeit der staatlichen Schuldenwirtschaft, d.h. die Erfolgsaussichten der Bewirtschaftung der nationalen Ökonomie mit Kredit im Allgemeinen und dem Kredit des Staates im Besonderen zu beurteilen und mit einem Preis in Form von Zinsen zu versehen, die nach der Logik des Gewerbes umso höher ausfallen, je weiter Staatsverschuldung und deren spekulativ antizipierte Rechtfertigung durch nationales Kapitalwachstum auseinanderfallen. Das internationale Kreditgeschäft verschärft diesen Effekt jedoch ganz erheblich in beiden Richtungen, weil es die Wahl hat: Mit seiner Nachfrage nach – in diesem Sinn – guten Staatsanleihen lässt es die verlangte Verzinsung sinken. Mit seinen Vorbehalten gegen schlechte Schuldpapiere verteuert es die Kreditaufnahme; und zwar nicht nur der Staatsgewalt, sondern der gesamten Nation, die aus den nationalen Schulden so vergleichsweise wenig macht. Der internationale Geldhandel fügt diesem Effekt eine vergleichende Bewertung des nationalen Kreditgelds hinzu: Dass dessen Einheiten tendenziell weniger kapitalistische Kaufkraft beinhalten, wird mit aller spekulativen Unschärfe und Übertreibung in schlechtere Wechselkurse übersetzt. Die wirken wiederum auf die Zinsen für Schulden in heimischer Währung zurück: Die müssen die vorab geschätzte Geldentwertung kompensieren. Umso mehr ist ein Staat in dieser Situation darauf aus, am Ende womöglich darauf angewiesen, für sich und seine Ökonomie auswärtige Finanziers zu finden und fremdes Geld zu leihen: ausländische ‚Geldgeber‘, die die Schwäche der nationalen Kreditschöpfung ausgleichen; Devisenkredite, um Zinsen zu sparen und um die Geldentwertung nicht noch weiter voranzutreiben. Solche Erleichterungen haben freilich wiederum ihren Preis: Am Ende muss der Staat mit seinem Devisenschatz nicht mehr bloß für die Gültigkeit des von ausländischen Investoren bei ihm verdienten nationalen Geldes haften, sondern für die eigenen Haushaltsschulden einstehen und für die Devisenschulden seiner Unternehmerschaft. Entsprechend komfortabel stehen auf der anderen Seite Staaten da, denen das Finanzkapital mit einer hohen Bewertung ihrer Anleihen ein intaktes Verhältnis zwischen staatlich angeheizter Kreditschöpfung und nationalem Wachstum attestiert. Deren Haushalt und deren Wirtschaft profitieren von niedrigen Zinsen und einem Geld, dessen Zugriffsmacht im Währungsvergleich steigt. Vor allem aber kommt ihnen die besondere Qualität ihres gesetzlichen Zahlungsmittels zugute: Dessen universeller Gebrauch, auch durch die Haushälter anderer Staaten und als Reservewährung durch andere Notenbanken, sichert praktisch jeder Geldsumme, die von den zuständigen amtlichen Geldschöpfern in die Welt gesetzt wird, die Anerkennung als unmittelbar brauchbares Geld; und das garantiert den staatlichen Haushaltsschulden die weltweite Anerkennung als sicheres Geldkapital.11) So werden zwar alle Souveräne zu Kunden des globalen Finanzgeschäfts; die einen jedoch aus der Not, die mangelnde Leistungsfähigkeit ihrer Nationalökonomie kompensieren zu müssen; die anderen genießen und nutzen die Freiheit, ihre Defizite unmittelbar als Vermögenstitel verkaufen zu können. Weil die einen das ‚gute‘ Geld der andern brauchen, sind außerdem die eigentumsrechtlichen Verhältnisse zwischen den Souveränen betroffen: Hinter den privaten Gläubigern der Devisenschuldner stehen die Mächte mit dem gefragten Geld nicht bloß als Rechtsinstanz, sondern auch als Schöpfer des verliehenen Geldes und Gläubiger letzter Instanz, die die privaten Geldverleiher refinanzieren und insofern in deren Forderungen mit drinstecken.


    – Für die Regierungen der modernen Staatenwelt, und zwar im Prinzip für alle, folgt aus der Inanspruchnahme des Weltfinanzmarkts für ihren Haushalt und für die Zahlungsfähigkeit ihrer Wirtschaft zwingend das absolut vorrangige wirtschaftspolitische Ziel, die Kreditwürdigkeit ihrer Nation sicherzustellen. Dieses Ziel hat für die verschiedenen Staaten durchaus unterschiedliche Inhalte. Für die einen geht es um den Zuspruch des Finanzkapitals zu ihrem Kapitalstandort als Investitionssphäre, und zwar in einem für ein nationales Kapitalwachstum und für den Staatsbedarf ausreichenden Umfang, sowie zu dem nationalen Kreditgeld als Geschäftsmittel, das eine ausnutzbare und folglich anerkennenswerte Fähigkeit der Nation zur Kapitalverwertung repräsentiert und deswegen auch dafür benutzt und insoweit als werthaltig bestätigt wird; in beiden Hinsichten müssen diese Nationen den Konkurrenzvergleich mit ihresgleichen bestehen. Die wenigen anderen Staaten, in denen der globale Finanzmarkt zu Hause ist, gehen von ihrer unzweifelhaften Kreditwürdigkeit, also davon aus, dass die Unternehmen des Landes Kredit verdienen, weil sie investierte Summen in akkumulierendes Geldkapital verwandeln; dass der Staat seinen Kredit wert ist, weil sein Haushalt einschließlich seiner Schulden Wachstum bewirkt; dass der Kredit, der im Land geschöpft wird, über dessen Grenzen hinaus als Kapitalvorschuss wirksam wird und seine Schöpfer wie auch deren Obrigkeit bereichert; dass folglich auf das Kreditgeld des Landes unbedingt Verlass ist. Auch das will freilich immerzu gesichert, also neu hergestellt und gegen die konkurrierenden Weltwirtschaftsmächte verteidigt sein. Insofern bekommen dann doch für alle Staaten unter dem ökonomischen Regime des Finanzkapitals alle Imperative einer erfolgsorientierten Haushalts- und Wirtschafts-, Schulden- und Geldpolitik die höchste Dringlichkeitsstufe: Verlangt sind Erfolge im Konkurrenzkampf der Nationen, und zwar in gehöriger Größenordnung. Dieser Anforderung stellen sich die Staaten; ein jeder wiederum mit seinen Mitteln. Die Großen setzen im Innern Kredit und nationale Ressourcen ein, um heimische Firmen zu Multis zu machen und nationale ‚Champions‘ zu züchten, die die Spitze des kapitalistischen Fortschritts definieren; nach außen bemühen sie sich dementsprechend um Abmachungen mit anderen Staaten – solchen mit viel Geld, großen Märkten und interessanten Investitionsgelegenheiten vor allem –, die die Diskriminierung heimischer Unternehmen verhindern und Möglichkeiten schaffen, dass die mit ihren Stärken besonders gut zum Zuge kommen. Im eigenen Land muss zudem das nationale Lohnniveau Gegenstand dauernder kritischer Überprüfung sein, weil die heimischen Multis ermächtigt sind und sich ermuntert fühlen dürfen, Niedriglöhne anderswo profitbringend auszunutzen – deren Bilanzen und insofern der heimischen Gesamtbilanz kann das ja allemal nutzen. Wo Staaten eine Sozialpolitik betreiben, folgt die der Leitlinie, die Benutzbarkeit des Volkes für den globalen Konkurrenzkampf der im Lande tätigen Firmenwelt zu sichern, also immer neu herzustellen, ohne staatliche Haushaltsmittel unproduktiv zu verschwenden; das hält dort den bürgerlichen Lebenskampf frisch und lebendig. Und auch dazu muss eine Regierung bereit sein, Unternehmen und ganze Branchen zu opfern, die dem Kriterium höchster Kapitalproduktivität nicht genügen können: Im Endeffekt kosten die nur und mindern die Überlegenheit der Nation in der Konkurrenz. Andere Herrschaften, die nicht so aus dem Vollen schöpfen können, widmen alle Überlebensmittel und -möglichkeiten ihres Volkes und alles, was sich in ihrem Bereich an Ressourcen entdecken lässt, dem einen Ziel, daraus Geld zu machen bzw. durch in- und ausländische Investoren machen zu lassen. Wo es Ansätze zu einer hoffnungsvollen nationalen Entwicklung gibt, treten die Regierenden nach außen möglichst machtvoll defensiv auf, bauen Schutzzäune um Industrien und Ressourcen – wenn sie sich die nicht durch politische Erpressung allgemein, sondern fallweise von zahlungskräftigen Interessenten abkaufen lassen, heißen sie korrupt –; manche versuchen, ihrem Land mit irgendeinem Sonderangebot eine Nische auf dem Weltmarkt zu ergattern, und sind am Ende auch da auf die Duldung der Mächte angewiesen, die mit ihrem Geld und ihren Märkten am längeren Hebel sitzen.


    Die Ergebnisse folgen der marktwirtschaftlichen Regel, dass die wesentliche kapitalistische Erfolgsbedingung schon errungene und angesammelte Erfolge sind und nichts die Akkumulation kapitalistischen Reichtums so zuverlässig vorantreibt wie dessen Akkumulation. Jedenfalls ist es die seltene Ausnahme, dass die Bemühungen der Politik die ökonomische Sortierung der Länder, die der internationale Finanzmarkt herstellt und beständig reproduziert, deutlich revidieren. Mit all ihrem nationalen Konkurrenzgeist bringen es die zuständigen Machthaber im Wesentlichen dahin, dem Gebrauch, den das globale Spekulationsgewerbe von ihren Ländern macht, und dem Stellenwert, den es ihnen in der Hierarchie der Kapitalstandorte verpasst, so gerecht zu werden, dass ein fixer politökonomischer Status daraus wird:


    – Die Mitglieder der sehr überschaubaren Elite firmieren als Industrieländer. Das Bild einer besonderen Dichte technologisch fortschrittlicher Produktionsbetriebe steht hier für eine kapitalistische Erfolgsgeschichte, die in den Leistungen des dort versammelten produktiven Kapitals gar nicht aufgeht. Entscheidend ist vielmehr die hervorragende Kreditwürdigkeit dieser Nationen: Masse, Rate und Erfolgsaussichten der Kapitalakkumulation bezeugen, dass es sich um denkbar attraktive Investitionsstandorte handelt, begründen also weitere Zufuhr von Finanzmitteln, die ihre Wachstumspotenz und folglich ihre Attraktivität weiter steigern. Mit ihrem Kapitalwachstum sind sie zugleich und vor allem Stätten der umfangreichsten Kreditschöpfung, deren Urheber die ganze Welt als ihr Spekulationsobjekt besichtigen und behandeln, sowie eines Kreditgeldes, das dem Finanzkapital in aller Welt als Geschäftsmittel dient und folglich als Weltgeld fungiert. Dieser Erfolg hebt die betreffenden Länder aus der Konkurrenz der Nationen heraus: Sie sind selber die Schöpfer des Geldes, um dessen Erwerb durch Vermehrung der globale Wettbewerb tobt; sie konkurrieren untereinander in einer eigenen Liga um Anteile ihres Kredits am Weltgeschäft, um den Vorrang ihrer Währung als globales Geschäftsmittel und Reservewährung, um ihre Bedeutung als Heimatland des Weltfinanzmarkts. Dass ihnen trotzdem die Industrie als ihr unterscheidendes Merkmal zuerkannt wird, ist so etwas wie eine Erinnerung daran, dass nicht einmal das Bankensystem und die Staatshaushalte, von der Menschheit ganz zu schweigen, von Gold, Zahlungsversprechen und Buchungsakten existieren können – ein gar nicht so gemeinter Verweis darauf, dass es sich beim globalen Kapitalismus immer noch um eine Produktionsweise handelt.


    – Die übrigen Mitglieder der Staatenwelt arbeiten sich an der Aufgabe ab, Wachstum zustande zu bringen und Weltgeld zu verdienen, um international liquide zu sein. Diese Länder sortieren sich, je nach Mitteln und erreichten Erfolgen in diesem Bemühen, in besondere politökonomische Rubriken ein, deren Benennung ideologisch, deren Inhalt aber für ihre ganze Existenz bestimmend ist: Schwellenländer sind solche, die seitens der internationalen Geschäftswelt so viel Interesse und Zuspruch von Investoren gefunden haben, dass sie auf Teilgebieten des globalen Warenhandels und Geldgeschäfts von den Industrieländern als Konkurrenten ernst genommen werden müssen. Sie heißen auch ‚emerging markets‘, weil sie einerseits vom Finanzkapital als ‚Märkte‘ für umfängliche, vielversprechende, durchaus auf Dauer berechnete Geldanlagen gewürdigt werden; erst noch ‚in Entstehung begriffen‘ sind sie andererseits insofern, als sie es noch nicht dahin gebracht haben, mit ihren Schulden und ihrem nationalen Geld beachtenswerte Anteile am globalen Finanzgeschäft zu erobern und als Quelle und Umschlagsplatz für das fiktive Kapital der Welt zu fungieren.12) Andere Staaten gehören in die Rubrik der Rohstoffländer; das kennzeichnet ihre periphere Rolle im globalen kapitalistischen Verwertungsprozess als Quelle nicht von Reichtum, sondern eines dinglichen Produktionsmittels. Die reale kapitalistische Bedeutung solcher Ländereien liegt in der Beachtung, die die an den Rohstoffbörsen der Industrie- und Schwellenländer tätigen Spekulanten ihnen schenken. Demgegenüber zeichnen sich Ölstaaten nicht nur durch die Wichtigkeit ihres besonderen Naturprodukts für die kapitalistische Weltwirtschaft und die ansehnlichen Anteile am anderswo akkumulierenden Reichtum aus, den sie sich ergattern; die mit den relativ größten Einnahmen und Beständen an ‚Petrodollars‘ versuchen mittlerweile, in die Kategorie der Schwellenländer aufzusteigen oder mit der ihnen verfügbaren Finanzmasse Zentren für Kreditschöpfung, Wertpapierhandel und die Finanzierung des globalen Geschäftsgangs zu gründen bzw. zu werden. Daneben gibt es eine beachtliche Anzahl von Staaten, die finanzwirtschaftlich zu den ‚hochverschuldeten‘ Ländern bzw. den ‚failing‘ oder bereits ‚failed states‘ gehören, weil sie mangels geordneter innerer Verhältnisse für keine Art der spekulativen Geldanlage taugen.


    Natürlich ist jeder Staat ein besonderer Fall. Aber alle sind Sonderfälle einer Welt, in der die Konkurrenz der Nationen um Kredit und staatliche Finanzmacht herrscht.


    4. Die ‚eine Welt‘ des Geldkapitals und seiner staatlichen Hüter


    a) Die Macht der Finanzmärkte im Weltmaßstab


    Mit der Finanzierung des grenzüberschreitenden Handels, dem Ex- und Import von Kapital, der Schaffung eines globalen Finanzmarkts sowie dem dazugehörigen Devisenhandel schaffen die Banken für sich und ihre Kundschaft massenhaft neue Einnahmequellen. Die spekulative Unsicherheit, die ihren Geschäften eigen ist, wirkt international so wenig wie im nationalen Rahmen als Schranke ihres Wachstums, im Gegenteil: ‚Risiken‘ sind der Stoff finanzkapitalistischer Akkumulation; und ihr riskanter Charakter als solcher ist der Stoff für Absicherungsgeschäfte und einen gewaltigen Überbau an daraus abgeleiteten reinen Finanzgeschäften. Sämtliche Posten, die im finanzkapitalistischen ‚Wertschöpfungsprozess‘ eine Rolle spielen, wirken geschäftsfördernd: Die nationalen Unterschiede zwischen Wachstumsraten, Zinssätzen, Staatsschuldenquoten, Inflationsziffern, Wechselkursen usw. sowie deren mutmaßliche Veränderungen beleben die Spekulation und bereichern den Derivatemarkt. Damit stiftet der Finanzsektor ein Geschäftsvolumen von beträchtlicher Größenordnung, das viel zu seiner Macht beiträgt, das Wirtschaftsleben in den kapitalistischen Nationen zu bestimmen. Und mit der Macht wächst der Sachzwang zu ihrer rücksichtslosen Anwendung: Wenn der kapitalistische Reichtum sich die Freiheit erobert hat, sich die Sphären seiner Vermehrung selbst zu schaffen, dann will die Freiheit auch wahrgenommen sein.


    Das kriegen auf der einen Seite die Staaten mit mangelhafter nationaler Kreditschöpfung und einem nicht als international brauchbar gewürdigten Kreditgeld zu spüren. Positiv in der Weise, dass sie vom weltweit lohnende Verwertung suchenden Finanzgewerbe mit produktiven und weniger produktiven Geldanlagen überschwemmt werden, wenn sich in ihrer Landschaft eine Gewinnchance auftut, wenn staatlich gewährte Freiheiten zur Ausbeutung von Menschen und Natur alle anderen Standortnachteile überwiegen oder wenn gleich die Staatsgewalt auf eigene Rechnung eine überdurchschnittliche Rendite garantiert. Der Staat bekommt dann ohne übertriebene Rücksicht auf seine langfristige ‚Schuldentragfähigkeit‘ Devisen geliehen, und Investoren krempeln ganze Regionen um, bis auf ihnen in der einen oder anderen Weise Geld wächst. Dank seiner weltweit durchgesetzten Bewegungsfreiheit ist angelegtes Geld aus einem Land, das den Kredit, den es braucht, nicht annähernd selbst generiert, freilich ebenso schnell wieder draußen, sobald eine Konjunktur, für die das Land nützlich war, nachlässt, die Natur erschöpft ist oder irgendeine Unsicherheit droht. Eigenmächtiger Gebrauch der Geldhoheit zur Kreditschöpfung in nationaler Währung wird, meistens jedenfalls und bis auf Weiteres, von den Geldhändlern mit ihrer Entwertung, von den Geldbesitzern der Nation mit Kapitalflucht quittiert. Die Nation bleibt auf Zins- und Tilgungspflichten sitzen, zu zahlen in einem Geld, das sie nicht hat und ohne neue Kredite schon gleich nicht zu verdienen vermag. Im Aufbau wie in der Ruinierung solcher Länder kommt die Privatmacht des Geldes voll zum Zug: Das weltweit anerkannte Recht des Kapitals auf Vermehrung macht sogar die souveräne Gewalt ökonomisch hilflos, die es bei sich überhaupt in Kraft setzt und ihre Gesellschaft darauf festlegt.


    Mit der gleichen Rücksichtslosigkeit, mit Blick gleichfalls nur auf die Mehrung des ihm verfügbaren Reichtums, macht das Finanzgewerbe von den Geschäftsmitteln und -chancen Gebrauch, die erfolgreichere Nationen und die Weltwirtschaftsmächte der oberen Kategorie ihm bieten. Die ‚Tiefe‘, d.h. die quasi unendliche Ergiebigkeit des Marktes für Kredit und fiktives Kapital, den es selbst herstellt, nutzt es für die Vervielfachung seiner ‚Produkte‘ und der Summen an Weltkreditgeld, mit denen es den Handel mit seinen Produkten in Schwung hält. Mit ihrem in jeder Hinsicht grenzenlosen Geschäft führen die Finanzunternehmen folgerichtig im Weltmaßstab die Krise herbei, in der der Widerspruch zwischen der Potenzierung ihrer weltweit gehandelten Renditeversprechen und den Bedingungen ihrer Einlösung offenbar wird: den Offenbarungseid über die ‚systemische‘ Lebenslüge ihrer Branche. Bei der kritischen Abwicklung ihrer aufgetürmten Kreditgeschäfte verfahren sie so wenig gleichmacherisch wie bei der Akkumulation von Krediten und fiktivem Kapital. Ihr Geld ziehen sie zuerst aus den Nationen zurück, die ihnen als Manövriermasse, nicht als Heimatstandort ihrer Spekulation dienen und am meisten auf die Zufuhr von Weltgeld angewiesen sind; denen kommt dann auch in der Regel die Rolle des Krisenauslösers zu sowie der schlechte Ruf des eigentlichen Krisengrundes. Wenn es ihnen gelingt, die Finanzkrise so auf die von ihnen ins Visier genommenen Pleitekandidaten zu begrenzen – die dafür keineswegs das meiste zum kritisch gewordenen Übermaß an fiktivem Kapital, also zur ‚geplatzten Blase‘ beigetragen haben müssen –, dann gilt der Geschäftseinbruch als bloß regionaler Zwischenfall. Die enormen Akkumulationsleistungen einer weltweit tätigen Finanzindustrie sind allerdings auch für andere Verlaufsformen gut. Das Misstrauen der Kreditschöpfer kann sich auch an Produkten festmachen, die in den großen Kapitalstandorten geschaffen und gehandelt werden und dort beträchtliche Teile des nationalen Reichtums begründen. Der kritische Härtetest trifft dann eine Branche oder einen Sektor des Finanzgeschäfts, denen die Spekulanten einen besonderen Boom beschert haben; und wenn es bei einer begrenzten Wertvernichtung bleibt, dann hat die Welt eine ‚Immobilienblase‘ oder einen ‚Finanzcrash im IT-Bereich‘ überstanden. Das Kreditgewerbe schafft es aber auch, einen fortschreitenden Zusammenbruch des in den großen Finanzzentren notierten Geldkapitals zu inszenieren, Großbanken zu ruinieren, die Kapitalakkumulation weltweit zum Erliegen zu bringen und sogar Guthaben und Zahlungsfähigkeit der Wirtschaft in den Spitzenstandorten zu gefährden. Seine Macht reicht hin, sich selbst zu ruinieren und damit die politischen Gewalten in Verlegenheit zu stürzen, die über den globalen Kapitalismus die Aufsicht führen.


    In der Situation scheuen die Manager des Spekulationsgewerbes sich nicht, das Desaster, das sie angerichtet haben, zur Systemfrage zu erklären, was das Gegenteil einer Systemkritik ist, woraus sie vielmehr das Recht ableiten, mit Verweis auf ihre Systemrelevanz einen Extradienst von ihrer Obrigkeit zu verlangen, unter deren Protektion sie so groß und mächtig geworden sind: Ihre Heimatstaaten, nämlich diejenigen mit den anerkannten Weltwährungen, sollen Geld schaffen, ihnen geben und damit die andernfalls unaufhaltsam fortgesetzte Vernichtung fiktiven Kapitals aufhalten, also den Banken ihre selbstproduzierten Verluste ersetzen, damit das von denen verspekulierte Geldvermögen der Nationen erhalten bleibt und der nationale wie internationale Zahlungsverkehr weitergeht, von dem das marktwirtschaftliche Überleben der Menschheit abhängt. Die selbstsichere Anspruchshaltung, die private Geschäftsleute der Finanzbranche hier an den Tag legen, ist schon bemerkenswert, noch bemerkenswerter allerdings der ökonomische Inhalt der Rettungsaktion, die sie ihrer Herrschaft abverlangen: Die Weltwirtschaftsmächte sollen nicht – wie sonst – mit ihrer Notenbank gelingende Kreditgeschäfte refinanzieren, sondern allein durch ein geldhoheitliches Machtwort, in größtem Stil misslungenes Kreditgeschäft reparieren, eingetretene und noch eintretende Verluste an Geldkapital kompensieren, wertlos gewordene Finanztitel durch eigene Schuldpapiere ersetzen und diese oder auch direkt solche der Bankenwelt durch frisches Notenbankgeld als werthaltig beglaubigen. Diesen Staaten wird genau das abverlangt, was die Finanzmärkte in allen anderen und viel harmloseren Fällen, wenn nämlich finanziell minder bemittelte Souveräne ohne Aussicht auf Einlösung durch nationales Wachstum ‚Geld drucken‘, als Verstoß gegen alle guten finanzkapitalistischen Sitten und Notwendigkeiten ächten und mit Entwertung solcher Zahlungsmittel bestrafen. Was die Staatsgewalt mit ihrem Recht eigentlich nicht schaffen kann und im Normalfall auch nicht schaffen will und soll, nämlich die Umwandlung von Schulden in verwertetes Kapital per Dekret, die Produktion von Wert durch Gewalt, das kann und soll sie zwar nach wie vor nicht in einem positiven Sinn leisten, wohl aber in einem negativen Sinn, nämlich zur Abwendung des großen Offenbarungseids über die per Krise hergestellte Wertlosigkeit des Geldkapitals der Welt, zuwege bringen: finanzkapitalistischen Reichtum durch hoheitlichen Beschluss.


    Für die Praktiker des großen Bankgeschäfts ist das kein Widerspruch, sondern eine leichte Übung: Sie brauchen ja nur, ‚bis es wieder losgeht‘ mit dem ordentlichen Spekulationsgeschäft, ein Quantum Kredit aus dem Staatshaushalt, diesmal zwar nicht zur Geschäftsförderung, sondern zur Rettung per Rekapitalisierung ihres Unternehmens, aber doch ‚bloß‘ bis die ‚Durststrecke‘ überwunden ist; vielleicht benötigen sie letztlich sogar ‚nur‘ frische Liquidität, diesmal zwar besonders viel, aber nichts, was aus dem Rahmen der Geschäftsbeziehungen zwischen Notenbank und Geschäftsbanken überhaupt herausfallen würde. In der Sache leisten sie eben damit aber noch einen ganz anderen Offenbarungseid als den über den Zusammenbruch ihres Geschäfts, nämlich einen über dessen Grundlage: Wenn sie zur Abwendung der krisenhaften Selbstzerstörung ihres Reichtums ein Machtwort des Staates brauchen, und wenn der mit seiner Geldschöpfung aus wirklich nichts als seiner hoheitlichen Gewalt tatsächlich, nämlich voll wirksam für dessen Fortbestand, finanzkapitalistischen Reichtum ersetzt, dann kommt es bei diesem Reichtum in letzter Instanz wirklich mehr auf die vom Staat in Kraft gesetzte Gewalt über das materielle Treiben der Gesellschaft an als auf dieses selbst. Dann besteht die ökonomische Macht des Finanzkapitals in seiner politisch begründeten Kommandogewalt, und sein Regime über den gesellschaftlichen Produktions- und Lebensprozess, der ohne Geldzirkulation nicht vom Fleck kommt, beruht darauf und beweist ganz praktisch, dass an dieser Produktions- und Lebensweise die Gewalt über alles Leben und Produzieren das Bestimmende ist und nicht zweckmäßige Organisation der notwendigen Arbeit und Reichtum an freier Zeit und nützlichen Gütern.


    Andererseits heben die Staaten auch mit solchen hilfreichen Gewaltaktionen den Widerspruch nicht auf, dass im System der kapitalistischen Produktionsweise die Kommandogewalt über Arbeit und Reichtum im Geld vergegenständlicht ist, also als Privatmacht des Eigentums wirksam wird. Um die ökonomische Natur der Macht des Geldes so durch ein politisches Machtwort zu ersetzen, wie die globale Finanzindustrie es mit ihrem Rückgriff auf die großen Weltgeldmächte als Nothelfer verlangt, dazu reicht im heutigen Weltkapitalismus die innere Souveränität einer nationalen Staatsgewalt nicht aus; die Masse der modernen Staatsgewalten ist und bleibt die erpressbare Manövriermasse des Finanzkapitals, hinter dem Weltmächte stehen, die die globale Geltung der kapitalistischen Eigentumsordnung verbürgen. Und auch die setzen mit ihrem Gewaltakt diese Ordnung nicht außer Kraft, sondern stellen die ökonomische Kommandogewalt des Geldes im Weltmaßstab wieder her, nachdem sie von ihren finanzkapitalistischen Regisseuren vergeigt worden ist. Dass dann ansehnliche staatliche Defizite in der Welt sind, hinter denen definitiv nichts als der politische Wille zur Systemerhaltung steht, und dass der Weltmarkt für fiktives Kapital diese Defizite gleichwohl als brauchbares Geldkapital akzeptiert, ist eine praktische Klarstellung über die Natur dieses Systems: Der Kapitalismus unter der Regie des global aktiven Finanzgewerbes ist und funktioniert nur als die politische Ökonomie des Imperialismus.


    b) Freisetzung, Kontrolle, Korrektur und strategische Ausnutzung des globalen Geschäfts mit Geld und Kredit durch die kapitalistischen Weltmächte


    (1) Der Weltfinanzmarkt: ein amerikanisches Weltkriegsprodukt und sein Widerspruch


    Formell sind alle Staaten der modernen Welt gleichermaßen souveräne Subjekte und gleichberechtigte Hüter der Geschäftsordnung, der sie ihre Konkurrenz um den geldförmigen Reichtum, mit dem sie regieren, unterwerfen. Die Probe, ob die vielen Höchsten Gewalten tatsächlich bereit und fähig sind, in aller Freiheit und in respektierter Gleichheit diesen Widerspruch zu schaffen und ihre konkurrierenden eigennützigen Interessen aneinander einem verbindlichen Regelwerk unterzuordnen, ist ihnen freilich erspart geblieben. Ihre Übereinkunft, die in der Konsequenz dem Finanzgewerbe so viel Entscheidungsmacht über das ökonomische Schicksal der Nationen verschafft, beruht auf entschiedenen, nämlich durch die USA und in deren Sinn entschiedenen Gewaltverhältnissen zwischen den souveränen Staaten. Mit gewonnenen Weltkriegen, zwei ‚heißen‘ und einem ‚kalten‘, haben die USA das Konkurrenzregime durchgesetzt, dem sich nach der Auflösung des ‚sozialistischen Lagers‘ und nach der Absage an die als Vorstufe zum Kommunismus gedachte ‚Planwirtschaft‘ auch die nationalstaatlichen Erben der Sowjetunion und ihrer ‚Satelliten‘ sowie die VR China eingefügt haben; und sie erhalten nach wie vor eine Kriegsbereitschaft aufrecht, die sie für unerlässlich halten, um Alternativen zum kapitalismuskonformen zivilen Verkehr zwischen den Staaten hinreichend sicher auszuschließen (dazu später mehr). Mit dieser ‚Weltordnung‘ leisten sich die USA den Widerspruch, dass sie als Stifter und Garant einer geordneten Konkurrenz der Nationen ums Geld der Welt und als Schöpfer des Geldes, um das da im Wesentlichen konkurriert wird, konkurrenzlos sind, auch mit größter Selbstverständlichkeit so etwas wie die Richtlinienkompetenz über Regeln und geregelten Gang der Weltwirtschaft beanspruchen; zugleich setzen sie sich, im Prinzip ohne Einschränkung und Vorbehalte, der Konkurrenz mit allen übrigen Nationen um Nutzen aus dem Weltgeschäft und ökonomischen Zugriff auf dessen Gang und Resultate aus. Für sie fällt beides, die Rolle des Arrangeurs der Staatenkonkurrenz, der ein Interesse an allgemein respektierten Regeln hat, und das Interesse, sich nach diesen für alle gleichermaßen verbindlichen Regeln durchzusetzen, zusammen in der Gewissheit, dass regelkonforme Konkurrenzbemühungen der anderen Staaten ihnen als dem Mutter- und Heimatland des Kapitalismus letztlich nie schaden, sondern nur nützen können. Sie agieren so, als wäre die ungehinderte Ausübung der kapitalistischen Privatmacht des Geldes, der sie mit ihrem Dollar zu weltweiter Gültigkeit verhelfen, schon eine Garantie für uneinholbare Erfolge ihres nationalen Kapitals, für den unverwüstlichen Wert ihrer Schulden und für die unanfechtbare Dominanz ihres Kreditgelds. Und dieses ‚als ob‘ ist keine fromme Vorstellung, sondern ein praktizierter Standpunkt; kein bloßer Anspruch, sondern die eigentliche Räson der herrschenden Weltgeschäftsordnung, der das Finanzkapital seine global wirksame Machtposition verdankt.


    Für die Durchsetzung und Aufrechterhaltung dieses Regimes entscheidend war und ist die Bereitschaft der anderen Großmächte des Kapitals, daran mitzuwirken und sich dementsprechend ein- und unterzuordnen.13) Denen mit ihrer durch den Krieg verwüsteten Ökonomie und der Staatenwelt insgesamt haben die USA das Angebot gemacht, für einen Neustart ihres nationalen Kapitalismus amerikanischen Kredit in Dollarform zu nutzen und darauf sowie auf den Erwerb von US-Dollars im Export ihre eigene Währung zu gründen. Das Angebot wurde angenommen, das Regelwerk der internationalen Konkurrenz akzeptiert, zugunsten einer anders nicht erreichbaren Karriere als Kapitalstandort. Die ökonomische Vorherrschaft der USA wurde mit den Abmachungen im Rahmen der UNO über einen Währungsfonds – den IWF –, der die Zahlungsfähigkeit der Teilnehmer im Bedarfsfall durch Überbrückungskredite sicherstellen sollte, sowie über eine der Konkurrenzfähigkeit der Länder dienende Weltbank in ein allgemeines, quasi supranationales, insbesondere vom kapitalistischen Europa aus mit verantwortetes Reglement und Management überführt; in der Form ist Amerikas Ausnahmestellung als Konkurrent außer Konkurrenz einerseits anerkannt und institutionalisiert, erscheint andererseits reduziert auf einen besonders hohen Stimmanteil der US-Regierung bei Entscheidungen von IWF und Weltbank sowie auf ein bloß quantitatives Übergewicht des US-Dollar im ‚Korb‘ der Währungen, die für die Refinanzierung von Staaten in Zahlungsschwierigkeiten zu Gebote stehen.


    (2) Die Bewirtschaftung von Staatspleiten und Weltfinanzkrisen durch das widersprüchliche,

    aber haltbare Kollektiv imperialistischer Mächte


    In dieser hybriden Ordnung haben sich die europäischen Partner Amerikas über die Jahrzehnte die Position von Finanzmächten erobert, die im britischen Pfund und vor allem im Euro über international genutztes, als Reservewährung anerkanntes Weltgeld verfügen. Mit der kapitalistischen Macht des Kredits, der in diesen Währungen verkörpert ist, machen sie den USA auf deren eigenem Niveau, nämlich bei der Kreditierung und Inanspruchnahme der Weltwirtschaft für Erfolg und Rechtfertigung ihrer Kreditschöpfung, durchaus Konkurrenz, greifen insofern also die Ausnahmestellung der USA und ihres Dollars an. Amerika kämpft seinerseits mit der Macht seines Kapitals und mit intensiven Wirtschaftsbeziehungen zu allen Ländern, an denen sich verdienen lässt, nicht zuletzt mit freiem Zugang seiner starken Wirtschaftszweige zum europäischen Markt, dagegen an, dass ihm in seinen gleichgesinnten Partnern ebenbürtige Konkurrenten erwachsen und im Euro eine gleichrangige Alternative zu seinem Weltgeld entsteht, das den Verlust seiner Dominanz im Weltgeschäft schon wegen der Unmenge der vom US-Notenbanksystem in Wert gehaltenen Staatsschulden nicht gut vertragen würde. Die Konkurrenz zwischen den großen Weltgeldmächten ist also fundamental: Sie betrifft die Fundamente ihrer Stellung im globalen Kapitalismus. Gleichwohl sprengt sie ihre Einigkeit über die Konkurrenzordnung nicht, beendet auch nicht die Kooperation der großen Gegenspieler bei der Bewahrung und Fortentwicklung des etablierten Regimes mit seinen Freiheiten fürs kapitalistische Eigentum. Beide Seiten wissen, was sie daran haben, und halten den Widerspruch aus, dass die eine Seite den Supranationalismus dieser Geschäftsordnung als Anerkennung ihrer nationalen Ausnahmestellung begreift und nutzt und die andere Seite sich dadurch berechtigt und ermächtigt sieht, um ihre Ebenbürtigkeit zu kämpfen. Denn weil und solange USA und Euro-Zone, außerdem Japan und Großbritannien kooperieren, verschafft die Weltwirtschaft den ‚G7‘, jedenfalls bis auf Weiteres, die Mittel, vom globalen Kapitalismus zu profitieren, ihn weiterhin für ihren Nutzen zuzurichten, ihn sogar gegen seine eigenen ruinösen bis selbstzerstörerischen Wirkungen aufrechtzuerhalten und ihn gegen vieles, was sie als Angriff darauf und auf sich als berufene Ordnungshüter begreifen, zu sichern.


    – Eine der notwendigen kontraproduktiven Konsequenzen der Konkurrenz der Nationen unter dem ökonomischen Regime des Finanzkapitals ist die Untauglichkeit etlicher Kandidaten für die Rolle des geschäftsfähigen Kapitalstandorts, in der sie sich nützlich machen sollen; sei es, dass sie mangels hinreichend ausnutzbarer Reichtumsquellen gar nicht erst geschäftsfähig werden; sei es, dass Niederlagen in der Konkurrenz um Teilhabe am Weltgeschäft ihr Geld wertlos und ihre internationale Zahlungsfähigkeit zunichte machen. Das Finanzkapital mag solche Länder schmerzlos abschreiben; die maßgeblichen Staaten in ihrer Verantwortung für das System entlassen kein Mitglied ihrer Völkerfamilie aus der geltenden Geschäftsordnung. In den Pleitefällen der Weltwirtschaft bewähren sich da zum einen die supranationalen Institutionen der Weltfinanzordnung: Wenn Herrschaften für ihre Teilnahme am globalen Geschäftsleben Kredit brauchen, vom Bankgewerbe aber keinen – mehr – kriegen, dann tritt der IWF in Aktion, und zwar mit der Doppelstrategie, zu der er seine ursprüngliche Überbrückungsfunktion längst fortentwickelt hat: Kredite aus seiner von den potenten Weltwirtschaftsmächten genährten Verfügungsmasse verknüpft er mit harten, streng kontrollierten Auflagen mit dem alleinigen Ziel, dass die Regierungen – wieder – Zugang zu den Kreditmärkten bekommen, auch auf Kosten noch vorhandener Subsistenzmittel und -möglichkeiten des kapitalistisch unnützen Staatsvolks; für die Schaffung von Geschäftsbedingungen macht die Weltbank Geld locker. Zum andern mischen sich die Regierungen der kapitalistischen Erfolgsnationen, die ihre Finanzmacht aus dem Weltgeschäft beziehen, in aller Regel schon vorsorglich ins Tun und Lassen von Staatsgewalten ein, denen die Kreditwürdigkeit verlorengeht. Sie überlassen nationale Defizite nicht den dafür verantwortlichen Regierungen, sind vielmehr zum Tausch von Finanzhilfen gegen Zugriffsrechte auf deren Land und Volk bereit. So ergeben sich zwischen den führenden Weltwirtschaftsmächten und den vielen Ländern, die am Weltmarkt notorisch verlieren, unterschiedlich ausgeprägte Klientelverhältnisse, die bis zur Alimentierung auswärtiger Staatsgebilde reichen.14)


    – Zu einem deutlich ernsteren Problem, nämlich zur Gefährdung seines eigenen Fortbestands bringt es das System des globalen Finanzkapitalismus mit seinem anhaltenden Erfolg. Der Widerspruch zwischen der Akkumulation von Kapital in allen seinen Formen und den Bedingungen seiner weiteren Verwertung ist schon längst nicht mehr durch die Eroberung fremder Länder für Geldanlagen aufzulösen, sondern spielt sich im Weltmaßstab ab. Im Krisenfall konfrontieren dessen Veranstalter daher die Geldpolitiker der großen Wirtschaftsnationen mit ihrem Anspruch auf Rettung. Die reagieren, wie es sich gehört, mit einem verschärften politischen Konkurrenzkampf um die Verteilung der Verluste, kommen aber, je nach den Dimensionen des Schadensfalls, nicht darum herum, sich um die Rettung des globalen Finanzsystems durch Rekapitalisierung, notfalls per – zumindest zeitweilige – Verstaatlichung, einer bankrotten Bankenwelt zu kümmern und darüber nicht nur zu streiten, sondern zu einigen. Denn in letzter Instanz hängt ihr Kredit davon ab, dass sie mit staatlichen Schulden verlorengegangenen Kredit ersetzen und dass sie sich wechselseitig im Aufkauf der so geschaffenen Gelder dessen Wert und so den Fortbestand des Kredits ihrer Nationen bestätigen, den dieses Geld repräsentiert. Deswegen haben sich die maßgeblichen Weltgeldkonkurrenten noch in jeder großen Finanzkrise dazu durchgerungen, in Absprache miteinander die Geldsummen in die Welt zu setzen, die das Bankgewerbe braucht, um geschäftsfähig zu bleiben oder wieder zu werden und seine Lebenslüge von der kapitalistischen Stichhaltigkeit seiner Schuldenwirtschaft aufrechtzuerhalten, und untereinander ihr Machtwort als vollgültige Deckung dieser Gelder anzuerkennen. Das Finanzkapital quittiert diesen Gewaltakt seinerseits mit dem Beschluss, ihn gelten zu lassen – ohne falsche Dankbarkeit, vielmehr ungerührt vom Standpunkt einer kritischen Prüfung der Glaubwürdigkeit des Werts aus, den das in seine Rettung investierte Kreditgeld haben will; das ist es dem Fortbestand seiner Lebenslüge von der ökonomischen Richtigkeit seiner Vermögenswerte schuldig. Dabei haben sich die Maßstäbe für die Bewertung der Glaubwürdigkeit des ohne jede ökonomische Rechtfertigung geschöpften Kredits und des diesen repräsentierenden Kreditgelds von einer Krise zur nächsten deutlich verschoben. Mittlerweile gelten solche Schulden in Höhe der Summe, zu der sich die Werte aller im Lauf eines Jahres in der Nation hergestellten Güter und erbrachten Dienstleistungen statistisch zusammenzählen lassen, als hochanständiges Geldkapital – wenn eine der großen Weltgeldmächte dahintersteht. Dabei verzichtet das Geldgewerbe keineswegs darauf, die Krisenrettungskredite der verschiedenen Nationen kritisch auf die mutmaßliche ökonomische Leistungsfähigkeit des Landes zu beziehen, das sie emittiert, und unterschiedliche Zinsen zu berechnen; so als würde sich an der fiktiven Natur dieser Schulden und der Deckung des dafür emittierten Geldes allein durch die Geldhoheit des Staates dann etwas ändern, wenn das Einfache, Anderthalbfache oder Doppelte des jährlichen Bruttosozialprodukts als irgendwie daneben existierendes Vermögen fingiert wird. Mit ihren differenzierten Bewertungen tut die Spekulantenwelt ungerührt so, als handele es sich bei diesem Geld immer noch um einen Kredit, nämlich einen Vorschuss, der so viel wert ist wie das, was an Kapitalverwertung durch ihn zustande kommt; ungeachtet dessen, dass dieses Geld gar nicht einen Reichtum fingiert, den es noch nicht gibt, sondern einen, den es dank krisenhafter Vermögensentwertung nicht mehr gibt. Tatsächlich kommt es auf eine Einschätzung der Art, ob und in welcher Frist die emittierte Geldsumme sich als gewachsenes Kapital erweist und in welchem Fall eher und in welchem eher nicht mit der Einlösung dieses Versprechens zu rechnen ist, aber nicht wirklich an. Was fürs Finanzgewerbe den Unterschied macht, das ist nicht das Zahlenverhältnis zwischen Staatsschuldensumme und Jahresnationalprodukt, sondern wer ihm die kapitalistische Qualität des per Dekret geschaffenen Geldes garantiert. Auf weniger als die kombinierte Macht der großen Weltwirtschaftsmächte mag es sich nicht verlassen, auf die aber schon – was sollte es auch sonst anstellen mit seiner Krise! Deswegen konzediert es diesen Mächten auch gerne so absurde Manöver wie eine Extra-Geldemission, die sich über die Jahre eben auf die berüchtigten 80 bis 120 % des Bruttosozialprodukts der Emittenten beläuft – und fängt mit dem Kapital wieder neu an... So bewältigen die politisch Verantwortlichen des Weltkreditsystems dessen unausbleibliche Krisen mit dessen eigenen Mitteln.


    (3) Der mehrfache Nutzen des Weltfinanzgeschäfts für die Ordnungs- und Abschreckungspolitik der Hüter der globalen Geschäftsordnung


    Von außen kommende Anfechtungen ihres Weltwirtschaftsregimes kennen dessen Regenten auch; und auch mit denen werden sie dank der Leistungen ihres Schutzobjekts, des Weltfinanzmarkts, noch immer irgendwie ganz gut fertig. Es geht da nicht um Probleme, die aus dem sachzwanghaften Gang der ökonomischen Dinge entstehen, sondern um das übergeordnete Generalproblem der Fügsamkeit souveräner Herrschaften gegenüber der rechtsverbindlich ausgemachten Geschäftsordnung des internationalen Wirtschaftslebens und im Verhältnis zu ihnen als deren berufenen Garanten. So alternativlos ist diese Ordnung ja nicht, dass nicht allemal noch der souveräne Wille einer Herrschaft darüber entscheidet, ob und inwieweit sie ihr Land dem Regime des Finanzkapitals unterstellt. Und schon gar nicht ist in einer solchen Entscheidung eingeschlossen, dass damit der Anspruch der USA auf Richtlinienkompetenz und Kontrollbefugnis automatisch anerkannt wäre. Anlässe gibt es allemal, aus denen die USA oder auch die mit ihnen verbündeten Weltwirtschaftsmächte darauf stoßen, dass bei der Verfügbarkeit der Staatenwelt fürs globale Geschäft das freie Ermessen fremder Souveräne stört. Insoweit haben sie das System nicht definitiv im Griff, das sie ja nicht bloß als freibleibendes Angebot zum allgemeinen Nutzen eingerichtet, sondern von dessen weltweitem Funktionieren sie ihren eigenen kapitalistischen Reichtum abhängig gemacht haben. Mit der Art, wie sie die Welt bewirtschaften, sind sie nicht automatisch Herr ihrer eigenen Erfolgsbedingungen. Das ist für die maßgeblichen politischen Herren dieses Weltsystems ein unhaltbarer Widerspruch.


    Die Konsequenz liegt auf der Hand: Die herrschende Ordnung darf nicht Gegenstand einer freien Entscheidung ihrer souveränen Subjekte sein; sie muss respektiert werden wie ein verbindliches supranationales Recht. Berechnendes Mitmachen genügt nicht; verlangt ist von den souveränen Herrschaften der Verzicht auf eigenmächtigen Gebrauch ihrer Gewalt im internationalen Verkehr. Das will überwacht sein; von wem, das ist mit der Aufgabenstellung bereits klar. Und um regelkonformes Verhalten auch durchzusetzen, notfalls erzwingen zu können, gibt der Weltfinanzmarkt selber den maßgeblichen Wirtschaftsmächten bemerkenswerte Mittel an die Hand.


    Der finanzkapitalistische Geschäftsgang selber bietet Handhaben zur Disziplinierung von Unternehmen, die fremder Hoheit unterstehen, wie von Staatsgewalten, soweit die für ihre Unternehmenswelt zuständig, also auch für deren Treiben haftbar zu machen sind und soweit sie selber am Weltfinanzmarkt engagiert sind. Dieser Markt hat seine Finanzplätze; seine Mittel generiert er hauptsächlich in den Wirtschaftsmächten mit der starken Kapitalakkumulation und dem weltweit geltenden Kreditgeld; deren Notenbanken stiften dieses Geld, refinanzieren damit die nationalen Kreditinstitute und nehmen darüber Einfluss auf das globale Finanzgeschäft insgesamt. Wer immer sich an dem beteiligt – und das tun alle Nationen mit ihrer Kredit schöpfenden wie nehmenden Firmenwelt – unterliegt daher automatisch mit irgendeinem Zipfel seiner finanziellen Aktivitäten der Gesetzgebung, der Jurisdiktion und dem Regime der Geldpolitik der Staaten, in denen das Finanzkapital richtig zu Hause ist. Dadurch wird das globale Geldgeschäft, gerade weil es vorurteilslos und wertneutral alle Geldbedürfnisse weltweit bedient und auch keine Berührungsängste mit dubiosen Geldquellen kennt – es hat ja nur mit dem abstrakten Reichtum in seiner reinsten Form zu tun –, zur Sphäre, in der die Kontrollorgane der Weltgeldmächte ihre politische Macht und ihre Rechtshoheit über ihre nationalen Grenzen hinaus auf die gesamte Staatenwelt ausdehnen. Über den Weltfinanzmarkt werden dessen rechtsstaatliche Betreuer, vor allen andern die USA, aller dritten Mächte und ihrer Schützlinge habhaft: in ganz ziviler Form ein Übergriff auf fremde Hoheit, wie er sonst nur mit Gewalt zu machen ist.


    Einsetzbar ist und eingesetzt wird diese Macht einerseits, um regelkonformes Mitmachen zu erzwingen: von Banken, die von sich aus keine anderen Regeln respektieren als das Recht des Kapitals auf Wachstum, wie von Staaten, die sich gegenüber der geltenden internationalen Geschäftsordnung Freiheiten herausnehmen. In der Frage, wo da der Regelverstoß beginnt, was überhaupt als Verletzung der Geschäftsordnung des internationalen Verkehrs zu definieren und wie damit umzugehen ist, wird – mal mehr, mal weniger – der Widerspruch virulent, der diese Ordnung insgesamt kennzeichnet, ja begründet: zwischen der Allgemeinheit der Regeln, die die Konkurrenz der Geldkapitalisten und der Staaten braucht, um sich überhaupt entfalten zu können, und dem nationalen Zweck der USA, dem Ziel der Ausgestaltung der Welt zur erfolgreich genutzten Geschäftssphäre amerikanischen Kredits, den sie als bestimmende ökonomische Macht und Urheber des weltweit verwendeten Kredits und Kreditgelds ganz selbstverständlich mit diesem allgemeinen Regelwerk verbinden und als dessen wahren Sinn und Zweck, als den eigentlichen Gehalt von Fairness beim Konkurrieren, durchzusetzen bestrebt sind. Friktionen ergeben sich da notwendigerweise nicht nur im Verhältnis zu den Unternehmen und Staaten, auf die die USA mit ihren als allgemeinverbindlich veranschlagten Rechtsvorstellungen losgehen. Die härteren und jedenfalls gewichtigeren Differenzen entstehen im Umgang mit den Partnerländern, insbesondere mit den auf Gleichrangigkeit erpichten Rivalen: Die werden von der Dollar-Macht mit Entscheidungen konfrontiert, die sich mit ihren eigenen eigennützigen Einschätzungen oft genug gar nicht decken, sollen diese als allgemeingültige Rechtslage akzeptieren und so erst wirklich verbindlich machen.


    Solche Interessenkollisionen entstehen naturgemäß in noch viel schärferer Form bei der anderen Anwendung der zivilen Erpressungsmacht, die der Weltfinanzmarkt dessen maßgeblichen Betreuern an die Hand gibt, nämlich um Mächten, die politisch abgelehnte Ziele irgendwelcher Art verfolgen, die regelkonforme Beteiligung am Weltgeschäft zu verwehren und sie dadurch entweder von ihren Absichten abzubringen oder ihre Fähigkeit zu deren Verwirklichung zu untergraben. Sanktionen, die einer Nation den Zugang zum Weltkreditgeschäft erschweren, dadurch auch die Refinanzierung des internen Geschäftslebens behindern, die womöglich den Ausschluss vom internationalen Geldverkehr verfügen, sind durchaus scharfe Waffen; ihre Anwendung ist ein Akt von passend so genanntem Wirtschaftskrieg. Der wirkt freilich nur dann, wenn auch alle wichtigen Finanzmächte mitmachen bzw. sich zum Mitmachen nötigen lassen. Das gelingt den USA zwar oft genug, versteht sich aber keineswegs von selbst. Und das nicht nur, weil die Definition von Vorhaben und Unternehmungen einer fremden Macht als Verstoß gegen geltende Regeln eine Frage interessierter politischer Einschätzungen ist, die in verschiedenen Staaten nie von vornherein und selten ohne Weiteres übereinstimmen. Wirtschaftssanktionen sind allemal auch für die Staaten, die sie verhängen, ein Schaden: unmittelbar ein materieller Schaden wegen entgehender Geschäfte, bei dem vor allem die Gefahr besteht, dass Dritte in diese Geschäfte einsteigen und erst recht daran verdienen; in Mitleidenschaft gezogen ist außerdem das Prinzip der weltwirtschaftlichen Geschäftsordnung, auf das alle Beteiligten sich verlassen und auch fest bauen sollen, wonach kapitalistisches Eigentum grundsätzlich, ohne Ansehen seiner nationalen Herkunft, in seinem Recht auf Verwertung zu respektieren ist. Da widerspricht die Funktionalisierung des Finanzgeschäfts für besondere politische Zwecke der abstrakten Natur von Inhalt und Zweck aller Finanzgeschäfte, die in der herrschenden Geschäftsordnung eigentlich kodifiziert ist.


    Tatsächlich verlassen die Weltwirtschaftsmächte die Sphäre der ökonomischen Interessen und des geschäftlichen Nutzens, wenn sie sich auf wirtschaftliche Pressionen als Mittel zur politischen Erpressung oder zur absichtlichen Schädigung eines anderen Staates einigen. Mit den Mitteln des kapitalistischen Geschäfts machen sie den Übergang weg von der Ausnutzung des Nutzenkalküls einer anderen Staatsmacht hin zum Einschreiten gegen deren souveräne Entscheidungen, weg vom Standpunkt wechselseitiger Anerkennung, der der Gegenseite ihre autonome Willensbildung – noch – konzediert, hin zur offensiv in Anspruch genommenen Befugnis, dem souveränen Willen anderer Staatsgewalten Bedingungen und Schranken zu setzen. Mit diesem Übergang gehen die weltordnend tätigen Herrschaften allerdings auch über die Leistungsfähigkeit ihrer ökonomischen Macht und die Reichweite ihrer finanzwirtschaftlichen Erpressungsmittel hinaus. Sie wollen dann ja nicht mehr nur den Gebrauch beeinflussen, den eine Obrigkeit von ihrer hoheitlichen Gewalt macht, sondern der Gewalt selber Fesseln anlegen, die der fremde Souverän allzu eigenmächtig betätigt. Es geht um die Prämisse des zivilen Umgangs der Staaten miteinander, die den Weltgeldmächten so schöne zivile Zwangsmittel an die Hand gibt, nämlich um den allgemeinen grundsätzlichen Gewaltverzicht selber. Und der ist letztlich, das ist niemandem so klar wie den großen Weltaufsehern selbst, einzig und allein durch ihre überlegene Gewalt sicherzustellen: eine Gewalt, die den anderen Herrschaften auf dem Globus die Freiheit der Entscheidung in dieser Grundsatzfrage aus der Hand nimmt.


    So betreiben die Weltwirtschaftsmächte die Auflösung des Widerspruchs, den sie auf sich nehmen, wenn sie sich die Welt zu ihrem ökonomischen Betätigungsfeld herrichten, dass sie dadurch nämlich ihren Reichtum, die Quelle ihrer Macht und so diese selbst von den freien Entscheidungen anderer Staatsgewalten abhängig machen. Sie brauchen eine Gewalt, mit der sie die Freiheit fremder Souveräne wirksam beschränken, sie vom souveränen Gebrauch ihrer Gewalt abschrecken und zum Respekt vor den von ihnen etablierten Sachzwängen zwingen können: Nur dann sind sie, hinreichend für ihre Begriffe, Herr ihres eigenen Schicksals. So stimmt auch von ihrer Seite her die Gleichung, dass das globale Regime des Finanzkapitals nur funktionieren kann als die politische Ökonomie ihres Imperialismus.


    Damit diese Gleichung aufgeht, ist der Konsens der kapitalistischen Großmächte unerlässlich. Der ist für die USA, was die Europäer, Japan und andere angeht, schon deswegen nicht allzu schwer zu erreichen, weil schon die ökonomischen Interessen dieser Partner für die richtige Parteinahme sorgen: Die Kooperation mit der Dollar-Macht auch in internationalen Gewaltaffären ist für sie in aller Regel lohnender als die Verfolgung abweichender Interessen, die Amerika als Herausforderung begreift. Auch insofern erweist sich also die etablierte Weltwirtschaft als produktiv für die Belange ihrer obersten Kontrollmacht. Je gewichtiger jedoch und je heikler die von den USA auf die Tagesordnung gesetzten internationalen Gewaltfragen, desto mehr macht sich auch hier ein ganz anderes, außerökonomisches ‚Argument‘ geltend; nämlich dass diese Rivalen Amerikas in Militärallianzen mit den USA als ihrer strategischen Führungsmacht verbunden sind. Die Haltbarkeit dieses Verhältnisses verbürgt auf Seiten der Allianzpartner ein Nutzenkalkül von höherer als wirtschaftspolitischer Art: Ihr Blick auf das militärische Kräfteverhältnis genügt regelmäßig für die Beantwortung der Frage, wem in Sachen Krieg und Frieden und folglich in ihren Bündnissen die Richtlinienkompetenz zukommt.


    An diesem Kräfteverhältnis erweist sich der letzte, nicht zivile Nutzen des Weltfinanzmarkts für seine Betreuer. Er gibt den maßgeblichen Mächten nicht nur ökonomische Erpressungsmittel an die Hand; er verschafft ihnen eine Finanzmacht, die sie zur Entwicklung nicht nur immer bedrohlicherer Waffen und Arsenale, sondern immer neuer und neuartiger Kriegsszenarios befähigt. Das globale Finanzgeschäft erbringt in dieser Hinsicht eine Leistung, die alles in den Schatten stellt, was frühere Imperien an Tributzahlungen unterdrückter Völker für die militärische Absicherung ihrer Unterdrückung erfunden haben: Die weltweite Vermarktung amerikanischer Staatsschulden, diese vornehme Art der Indienstnahme fremden Reichtums für Finanzkraft und Macht Amerikas, befähigt das Land zur ständigen Fortentwicklung eines militärischen Gewaltapparats, der gar nicht immer eingesetzt werden muss, aber unerlässlich ist, um den Rest der Welt einigermaßen im Sinne der USA zu disziplinieren. So nährt der Weltfinanzmarkt die Staatsgewalt, die ihm die Staatenwelt unterwirft.


    


    
      

      1) Die Art und Weise, wie eine Notenbank sich Devisen beschafft – im Normalfall allemal aus dem Geschäftsgang ihrer nationalen Geldhändler sowie im Leihverkehr mit anderen Notenbanken und mit supranationalen Institutionen –; die Regeln, nach denen sie Devisen ansammelt und abgibt; der Umfang ihrer Devisengeschäfte im Verhältnis zu denen der Geschäftsbanken; die Formen, in denen sie ihre Devisenguthaben hält und bewirtschaftet – sie stapelt ja normalerweise keine Banknotenbündel auf –; die geld- und währungspolitischen Ziele, die sie in ihrer alltäglichen Geschäftspraxis verfolgt; auch der Umstand, dass es um die internationale Zahlungsfähigkeit einer nationalen Geschäftswelt und speziell der zuständigen Notenbank schlecht bestellt ist, wenn den Geldhütern eines Landes der Nachweis ihrer internationalen Liquidität tatsächlich abverlangt wird: Alles das spielt für das Prinzip der materiell untermauerten Konvertibilität nationaler Kreditgelder, von dem hier die Rede ist, keine Rolle. Worum es geht, das ist die im Normalfall als selbstverständlich vorausgesetzte Grundlage dafür, dass die staatlichen Souveräne ihre wechselseitige Anerkennung auf das von ihnen autonom geschaffene Geld erstrecken und die Banken mit ihrer Macht zur Kreditgeldschöpfung ein globales Geschäftsleben inszenieren. Dafür ist es nötig, dass die Staaten die Umtauschbarkeit des von ihnen als nationales Zahlungsmittel approbierten Kreditgelds nicht bloß förmlich beschließen, sondern grundsätzlich und nach von ihnen festgelegten Regeln tatsächlich auch materiell gewährleisten.


      2) Als internationales Äquivalent hat das Gold ausgedient; als ‚liquiditätsnaher‘ Wertartikel im Besitz einer Notenbank stärkt es deren Fähigkeit, für die Geldqualität ihrer Wertzeichen einzustehen. In diesem Sinn gibt die deutsche Bundesbank als Hüterin des deutschen Goldschatzes Auskunft über den Unterschied zwischen Geldwert und Wertzeichen, indem sie ihn nicht erklärt, sondern das Edelmetall dafür lobt, dass es ihn auf sittlich hochwertige Weise dementieren hilft: „Gold ist ein essenzieller Bestandteil der nationalen Währungsreserven. Es dient der Glaubwürdigkeit der Währungssicherung nach außen und innen und erfüllt damit eine vertrauens- und stabilitätssichernde Funktion.“ (Deutsche Bundesbank, Die Deutsche Bundesbank. Aufgabenfelder, Rechtlicher Rahmen, Geschichte, Frankfurt am Main 2006, S. 181)


      3) Dass dieser Effekt keineswegs sicher ist, die Geldmärkte mit der Festlegung des Tauschwerts einer konvertiblen Währung deren Schöpfer enttäuschen, womöglich die Geschäftstauglichkeit einer Währung überhaupt in Frage stellen können, ist in der Internationalisierung des kapitalistischen Geschäftsmittels der verschiedenen Nationen allemal eingeschlossen. Dann wird der zuständigen Notenbank womöglich die Einlösung ihrer Umtauschgarantie fürs eigene Geld tatsächlich abverlangt, ihr Devisenschatz dezimiert bzw. ihre Fähigkeit zur Devisenbeschaffung strapaziert: Zeichen dafür, dass ihr Zahlungsmittel von der Geschäftswelt schon nicht mehr als konvertibles Geld anerkannt, sondern als bloßes Kreditzeichen genommen und das nationale Kreditgeschäft, das es repräsentiert, als fragwürdig eingeschätzt wird. Zur Rettung der Konvertibilität eines solchen Geldes sind dann die Staaten mit dem besseren Geld gefragt – dazu später mehr.


      4) Das jüngste und vielleicht gewaltigste historische Beispiel dafür ist die konterrevolutionäre Umwälzung der Sowjet-Ökonomie: Wie eine rein technische Modernisierung ihrer Ökonomie wurde den Radikalreformern des ‚realsozialistischen‘ ‚Systems der Planung und Leitung‘ von heimischen Experten und westlichen Ratgebern die Einführung der Konvertibilität ihres nationalen Geldes und dessen Freigabe für ein modernes grenzüberschreitendes Bankgeschäft anbefohlen; unter solchen Vorzeichen wurde der für fällig erachtete Schritt zur Internationalisierung der Währung getan. Tatsächlich waren damit die Zerstörung des systemeigenen Planungshebels, des sozialistischen Geldes, und der Ruin jeglicher Wirtschaftsplanung besiegelt; die Unterwerfung der Länder des Rats für gegenseitige Wirtschaftshilfe unter die Herrschaft des Finanzkapitals in Gestalt einheimischer ‚Oligarchen‘, westlicher Banken und anderer freiheitlicher Konzerne war unwiderruflich in die Wege geleitet.


      5) Auf diese Tradition kommen Geldtheoretiker immer wieder gerne zurück – dann nämlich, wenn eine große Finanzkrise beträchtliche Teile des globalen Kreditüberbaus annulliert und wichtige Währungen zu entwerten droht: Dann möchten sie den abstrakten Reichtum lieber anfassen können, als darauf zu vertrauen, dass er im Prozess seiner Vermehrung seine adäquate Existenzweise hat. Die Abrechnung, die in der Krise passiert und von dem Wert, den die kapitalistische Kunst aus zukünftigen Erträgen ableitet, nicht viel übrig lässt, verstehen sie als Widerlegung des Funktionalismus, den das Kreditgewerbe so exzessiv praktiziert. Tatsächlich wird der marktwirtschaftliche Reichtum durch seine Krise aber keineswegs auf seinen ‚wahren‘ oder ‚harten Kern‘ zurückgeführt. Da fällt vielmehr das Kreditgewerbe ein extrem kritisches Urteil über die Untauglichkeit der restlichen Wirtschaft als Mittel seines fortgesetzten Wachstums. Und damit zielt es auf den Neubeginn eines ‚gesundgeschrumpften‘ Geschäftslebens – mittels Kredit. Gold, Silber oder andere ‚Moneten‘ sind nicht die Wahrheit der modernen Welt-Marktwirtschaft, im Gegenteil: Deren Ruin wäre komplett, wollte man das Funktionieren des abstrakten Reichtums allen Ernstes wieder an das gesellschaftlich verfügbare Quantum irgendeiner Geldware binden.


      6) Die Banken bieten ihren Firmenkunden dafür verschiedene Alternativen. Mit einem Optionsgeschäft erwirbt der Kunde das Recht, einen Betrag in fremder Währung, den er zu einem zukünftigen Zeitpunkt erwartet oder zahlen muss, zum aktuellen oder einem aktuell festgelegten Wechselkurs zu verkaufen oder zu kaufen; die Bank trägt das Risiko einer verschlechterten oder verbesserten Währungsrelation und kassiert eine dem Risiko angemessene Prämie. Beim eigentlichen Devisentermingeschäft modifiziert die Bank das aktuelle Austauschverhältnis – den ‚Kassakurs‘ – durch die Differenz zwischen den Interbanken-Zinsen, die für den Betrag an heimischer, und denen, die für den entsprechenden Betrag in fremder Währung bis zum Erfüllungszeitpunkt des Kontraktes zu berechnen sind; mit dem Effekt, dass ein höherer Zinssatz, üblich bei schlechterer, tendenziell entwerteter Währung, den Kauf des fremden Geldes zu einem späteren Termin für den Kunden um die Zinsdifferenz verbilligt, ihren Verkauf auf Termin entsprechend verteuert. Und so weiter.


       Für die Banken sind solche Absicherungsgeschäfte die ergiebige, für sich genommen aber langweilige Basis für einen gewaltigen Überbau an spekulativen Geschäften der ‚abgeleiteten‘ Art.


      7) Zur politischen Ökonomie des Außenhandels steht mehr in Margaret Wirth/Wolfgang Möhl, Arbeit und Reichtum, München 2014, Kapitel V.1. Konkurrenz über Staatsgrenzen hinweg, S. 102-106.


      8) Für die nötigen Eingriffe, die ‚stabilisierenden‘ wie für als fällig erachtete Korrekturen an den Wechselkursen, haben sich die Staaten unter dem Regime des Internationalen Währungsfonds ein Repertoire an Instrumenten erarbeitet. Am wichtigsten sind die verschiedenen Wechselkursregimes, die auf unterschiedliche nationale Problemlagen und wirtschaftspolitische Zielsetzungen zugeschnitten sind: Staaten, die kein Problem mit dem Nachweis ihrer internationalen Zahlungsfähigkeit haben und ihre nationale Industrie in der Konkurrenz ums Geld der Welt gut aufgestellt finden, überantworten die Bewertung ihrer Kreditgelder der Konkurrenz der Geldhändler und verlangen das auch von ihren schwächeren Partnern; diese bevorzugen ein Reglement mit staatlich festgesetzten Währungsparitäten sowie mit Vorschriften, die z.B. die nationale Bankenwelt zur Ablieferung eingenommener Devisen an eine staatliche Instanz verpflichten, den Zugriff auf Devisen generell oder je nach Verwendungszweck beschränken, verteuern oder verbilligen usw.


       Die Deutsche Bundesbank unterscheidet in einer Aufstellung zum 31.12.2001 – in der Broschüre Weltweite Organisationen und Gremien im Bereich von Währung und Wirtschaft, März 2003, S.27 – „Regelungen in Form eines ‚Currency Board‘“ und „Sonstige konventionelle Regelungen mit festen Wechselkursen (einschließlich de-facto-Festkursen bei kontrolliertem Floating) – Das Land bindet seine Währung (formell oder de facto) mit einem festen Kurs an eine große Währung oder einen Währungskorb, wobei der Wechselkurs innerhalb einer engen Bandbreite von weniger als 1  % um einen Leitkurs schwankt –“, „Feste Wechselkurse innerhalb horizontaler Bandbreiten“, „Stufenweise Kursanpassungen“, „Wechselkurse innerhalb stufenweise angepasster Bandbreiten“, „Kontrolliertes Floating ohne einen vorgegebenen Wechselkurspfad“ – davon kennt sie 42 – und schließlich – in 40 Fällen – „Unabhängiges Floating – Der Wechselkurs wird vom Markt bestimmt, wobei etwaige Devisenmarktinterventionen die Veränderungsrate dämpfen und übermäßige Wechselkursschwankungen verhindern, jedoch kein bestimmtes Kursniveau herbeiführen sollen.“


      9) In der Praxis des Geldhandels dienen die paar handgezählten Weltwährungen als überall leicht verfügbares Mittelglied; sie verdienen sich damit ihre wissenschaftliche Bezeichnung als ‚Vehikelwährung‘. Sehr übersichtlich wird außerdem das Liquiditätsmanagement international agierender Banken: Die können ihre Vorratshaltung an flüssigen Mitteln auf die wenigen als Weltgeld anerkannten Währungen beschränken. Dass es von denen mehrere gibt, die sich wechselseitig messen und gegeneinander ihre eigenen Kursbewegungen ausführen, macht das Wechselgeschäft wieder etwas komplizierter und das Spekulieren wieder interessant.


      10) Wie sehr die Staaten durch kapitalistische Eigentumsverhältnisse ihre Souveränität berührt sehen, wird deutlich an dem generellen politischen Vorbehalt, unter den sie die von ihren Partnerstaaten geschützte grenzenlose Bewegungsfreiheit des Kapitals stellen, insbesondere an den sicherheitspolitischen Gesichtspunkten, die sie da geltend machen. Als Beispiel mag der Artikel 3 aus dem OECD Code of Liberalisation of Capital Movements dienen:


       „The provisions of this Code shall not prevent a Member from taking action which it considers necessary for:


      i) the maintenance of public order or the protection of public health, morals and safety;

      ii) the protection of its essential security interests;

      iii) the fulfilment of its obligations relating to international peace and security.“


       Aufschlussreich ist in dem Zusammenhang auch der Streit zwischen Europäern und Amerikanern in den Verhandlungen um ein transatlantisches Freihandelsabkommen um die Einrichtung nichtstaatlicher Schiedsgerichte für Streitigkeiten zwischen Investoren und Regierungen: Was die Sache brisant macht, ist ja nicht der private oder öffentliche Status solcher Gerichte, sondern dass kein Geringerer als die Rechtsgewalt der amerikanischen Weltmacht dahintersteht und in anderen Staaten, sogar in der EU, die Vollstreckung allfälliger Urteile über verletzte Eigentumsrechte durchzusetzen vermag.


      11) Notenbanken, bei denen sich Überschüsse aus der Außenwirtschaft ihres Landes ansammeln, legen ihre Devisenvorräte nicht für allfällige Nachfrage zurück, sondern in den besonders ‚liquiditätsnahen‘ Schuldpapieren der Staatshaushalte von Weltgeld-Nationen an. Exemplarisch die Deutsche Bundesbank:


       „Die Devisenreserven der Bundesbank sind zum größten Teil in festverzinslichen Wertpapieren des US-Schatzamtes angelegt, die bei der Federal Reserve Bank in New York verwahrt werden. Ein kleiner Anteil des US-Dollar-Portfolios ist in festverzinslichen Wertpapieren anderer Emittenten mit höchster Bonität investiert. Daneben legt die Bundesbank Devisenreserven bei einigen ausgewählten Geschäftsbanken in Form von kurzfristigen Zeitgeldern an. Zusätzlich werden Wertpapierpensionsgeschäfte durchgeführt. Yen-Reserven werden in festverzinslichen Wertpapieren des japanischen Staates gehalten oder sind bei der Bank von Japan angelegt. Die Verwaltung der Währungsreserven erfolgt nach einem mehrstufigen Ansatz. Zunächst trifft der Vorstand die strategischen Entscheidungen, wobei eine Balance zwischen den Kriterien Ertrag, Liquidität und Risiko gefunden werden muss. Als Kernelemente der Anlagepolitik gibt er Höhe und Struktur der Devisenreserven sowie die Palette der verwendbaren Instrumente vor, setzt den Rahmen für die Limitierung der Zins-, Liquiditäts- und Kreditrisiken und bestimmt die Organisation des betrieblichen Anlageprozesses.“ (aus der schon genannten Broschüre Die Deutsche Bundesbank, S.180)


      12) Ein einziges Land, die VR China, verfolgt seit Beginn des Jahrhunderts zielstrebig, dabei sehr methodisch und erfolgreich das Projekt, mit der großen Masse seiner Exportüberschüsse und des damit verdienten Devisenschatzes den ‚Aufstieg‘ vom Schwellenland zu einer Weltgeldmacht der ersten Kategorie zu bewältigen. Näheres dazu ist ausgeführt in der Zeitschrift GegenStandpunkt, Heft 1-14 und 4-15.


      13) Die Abwägung zwischen nationaler Autonomie in Angelegenheiten der internationalen Konkurrenz und Eingliederung in eine neu eröffnete globale Dollarwirtschaft hat Amerika den nach Weltkrieg Nr. 2 übriggebliebenen, teils besiegten, teils ausgepowerten kapitalistischen Konkurrenten dadurch leicht gemacht, dass es ihnen mit der Eröffnung von Kriegsbündnissen unter seiner Führung gegen das sowjet-kommunistische ‚Lager‘ praktisch keine Alternative offen gelassen hat. Das Szenario eines finalen Weltkriegs mit strategischem Atomwaffeneinsatz sorgte für Bündnisdisziplin; und mit der war und blieb die Junior-Partnerschaft in Fragen der Weltordnung im Allgemeinen, der kapitalistischen Konkurrenz im Besonderen untrennbar verbunden. Die imperialistische Alternative der Vorkriegszeit, die Aufteilung der Welt in konkurrierende Kolonialreiche mit souveränem Zentrum und abhängiger Peripherie, hatte unter den Bedingungen des ‚Ost-West-Gegensatzes‘ keine Chance; nicht nur wegen des Aufruhrs in den kolonialen Besitzungen, sondern weil auf der einen Seite der sowjetische Ex-Verbündete die antikolonialen Befreiungsbewegungen unterstützte; auf der anderen Seite hatte der amerikanische Alliierte für die von den einstigen Metropolen in Abhängigkeit gehaltenen Länder eine andere Verwendung, nämlich als Basis für autonome antikommunistische Staatsgewalten und als fürs US-Kapital frei zugängliche Wirtschaftszonen.


      14) Diese Betreuungsverhältnisse werden bisweilen als Wiederkehr kolonialer Verhältnisse kritisiert. Tatsächlich haben die Kolonialmächte fremde Länder ihrer politischen Hoheit unterworfen und auf der Basis Investitionen zugelassen und auch selber vorgenommen, um ihren Besitz als Reichtumsquelle nutzbar zu machen. Die heute durchgesetzte Art der Ausnutzung fremder Staaten, nämlich auf dem Wege bzw. auf Basis staatlichen Kredits und Schuldendienstes, überlässt den inneren Gewaltgebrauch und damit alle Bemühungen um die Herrichtung des Landes zur Geldquelle dem Schuldner; der fremde Souverän wird für den Dienst seines Landes am Recht des Eigentums auf Vermehrung im Allgemeinen, der auswärtigen Eigentümer auf Bereicherung im Besonderen haftbar gemacht. Das ist der große menschheitsgeschichtliche Fortschritt des vorigen Jahrhunderts.
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    Anhang 1)


    National-Ökonomie

    mit internationalisiertem Kapital


    Das staatliche Interesse gilt dem Erfolg des Kapitals. Die politische Macht sichert die Privatmacht des Geldes, befördert das Wachstum der Geschäfte, welche dem Staat einerseits seine Revenue sichern, andererseits die Produktionen, die er mit dieser Revenue kauft. Der Ersatz von Revenue durch Kredit ergibt sich sehr notwendig aus dem Bedarf an Schulden als Geschäftsmittel und Geschäftsartikel, welche garantiert sein wollen. Mit dieser Garantie emanzipiert sich der Staat bei seinen Haushaltsrechnungen prinzipiell von der ihm tatsächlich zufallenden Revenue – selbst der Goldschatz früherer Zeiten samt Goldstandard war ja nie dazu da, auf die Probe gestellt zu werden; der Fall wäre immerhin die Enteignung der für die Betreuung von Lohnarbeit und Kapital zuständigen Gewalt gewesen. Einmal eingeführt, entdeckt der Garant des Kreditsystems, dass Gewalt für ihn ein ganz guter Geldersatz ist, er sich also nicht am Nachzählen von für seine Kasse wirksamen Privatgeschäften orientieren muss, wenn er sich bedienen will. Dass er dennoch zählt, was die Konjunktur hergibt; dass er seine Verschuldung ordentlich verbucht und verzinst, also alles nach den Regeln seiner Marktwirtschaft abwickelt, was ihm nur aufgrund seiner ökonomischen – weil politischen – Sonderstellung erlaubt ist, hat gute Gründe. Es nützt ihm nämlich gar nichts, dass er für seinen Machtbereich ‚eigentlich‘ jede Menge Kredit ‚schöpfen‘ und in Umlauf bringen kann. Wenn – per Krise, per Akkumulation von Nullen – der Kredit sein Vertrauen einbüßt, ist seine ökonomische Macht dahin.


    Erfahren haben dies die kapitalistischen Nationen von Anfang an über ihre Konkurrenz und die kritischen Wirkungen, welche aus der Internationalisierung der Geschäfte gefolgt sind.


    Der grenzüberschreitende Verkehr von Ware und Kapital ist jeder Nation recht; auch die Richtung, in der etwas an- oder fortgeschleppt wird, ist dabei nicht von Belang; es geht allemal um einen Dienst an den Geschäften, wenn Konsumtions- und Produktionsmittel auswärts erstanden oder preiswerte Waren exportiert werden. Allerdings zeigt sich schon am Warenhandel, dass erstens die politische Garantie für die Privatmacht des Geldes auf einer kontinuierlichen Übereinkunft zwischen den Souveränen beruht. Zweitens beruht der internationale Handel nicht nur auf der formellen Absprache, dass er getrost stattfinden solle, sondern zugleich auf einer ökonomischen Zusage an die auswärtigen wie an die einheimischen Internationalisten ihres privaten Kapitalwachstums. Die Bezahlung in gutem Geld will sichergestellt sein, weil sonst die fremden Geschäftsleute sauer sind und ihr Staat dazu, die einheimischen aber nicht minder, da sie mit der regelmäßigen Zufuhr bzw. Nachfrage rechnen, sich von ihr abhängig gemacht haben. Drittens scheiden sich an manchen Ergebnissen solcher durchaus erwünschten zwischenstaatlichen Regsamkeit die Interessen von Kapitalisten und Staat. Die Elementarform dieser Entzweiung stammt aus den Tagen des Edelmetalls in seiner Funktion als ‚Deckung‘ der nationalen Umlaufsmittel – und am Begriff des Goldabflusses hat sich bis heute nichts geändert. Der Staat musste im ungünstigen Fall bezahlen, mit wirklichem Wert aus seinem Schatz. Seine Enteignung war die Folge von ‚Ungleichgewichten‘ (hieraus die diesbezüglichen Ideale der VWL); und ob er sie sich leisten konnte oder wollte, entschied über seine weitere Brauchbarkeit als Garantiemacht, mithin über die Kontinuität des Handels mit ‚seinen‘ Kapitalisten, denen die getätigten Geschäfte ja recht waren und künftige sehr wichtig.


    Den Kapitalexport und das moderne Kreditsystem hinzugenommen, macht sich die Identität der ökonomischen Interessen von Kapitalisten und Staat genauso bemerkbar – und ihre Scheidung ebenfalls. Erstere ist wieder einfach: Keine Nation hat etwas dagegen, dass unter ihrer Aufsicht vermehrtes Kapital neue Anlagesphären sucht oder auswärts erübrigter Mehrwert unter ihrer Hoheit neue Geschäfte anzettelt. Deswegen sind ja die Multis immer und überall. Da sich moderne Staaten aber nicht mehr den gelegentlichen unfreiwilligen Übergang zur Gewalt als einziger Garantie ihres Geldes (bei Goldabfluss) antun, sondern sich dies im gesamten Kreditüberbau beständig herausnehmen; da der Goldstandard schon für den Warenhandel ein dauernd drohendes und immer wieder fälliges Hindernis für die privat kalkulierten Geschäfte darstellt; da minderbemittelte Staaten weder von sich aus noch vom Standpunkt ihrer Kontrahenten einen Grund für die Stornierung internationaler Geschäfte abgeben – schon gleich nicht für Kapitalisten –, ist mit dem fälligen Kapitalexport auch zunehmend der blöde Goldstandard aufgegeben worden.


    Die Scheidung besagter Interessen gestaltet sich – egal, ob man die Übergänge in begrifflicher oder historischer Reihenfolge aufsagt – heute etwas komplizierter. Das ist deswegen nicht verwunderlich, weil die Staaten so unbedingt auf der Identität gerade bei der Internationalisierung des Geschäftemachens bestehen. Sie treten als Garantiemächte ihrer Kreditzettel auf, aber nur noch relativ zum Stand der getätigten Geschäfte, nicht mehr nach dem absoluten Maßstab der Erhaltung ihrer ökonomischen Macht. Ein Defizit oder Plus soll da nicht mehr das Kriterium sein für die Entscheidung, ob sie noch für ihre Währung geradestehen – umgekehrt sollen die Geschäftsleute zusehen, welche Vor- und Nachteile mit der einen oder anderen Währung, also der ökonomischen Potenz von deren Unterzeichner verbunden sind: Schwankende Wechselkurse sind die Regel.


    Unter dem neuen Regime besteht für Kapitalisten eine Gefahr sicher nicht mehr: dass eine einmal in den Weltmarkt integrierte Nation wegen Schwierigkeiten bei der Saldierung von Überschüssen ‚aussteigt‘. Dafür müssen sie bei sämtlichen Auslandsgeschäften die Risiken in Rechnung stellen, die sich aus der Veränderung der Währungsparitäten ergeben. Der praktische Umgang damit verschafft dem internationalen Geldhandel einige neue Aufgaben und Verdienstmöglichkeiten.


    Für die Staatskassen tritt an die Stelle der Sorge um Plünderung die Aufgabe, die Entwertung zu kontrollieren. Import und Export, von Waren und Kapital, finden statt; die aus ihren Bewegungen entspringende Nachfrage nach nationalem Kredit ist jetzt die Garantie für die Stabilität des Staatsschatzes, der nationalen ‚Kaufkraft‘. Nichts für sich ist ein Vor- oder Nachteil, weil es auf lauter Vergleiche ankommt. Und während Kapitalisten aus jeder der elementaren Geschäftsarten auf dem Weltmarkt ihren Erfolg herkriegen, stehen Staaten mit ihrer Bilanzierung der Wirkungen auf ihre ökonomische Macht immer auch kritisch dazu.


    Dennoch ist die Versöhnung zwischen den Interessen eines Staates und derer, die die Privatmacht ihres Geldes mehren, kein leerer Wahn. Aus sehr vertrauten Idealen und Tatsachen lässt sich das Rezept für diese von jeder Nation erstrebte Harmonie unschwer entnehmen: Wer freut sich denn über seinen Status als ‚Exportnation‘, wer sinnt denn auf ‚Devisenbeschaffung‘ und ‚Importsubstitution‘, für wen ist denn Kapitalexport keine ‚Kapitalflucht‘ und keine Minderung der Nachfrage nach seinem Geld mit der Folge seiner relativen Entwertung, so dass die Importe auch nicht teurer werden? Usw.


    Die Antwort ist einfach; und die praktische Bewährungsprobe in der internationalen Konkurrenz entscheidet sich an ihr, längst bevor die ‚Standortfrage‘ aufgrund von Krisen der Weltwirtschaft die Gemüter erhitzt: Erfolgreich und mit den Umtrieben der Kapitalisten in aller Welt rundum zufrieden ist die Nation, die eine Wirtschaft verwaltet, welche zu all dem in der Lage ist: die enorm preiswerte Produkte auszuführen vermag, vom Ausland locker preiswerte Ware ersteht, exportfähige Überschüsse erwirtschaftet, deshalb für Kapitalimport attraktiv ist...


    *


    Staaten gebrauchen ihre Souveränität auf der einen Seite dazu, den Geschäftsleuten ohne Ansehen der Rasse werbend zu kommen; auf der anderen Seite suchen sie ihnen nicht genehmen ‚fremden‘ Ex- und Importeuren ihren Erfolg streitig zu machen. In der hübschen Mischung aus wohlwollendem Entgegenkommen und gerechter Bestrafung, Beförderung und Behinderung dokumentieren Staaten allemal, dass sie da auf etwas angewiesen sind, das zugleich ihrem Einfluss unterliegt. Wie weit der Einfluss geht, ist freilich nach beiden Seiten hin eine Frage, die sich an den ökonomischen Potenzen entscheidet, über die eine Nation bereits verfügt, die sie in der Benutzung des Weltmarkts schon hat an sich ziehen können. Dieses konkurrenzfeindliche Gesetz der imperialistischen Konkurrenz bestätigt sich an Schutzzöllen wie an Subventionen, an Verstaatlichungen wie an Privatisierungen, an Steuertechniken etc., also an sämtlichen Maßnahmen, die in den Katalog der ‚Einflussnahme‘ gehören. Immerhin aber zeugen diese Maßnahmen eben davon, dass Nationen aus den gelaufenen Entscheidungen von Kapitalisten – an denen sie gewöhnlich schon als gute oder schlechte Geschäftsbedingung beteiligt waren – den Schluss ziehen, korrigierend tätig werden zu müssen. Wenn schon so viel für die Nation von den Entscheidungen im Geschäftsleben abhängt, dann soll sich die Gewalt des Staates auch als das bemerkbar machen, was sie umgekehrt für das Produzieren und (Ver)Kaufen ist: eine schwer entscheidende Bedingung fürs Geschäft.


    Wenn weder die einschlägigen Angebote noch die beschränkenden Eingriffe in die Weltmarktkonkurrenz – die also wegen der Dazwischenkunft der Staaten nie ‚frei‘ ist – wirksam sind, kriegt der betreffende Staat die Rechnung präsentiert, und zwar in Gestalt der Tauglichkeit seiner Währung für Weltmarktgeschäfte, die nachlässt. Das kann mit dem Kursverfall losgehen, ist aber so richtig fertig erst, wenn die mangelnde Nachfrage zu so etwas wie einer Qualität des Nationalgeldes wird. Ausscheiden aus der internationalen Konkurrenz ist zwar auch dann nicht angesagt, aber die Teilnahme läuft dann ohne bestimmendes Setzen von Bedingungen ab, eher in Form von Konditionen, die Unterwerfung unter die Bedürfnisse irgendwelcher Kapitalisten beinhalten. Umgekehrt sieht das Ergebnis bei Nationen aus, die einer Mannschaft von Kapitalisten Obdach gewähren, die rentabler Im- und Exporte fähig sind.


    Allerdings hat es mit dem Vergleich von Nationalkrediten, der ihren Stand besichtigt und den als Ergebnis würdigt, nicht sein Bewenden. Die Berücksichtigung dieses Ergebnisses als Bedingung für Produktion und Handel steht in Konkurrenz zu den Geschäften des Geldkapitals, dessen Vorgehen sich eben nicht an seiner Herkunft, am Grund des Kredits orientiert. Dass es den Kredit braucht für den Zirkulationsprozess des produktiven Kapitals, interessiert die Geldkapitalisten herzlich wenig – nicht einmal dann, wenn sie personalidentisch mit einer ehrlichen Firma sind.


    Mit dem Vergleich der Wechselkurse hat die Sphäre, in der Schulden der einzige Geschäftsartikel sind, ein zusätzliches Anlagekriterium und Spekulationsobjekt zur Verfügung. Vom Handelskredit über das Leihkapital bis zum Aktienhandel ist jede Transaktion dieser Abteilung der Plusmacherei auch eine Entscheidung, die sich an der Bewegung der Währungen orientiert und bisweilen nur wegen der für fällig erachtet wird. Was da vor sich geht, ist ein Hin und Her von Kapitalströmen, das mit Angebot und Nachfrage, wie sie aus Produktion und Handel hervorgehen, nichts zu schaffen hat. Große Firmen verdienen manches Jahr mehr mit ihren Finanzgeschäften als mit ihrer Wertarbeit, und der nationale Haushalt der Länder, die für solche Spekulationen in Frage kommen, verbucht Zu- und Abflüsse, mit denen nichts anderes gekauft wird als Geld und Eigentumstitel.


    Insofern sind staatliche Probleme mit dem Nationalkredit Index von etwas ganz anderem als von vaterlandslosem Standortwechsel – nämlich von Entscheidungen für eine Nation in ihrer Eigenschaft als Garant privaten Reichtums in Gestalt von Kredit. Dass darüber das Kreditvolumen der mit Spekulation beglückten Nationen zunimmt, aber auch das von Staaten, aus deren Währung auswärtiges Geld bezahlt wird, ist klar. Schwieriger ist schon die Ermittlung von Nutzen & Schaden; denn nun ist die ökonomische Macht des Staates internationalisiert. Was diesen dazu bringt, das internationale Finanzgeschäft als Hebel seines Haushalts zu betrachten. Er kümmert sich dabei nicht nur um seinen Bedarf an Schulden, sondern um die Erhaltung von deren Wert durch die Beeinflussung von Nachfrage und Zufuhr auf den Geldmärkten vermittels (a) Konditionen, vor allem Zins, (b) eigenen Auftretens als Nachfrager und Anbieter, (c) Kooperation auf dem Feld des internationalen Kredits in Ergänzung der Konkurrenz.


    Sich um die relative Brauchbarkeit des eigenen Kredit(geld)s kümmern: Das ist die moderne Art, ‚Goldabfluss‘ abzuwenden...


    


    
      

      1) Die fertiggestellten ersten Abschnitte eines vor längerer Zeit geplanten Aufsatzes über den modernen Weltmarkt, die hier wiedergegeben werden, waren eine Vorlage für die Ausarbeitung der Kapitel III und IV dieses Buches.
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    Faschismus – das weiß jeder, das hat man gelernt – ist das Gegenteil von Demokratie: Unrechtsherrschaft statt Herrschaft des Rechts; speziell der deutsche Nationalsozialismus ein System des Verbrechens, das alle Errungenschaften neuzeitlicher Politik außer Kraft setzt. Und trotzdem: 50 Jahre nach Hitlers Ende sind Warnungen vor einer jederzeit drohenden Wiederkehr des Faschismus an der Tagesordnung: Eine dauernde Gefahr soll er sein, die nur durch eine unermüdliche Anstrengung aller Demokraten in Schach gehalten werden kann. Wie das, wenn Demokratie und Faschismus doch so unvereinbar sind wie gut und böse?


    Kein Zweifel: Demokraten halten vom Faschismus nichts – sonst wären sie ja keine mehr. Allerdings kennen sie jede Menge nationaler „Probleme“, insbesondere solche „sozialpolitischer“ Art, um deren „Lösung“ Faschisten jederzeit die Konkurrenz mit ihnen aufnehmen könnten und durchaus nicht von vorneherein die schlechteren Karten hätten – deren „Politikentwurf“ kann soviel anders als der demokratische gar nicht sein. Wäre nicht allgemein bekannt, wie das Stück ausgegangen ist, dann fänden sich die aus Schaden klug gewordenen Demokraten in ihrer strikten Absage an den Faschismus anscheinend entwaffnet. „Nach Auschwitz“ dagegen ist alles klar – und man erspart sich eine politische Faschismuskritik, mit der Demokraten sich, zugegebenermaßen, schwer täten.


    Die Sache wird nicht besser, wenn radikalere Antifaschisten die real existierende Demokratie aufs Korn nehmen und ihr keinen schlimmeren Vorwurf zu machen wissen als den, sie sei eine einzige schiefe Ebene abwärts zum Faschismus. Wie alle Demokraten operieren auch sie mit der „Unvergleichbarkeit“ der beiden Alternativen – und ziehen nur die Grenzlinie anders.


    Für einen sachlichen Vergleich zwischen Demokratie und Faschismus spricht durchaus ein praktiches Interesse, und so ist es nicht bloß von historischem Wert, sich mit den Leistungen der nationalsozialistischen Herrschaft auseinanderzusetzen – und mit der Kritik der damaligen und heutigen Gegner des Faschismus.


    • Der Begriff des Faschismus

    • Hitler – ein deutscher Politiker

    • Demokratische Faschismustheorie – oder: ‚Wie konnte es dazu kommen?‘

    • Demokratische Vergangenheitsbewältigung

    • Die verkehrte Faschismus-Theorie der Kommunistischen Internationale
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